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Kurz gefasst  aus Berlin und Brandenburg

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen  Jahr 2011

⌜⌜ Wirtschaftswachstum in Berlin  
unterdurchschnittlich und in Brandenburg  
im Durchschnitt der neuen Länder
Die Wirtschaftsleistung in Berlin und Brandenburg ist 
im Jahr 2011 moderat gewachsen. Preisbereinigt lag das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) im Jahr 2011 in Berlin um 
2,1 % und in Brandenburg um 2,8 % über dem Niveau 
des Vorjahres. Damit erreichte das Wirtschaftswachs-
tum beider Länder nicht die bundesdurchschnittliche 
Entwicklung von 3,0 %. In den neuen Ländern fiel der 
Anstieg mit 2,8 % etwas schwächer aus als in den alten 
Bundesländern mit 3,1 %. Das zeigen die jüngst vom 
Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
der Länder“ vorgelegten Zahlen der ersten vorläufigen 
Berechnung des BIP im vergangenen Jahr.

Mit dieser Entwicklung belegte Berlin im Vergleich 
der Bundesländer nur den 14. Platz, Brandenburg wurde 
Zehnter. Am stärksten wuchs die Wirtschaft mit über 4 % 
in Baden-Württemberg und im Saarland. Diese Länder 
gehörten bereits 2010 zu den wachstumsstärksten, 
konnten aber damals die Rückgänge im Jahr 2009 – wie 
auch weitere Bundesländer – noch nicht ausgleichen. 
Dagegen hatten Berlin und Brandenburg bereits 2010 das 
im Vorkrisenjahr 2008 erwirtschaftete BIP übertroffen.

So trug 2011 in beiden Ländern das Produzierende Ge-
werbe mit hohen Zuwächsen vor allem im Verarbeiten-
den Gewerbe und Baugewerbe zur Wirtschaftsleistung 
bei. Der Anteil dieser beiden Bereiche zusammen betrug 
in Berlin ca. 14 % und in Brandenburg etwa 20 %. Die 
Entwicklung im Verarbeitenden Gewerbe beider Länder 
verlief besser als im Durchschnitt aller Länder. Das traf 
auch auf das Baugewerbe in Brandenburg zu.

Dominiert wird die Wirtschaft in Berlin und Branden-
burg allerdings von den Dienstleistungsbereichen, die 
2011 nur noch leicht zunahmen und deutlich unter der 
bundesdurchschnittlichen Entwicklung blieben. In 
Berlin stützte sich die Entwicklung des Dienstleistungs-
sektors vor allem auf ein gutes Ergebnis im Kredit- und 
Versicherungsgewerbe und in Brandenburg im Verkehr 
und der Lagerei.

Mit der jüngsten Veröffentlichung der ersten vor-
läufigen Länderzahlen zum BIP im Jahr 2011 legt der 
Arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der 
Länder“ erstmals Ergebnisse der regionalen Wirtschafts-
entwicklung nach der Revision 2011 in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) vor, die auf die 
revidierten Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
für Deutschland vom Februar 2012 abgestimmt sind. Im 
Rahmen dieser Revision werden neben der Umstellung 
des Nachweises der Wirtschaftsstruktur gemäß der bis-
herigen Wirtschaftszweigklassifikation WZ 2003 auf die 
WZ 2008 auch eine Reihe methodischer Verbesserungen 
der Wertschöpfungsberechnungen vorgenommen und 
neue Ausgangsstatistiken verwendet.

Aufgrund der noch nicht abgeschlossenen Revisions-
arbeiten in den regionalen VGR konnten zu diesem 
Zeitpunkt die Ergebnisse nicht im üblichen Umfang 
und einer Gliederung der Bruttowertschöpfung (BWS) 
nach Wirtschaftsbereichen dargestellt werden. Mit dem 
Ausweis vorläufiger Veränderungsraten des BIP 2011 
gegenüber dem Vorjahr nach Ländern sollten dennoch 
frühzeitig erste Informationen zur regionalen Wirt-
schaftsentwicklung 2011 zur Verfügung gestellt werden. 
Wegen revisionsbedingter Änderungen sind diese Ergeb-
nisse nur eingeschränkt mit den bisher veröffentlichten 
BIP-Daten der Vorjahre vergleichbar. (…)
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⌜⌜ Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung  
im Land Brandenburg auf Höchststand
Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
in Brandenburg lag am 30. September 2011 um 11 400 
Personen bzw. 1,5 % über dem Beschäftigungsniveau 
von vor einem Jahr. Insgesamt verfügten damit 776 000 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte über einen 
Arbeitsplatz in Brandenburg. Das war nach dem Jahr 
2001 die bislang höchste Zahl sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigter, die in Brandenburg registriert wurde. 
Bereits seit Mitte 2006 hält die Zunahme der Beschäftig-
tenzahl ununterbrochen an.

Die Beschäftigungsentwicklung fiel in Brandenburg 
Ende September 2011 wie schon seit Ende 2010 deutlich 
geringer als im Durchschnitt aller Bundesländer aus. 
Deutschlandweit lag die Beschäftigung um 2,5 % über 
dem Vorjahreswert.

(…) Die Zahl der Personen, die sich am 30. Septem-
ber 2011 in einer Ausbildung befanden, lag um 4 600 
unter dem Vergleichswert des Vorjahresstichtages. Der 
Rückgang in Brandenburg mit 11,2 % fiel fast viermal 
so stark wie in Deutschland (–3,0 %) aus. Bereits zum 
Ausbildungsbeginn ein Jahr zuvor war die Zahl der 
Auszubildenden um 10,1 % gesunken. Insgesamt gab es 
am Arbeitsort Brandenburg 36 200 Personen, die einer 
Berufsausbildung nachgingen.

⌜⌜ Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung  
in Berlin auf Höchststand
Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
in Berlin lag am 30. September 2011 um 32 900 Personen 
bzw. 2,9 % über dem Beschäftigungsniveau von vor 
einem Jahr. Insgesamt verfügten damit 1 178 500 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte über einen 
Arbeitsplatz in Berlin. Das war nach dem Jahr 2000 
die bislang höchste Zahl sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigter, die in Berlin registriert wurde. Bereits 
seit Mitte 2006 hält die Zunahme der Beschäftigtenzahl 
ununterbrochen an.

Die Beschäftigungsentwicklung fiel in Berlin Ende 
September 2011 stärker als im Durchschnitt aller Bundes-
länder aus. Deutschlandweit lag die Beschäftigung um 
2,5 % über dem Vorjahreswert. 

(…) Die Zahl der Personen, die sich am 30. Septem-
ber 2011 in einer Ausbildung befanden, lag um 2 800 
unter dem Vergleichswert des Vorjahresstichtages. Der 
Rückgang in Berlin mit 5,0 % fiel stärker als in Deutsch-
land (–3,0 %) aus. Bereits zum Ausbildungsbeginn ein 
Jahr zuvor war die Zahl der Auszubildenden um 5,1 % 
gesunken. Insgesamt gab es am Arbeitsort Berlin 52 400 
Personen, die einer Berufsausbildung nachgingen. 

Der Abwärtstrend bei der Zahl Auszubildender bei 
gleichzeitig steigender Beschäftigung ist in Branden-
burg bereits seit Ausbildungsbeginn im September 2007 
zu verzeichnen.

In Folge dieser Entwicklung nahm in Brandenburg der 
Anteil der Auszubildenden an der Gesamtzahl der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigten weiter ab. Ende 
September 2011 betrug der Anteil 4,7 % (September 
2010: 5,3 %). Die Vergleichswerte in Deutschland sanken 
von 6,1 % im September 2010 auf 5,8 % im September 
2011. (…)

Der Abwärtstrend bei der Zahl Auszubildender bei 
gleichzeitig steigender Beschäftigung ist in Berlin 
bereits seit Ausbildungsbeginn im September 2008 zu 
verzeichnen.

In Folge dieser Entwicklung nahm in Berlin der Anteil 
der Auszubildenden an der Gesamtzahl der sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigten weiter ab. Ende 
September 2011 betrug der Anteil 4,4 % (September 2010: 
4,8 %). Die Vergleichswerte in Deutschland sanken von 
6,1 % im September 2010 auf 5,8 % im September 2011. 
(…)

Erwerbstätigkeit  30. September 2011

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
am Arbeitsort Berlin, Brandenburg und Deutschland
von 2001 bis 2011

-4,0

-3,0

-2,0

-1,0

1,0

2,0

3,0

4,0

5,0

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Berlin

Brandenburg

Deutschland

Veränderung zum Vorjahresquartal in %

0,0

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und Auszubildende
am Arbeitsort Berlin und am Arbeitsort Land Brandenburg
am 30. September von 2001 bis 2011

60

65

70

75

80

85

90

95

105

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Berlin:
Auszubildende

Beschäftigte insgesamt

Land Brandenburg:
Auszubildende

Beschäftigte insgesamt

100

2000 = 100ˆ



4 Zeitschrift für amtliche Statistik  Berlin Brandenburg  3/2012

⌜⌜ Erneut weniger neu abgeschlossene  
Ausbildungsverträge in Berlin   
(…) Im Jahr 2011 sind in Berlin 17 923 Ausbildungsverträ-
ge neu abgeschlossen worden. Das sind 1 071 bzw. 5,6 % 
weniger als im Vorjahr.

Mit 10 778 Verträgen wurden die meisten Neuab-
schlüsse im Bereich Industrie und Handel getätigt, 
gefolgt vom Handwerk mit 4 457 und von den Freien 
Berufen mit 1 680. Bei den Neuabschlüssen gab es in 
nahezu allen Ausbildungsbereichen einen rückläufigen 
Trend. Im Bereich Industrie und Handel wurden 678 und 
im Handwerk 345 neue Verträge weniger unterzeichnet 
als noch im Jahr zuvor. Auch die Landwirtschaft, der 
Öffentliche Dienst und die Freien Berufe verzeichneten 
weniger Neuabschlüsse. Lediglich die Hauswirtschaft 
konnte einen Zuwachs um 25 neue Verträge verbuchen.

Ende 2011 hatten 46 622 Jugendliche einen Aus-
bildungsplatz im dualen System. Das waren 2 738 bzw. 
5,5 % weniger als im Vorjahr.

Die am stärksten besetzten Ausbildungsberufe bei 
den männlichen Auszubildenden waren der Kaufmann 
im Einzelhandel vor dem Kraftfahrzeugmechatroniker 
und dem Koch. Bei den weiblichen Auszubildenden lag 
die Kauffrau für Bürokommunikation vorn, gefolgt von 
der medizinischen Fachangestellten und der Kauffrau im 
Einzelhandel.

⌜⌜ Einbrüche bei den neu abgeschlossenen  
Ausbildungsverträgen Land Brandenburg
(…) Im Jahr 2011 sind in Brandenburg 12 124 Ausbil-
dungsverträge neu abgeschlossen worden. Das sind 1 462 
bzw. 10,8 % weniger als im Vorjahr.

Mit 7 888 Verträgen wurden die meisten Neuabschlüs-
se im Bereich Industrie und Handel getätigt, gefolgt vom 
Handwerk mit 2 711 und von den Freien Berufen mit 548. 
Bei den Neuabschlüssen gab es in allen Ausbildungs-
bereichen einen rückläufigen Trend. Im Bereich Industrie 
und Handel wurden 703 und im Handwerk 417 neue Ver-
träge weniger unterzeichnet als noch im Jahr zuvor. Auch 
die Landwirtschaft, der Öffentliche Dienst, die Freien 
Berufe und die Hauswirtschaft verzeichneten weniger 
Neuabschlüsse.

Ende 2011 hatten 33 358 Jugendliche einen Aus-
bildungsplatz im dualen System. Das waren 5 246 bzw. 
13,6 % weniger als im Vorjahr.

Die am stärksten besetzten Ausbildungsberufe bei 
den männlichen Auszubildenden waren der Kraftfahr-
zeugmechatroniker vor dem Industriemechaniker und 
dem Koch. Bei den weiblichen Auszubildenden lag die 
Kauffrau im Einzelhandel vorn, gefolgt von der Bürokauf-
frau und der Verkäuferin.

Bildung  Jahr 2011

⌜⌜ Pendlerverhalten der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in den Gemeinden  
des Landes Brandenburg 
Am 30. Juni 2011 gingen insgesamt 899 600 Personen 
mit einem Wohnort in Brandenburg einer sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung nach. (…) Davon 
hatte nur ein knappes Drittel ihren Arbeitsplatz auch in 
der Wohngemeinde. Die anderen zwei Drittel pendelten 
für eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
in andere Gemeinden. Von den insgesamt 613 000 
pendelnden Brandenburgerinnen und Brandenburgern 
mussten die meisten (41,6 %) für einen Arbeitsplatz ihr 
Bundesland verlassen. Nur bei 31,1 % lag der Arbeitsort 
im gleichen Landkreis, bei 27,3 % in einem anderen 
Landkreis Brandenburgs.

Das Arbeitsplatzangebot im Land Brandenburg hatte 
am 30. Juni 2011 Beschäftigung für 763 300 Personen 
geboten, darunter für 644 300 Brandenburgerinnen 
und Brandenburger. Hinzu kamen 119 000 Personen, die 
am 30. Juni 2011 zu einer sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung aus einem anderen Bundesland oder dem 
Ausland nach Brandenburg einpendelten.

Der Statistische Bericht „Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte im Land Brandenburg und deren Pendler-
verhalten nach Gemeinden“ steht im Internet zum kos-
tenfreien Download bereit. Diese Veröffentlichung ent-
hält für alle 419 Brandenburger Gemeinden sowohl die 
Zahl der Ein- und Auspendler als auch deren Herkunfts- 
bzw. Zielgebiet. Die Ergebnisse beruhen auf Auswertun-
gen der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
am Wohn- und Arbeitsort. (…)	

Erwerbstätigkeit  30. Juni 2011
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Verdienste  Jahr 2011

⌜⌜ Bruttomonatsverdienste in Berlin  
um 3,2 % gestiegen 
(…) Der durchschnittliche Bruttomonatsverdienst 
einschließlich Sonderzahlungen hat sich in Berlin im Jahr 
2011 gegenüber 2010 um 3,2 % erhöht. Die Verbraucher-
preise stiegen im Jahresdurchschnitt um 2,4 % und 
damit um 0,8 Prozentpunkte weniger als die Verdienste.

Für das 4. Quartal 2011 ergab sich im Vergleich zum 
Vorjahresquartal ein Verdienstzuwachs von +2,1 % 
(3 089 EUR). Damit hat sich in den letzten Monaten des 
Jahres 2011 der Anstieg der Bruttomonatsverdienste 
gegenüber dem Vorjahresquartal wieder deutlich 
abgeschwächt (1. Quartal: +3,3 %; 2. Quartal: +3,5 %; 
3. Quartal: +4,2 %) und lag im 4. Quartal 2011 sogar 
unter der Entwicklung der Verbraucherpreise, die sich 
auch im letzten Quartal 2011 mit +2,5 % im Vergleich 
zum Vorjahresquartal kontinuierlich weiter erhöhten.

Im Jahresdurchschnitt erhielten die Arbeitnehmer 
(Vollzeit, Teilzeit, geringfügig beschäftigt) in Berlin ein-
schließlich Sonderzahlungen 2011 monatlich 2 874 EUR, 
wobei im Produzierenden Gewerbe (3 659 EUR; +4,0 %) 
deutlich mehr als im Dienstleistungsbereich (2 744 EUR; 
+3,0 %) verdient wurde. Ein Teil des Anstiegs resultiert 
aus dem Rückgang der Kurzarbeit. Die deutlich höhere 
Steigerungsrate im Produzierenden Gewerbe hat ihre 
Ursache darin, dass der Dienstleistungsbereich nicht so 
stark von Kurzarbeit betroffen war.

⌜⌜ Bruttomonatsverdienste im Land Brandenburg  
um 2,6 % gestiegen
(…) Der durchschnittliche Bruttomonatsverdienst 
einschließlich Sonderzahlungen im Land Brandenburg 
hat sich 2011 gegenüber 2010 um 2,6 % erhöht. Die 
Verbraucherpreise stiegen im Jahresdurchschnitt um 
2,0 % und damit um 0,6 Prozentpunkte weniger als die 
Verdienste.

Für das 4. Quartal 2011 ergab sich im Vergleich zum 
Vorjahresquartal ein Verdienstzuwachs von +2,1 % 
(2 668 EUR). Damit hat sich in den letzten Monaten des 
Jahres 2011 der Anstieg der Bruttomonatsverdienste 
gegenüber dem Vorjahresquartal weiter abgeschwächt 
(1. Quartal: +2,7 %; 2. Quartal: +3,0 %; 3. Quartal: 
+2,7 %), während sich die Verbraucherpreise auch im 
4. Quartal 2011 gegenüber dem 4. Quartal 2010 mit 
+2,5 % kontinuierlich weiter erhöhten und der Ver-
dienstanstieg im letzten Quartal nahezu nur noch dafür 
ausreichte, den Preisanstieg auszugleichen.

Im Jahresdurchschnitt erhielten die Arbeitnehmer 
(Vollzeit, Teilzeit, geringfügig beschäftigt) im Land Bran-
denburg einschließlich Sonderzahlungen 2011 monatlich 
2 467 EUR, wobei im Produzierenden Gewerbe (2 651 EUR; 
+2,8 %) deutlich mehr als im Dienstleistungsbereich 
(2 400 EUR; +2,4 %) verdient wurde. Ein Teil des Anstiegs 
resultiert aus dem Rückgang der Kurzarbeit. Die deutlich 
höhere Steigerungsrate im Produzierenden Gewerbe hat 
ihre Ursache darin, dass der Dienstleistungsbereich nicht 
so stark von Kurzarbeit betroffen war.
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Vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer erhielten 2011 im 
Durchschnitt monatlich 3 564 EUR. Das sind 3,4 % mehr 
als im Vorjahr, wobei sich auch die wöchentliche Arbeits-
zeit infolge des weiteren Rückgangs der Kurzarbeit um 
0,3 %auf 39,0 Stunden erhöht hat. Je nach Qualifikation 
schwankten die Verdienste jedoch erheblich. Hierbei 
wird nach Arbeitnehmern in leitender Stellung, heraus-
gehobenen Fachkräften, Fachkräften sowie angelernten 
und ungelernten Arbeitnehmern unterschieden. So 
erhielten vollzeitbeschäftigte Fachkräfte (42,8 % der 
Arbeitnehmer) mit monatlich 2 851 EUR merklich 
weniger als den Durchschnittsverdienst der Vollzeit-
beschäftigten. Auch die Größe des Betriebes beeinflusst 
die Verdiensthöhe deutlich. In Betrieben bis 49 Arbeit-
nehmern verdienten vollzeitbeschäftigte Fachkräfte 
durchschnittlich 2 465 EUR. In Betrieben mit mehr als 
1 000 Arbeitnehmern waren es dagegen 3 347 EUR.

Teilzeitbeschäftigte verdienten 2011 durchschnittlich 
1 831 EUR brutto im Monat. Das sind 1,7 % mehr als im 
Vorjahr, die teilweise aus der Erhöhung der wöchent-
lichen Arbeitszeit um 0,9 % auf 26,3 Stunden resultieren. 
Geringfügig Beschäftigte verdienten 2011 durchschnitt-
lich 264 EUR monatlich. Das sind 2,7 % mehr als im 
Vorjahr. Die Anzahl der geringfügig Beschäftigten ging 
gegenüber 2010 um 6,4 % zurück.

Vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer erhielten 2011 im 
Schnitt monatlich 2 930 EUR. Das sind 2,8 % mehr als im 
Vorjahr. Je nach Qualifikation schwankten die Verdienste 
jedoch erheblich, wobei hier nach Arbeitnehmern in 
leitender Stellung, herausgehobenen Fachkräften, Fach-
kräften sowie angelernten und ungelernten Arbeitneh-
mern unterschieden wird. So lag der durchschnittliche 
Bruttomonatsverdienst vollzeitbeschäftigter Fachkräfte 
(50,3 % der Arbeitnehmer) mit 2 483 EUR deutlich unter 
dem Durchschnittsverdienst aller Vollzeitbeschäftigten. 
Auch die Größe des Betriebes beeinflusst die Verdienst-
höhe deutlich. In Betrieben bis 49 Arbeitnehmern ver-
dienten vollzeitbeschäftigte Fachkräfte durchschnittlich 
2 075 EUR. In Betrieben mit mehr als 1 000 Arbeitneh-
mern waren es dagegen 3 387 EUR.

Teilzeitbeschäftigte verdienten 2011 durchschnittlich 
1 752 EUR brutto im Monat. Das sind 0,4 % weniger als im 
Vorjahr, wobei die wöchentliche Arbeitszeit um 0,2 % auf 
28,7 Stunden sank.



6 Zeitschrift für amtliche Statistik  Berlin Brandenburg  3/2012

⌜⌜ Umsatzrückgang der Berliner Industrie 
Der Umsatz in den Berliner Industriebetrieben mit 50 und 
mehr Beschäftigten erreichte im März 2012 ein Volumen 
von 1,9 Mrd. EUR, 8,6 % unter dem Ergebnis vor Jahres-
frist. (…) Es wurden mit 0,9 Mrd. EUR im Inland 23,1 % 
weniger umgesetzt. Der Auslandsumsatz nahm dagegen 
um 7,9 % auf 1,1 Mrd. EUR zu. Die Zahl der Beschäftigten 
lag mit 82 104 Personen um 2,7 % über der im gleichen 
Vorjahresmonat.

Die größten Umsatzzugänge, verglichen mit dem 
Vorjahresmonat, konnte der Maschinenbau mit 40,6 % 
verzeichnen. Getragen wurde dieses Ergebnis von einer 
Steigerung der Auslandsnachfrage um 51,4 %. Zweistelli-
ge Zuwachsraten von 19,2 % meldeten auch die Hersteller 
von elektrischen Ausrüstungen. Die Nahrungsmittel-
industrie erwirtschaftete dagegen ein Umsatzminus von 
3,9 %, sowohl im Inland als auch im Ausland.

Das im 1. Quartal des Jahres 2012 von den Berliner 
Industriebetrieben erbrachte Umsatzvolumen beläuft 
sich auf insgesamt 5,4 Mrd. EUR, was einem Rückgang 
um 2,1 % gegenüber dem vergleichbaren Vorjahreszeit-
raum entspricht. Während der Inlandsumsatz um 15,5 % 
abnahm, erhöhte sich zugleich der Auslandsumsatz um 
12,4 %.

Industrie  März 2012

⌜⌜ Brandenburger Industrie steigert  
Auslandsumsätze 
Die 446 Brandenburger Industriebetriebe mit 50 und 
mehr Beschäftigten erzielten im März 2012 einen Umsatz 
von insgesamt 2,0 Mrd. EUR. Das waren 2,2 % mehr als 
im gleichen Vorjahresmonat. (…) Der Umsatz im Inland 
ging um 4,3 % auf 1,3 Mrd. EUR zurück, während der Aus-
landsumsatz um 18,5 % auf 0,7 Mrd. EUR anstieg. Ende 
März arbeiteten 79 360 Beschäftigte in den Betrieben der 
Brandenburger Industrie, was einer Zunahme von 2,3 % 
entspricht.

Besonders kräftige Umsatzsteigerungen im Vergleich 
zum Vorjahr erreichte der sonstige Fahrzeugbau (55,5 %) 
durch das Realisieren von in- und ausländischen Großauf-
trägen aus dem Vorjahr. In den anderen umsatzstarken 
Branchen entwickelten sich die Veränderungsraten im 
Vergleich zu den Umsatzzahlen im März 2011 unterschied-
lich. So meldeten die chemischen Industriebetriebe und 
die Nahrungsmittelhersteller Plusraten im Umsatz von 
5,9 % und 2,0 %. Dagegen verzeichneten die Hersteller 
von Papier, Pappe und Waren daraus, die Produzenten 
von Holz-, Flecht-, Korb- und Korkwaren sowie die metall- 
erzeugenden und -bearbeitenden Betriebe Umsatzein-
bußen von 3,4 %, 6,3 % und 6,9 %.

Im 1. Quartal dieses Jahres erwirtschaftete die Bran-
denburger Industrie gegenüber dem gleichen Vorjahres-
zeitraum insgesamt einen Umsatzzuwachs von 2,8 %. 
Die Geschäfte im Inland gingen dabei um 1,4 % zurück, 
während die Auslandsumsätze um 12,8 % zunahmen.

Auftragseingangsindex für das Verarbeitende Gewerbe in Berlin  
und in Brandenburg seit Januar 2012 (Basis 2005 ≙ 100; Volumenindex)
 

Zeitraum 
Auftragseingangsindex Veränderung zum Vorjahr in %

insgesamt Inland Ausland insgesamt Inland Ausland

Berlin

Januar 109,0 100,5 115,4 3,3 – 12,4 16,9
Februar 109,6 101,9 115,5 – 25,7 – 38,5 – 14,0
März 142,1 149,0 136,9 13,5 28,1 4,0

1. Quartal 120,2 117,1 122,6 – 4,6 – 11,4 0,8

Brandenburg

Januar 139,8 124,6 170,8 – 12,6 – 17,8 – 3,3
Februar 136,9 134,1 142,7 – 33,2 – 5,6 – 57,2
März 273,3 151,2 522,2 59,3 – 18,5 265,4

1. Quartal 183,3 136,6 278,6 2,5 – 14,5 28,0

⌜⌜ Mehr Aufträge für die Berliner Industrie 
(…) Das preisbereinigte Auftragsvolumen des Ver-
arbeitenden Gewerbes in Berlin nahm im März 2012 im 
Vergleich zum Vorjahresmonat um 13,5 % zu. Während 
die Inlandsnachfrage um 28,1 % stieg, erhöhte sich das 
Volumen an Auslandsaufträgen nur um 4,0 %.

Die Auftragsvolumina der Hersteller elektronischer 
und optischer Erzeugnisse (–4,0 %), der pharmazeuti-
schen Industrie (–1,7 %) und der Hersteller von elektri-
schen Ausrüstungen (–1,5 %) nahmen im Vergleich zum 
März 2011 ab. Dagegen konnten die Fahrzeugbauer ein 
Auftragsplus von 96,6 % verzeichnen. Hinter diesem posi-
tiven Ergebnis verbergen sich zwei Großaufträge aus dem 
Inland, die diese Steigerung um 289,1 % hervorrufen.

Betrachtet man das 1. Quartal 2012, so ergibt sich 
in Berlin ein Auftragsrückgang um 4,6 % im Vergleich 
zur Vorjahresperiode. Die Bestellungen aus dem Inland 
verringerten sich um 11,4 % und die Auslandsnachfrage 
stieg um 0,8 %.

⌜⌜ Höheres Auftragsvolumen der Brandenburger 
Industrie durch ausländische Großaufträge
Nachdem die Brandenburger Industrie in den beiden Vor-
monaten dieses Jahres Auftragsrückgänge zu verzeichnen 
hatte, stieg das preisbereinigte Auftragsvolumen im März 
2012 um insgesamt 59,3 % an. (…) Diese beachtliche 
Zunahme beruht hauptsächlich auf den Abschlüssen 
weniger stattlicher Großaufträge mit ausländischen 
Geschäftspartnern im Fahrzeugbau, wodurch die Verän-
derungsrate des Auftragseingangsindex für ausländische 
Order im Vergleich zum Vorjahresmonat auf 265,4 % 
kletterte. Dagegen sank die Inlandsnachfrage um 18,5 %.

Neben dem Fahrzeugbau meldeten auch die Hersteller 
von Metallerzeugnissen ein um 42,3 % höheres Auftrags-
volumen als noch vor Jahresfrist. Ebenso im Maschinen-
bau und bei den Produzenten von Papier, Pappe und 
Waren daraus wurden Steigerungsraten von 19,9 % und 
8,6 % erwirtschaftet. Die chemische Industrie konnte ihr 
Auftragsvolumen leicht um 1,3 % erhöhen. Demgegen-
über mussten die Hersteller von DV-Geräten, elektroni-
schen und optischen Erzeugnissen sowie von elektrischen 
Ausrüstungen zweistellige Einbußen von 26,1 % und 
14,9 % hinnehmen. Bei den metallerzeugenden und 
-bearbeitenden Betrieben ging das Auftragsvolumen um 
7,9 % zurück.

Im 1. Quartal des laufenden Jahres erhöhte sich das 
Auftragsvolumen der Brandenburger Industriebetriebe 
gegenüber dem Vergleichszeitraum 2011 um insgesamt 
2,5 %. Dabei war die Inlandsnachfrage um 14,5 % 
rückläufig, während die Auslandsnachfrage um 28,0 % 
zunahm.
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Bauhauptgewerbe in Berlin und Brandenburg seit Januar 2012
 

Zeitraum

Im Baugewerbe

tätige 
Personen

Um- 
satz

Auftrags-
eingang

tätige 
Personen

Um- 
satz

Auftrags-
eingang

Anzahl in Mill. EUR Veränderung zum Vorjahr in %

Berlin

Februar 10 743 114,5 100,8 0,2 – 6,8 – 23,0
März 10 885 152,9 172,3 3,0 2,5 – 19,9

Januar bis März 10 846 420,8 537,3 2,2 5,9 23,0

Brandenburg

Februar 15 622 83,7 109,4 3,8 – 22,2 – 7,8
März 15 958 137,5 209,7 2,1 –8,1 8,2

Januar bis März 15 791 334,1 416,2 3,3 –4,8 –7,0

⌜⌜ Mehr Umsatz für Berliner Baubetriebe 
Von Januar bis März 2012 stieg der baugewerbliche 
Umsatz in den Betrieben des Berliner Bauhauptgewerbes 
mit 20 und mehr tätigen Personen gegenüber dem 
vergleichbaren Vorjahreszeitraum um 5,9 % auf 420,8 
Mill. EUR (…). Auch die Auftragseingänge erhöhten 
sich im ersten Quartal des Jahres 2012 um fast ein Viertel 
(+23,3 %) gegenüber dem Vorjahresquartal, wobei die 
Zuwächse der verbuchten Januar-Auftragseingänge die 
rückläufige Entwicklung in den Monaten Februar und 
März überkompensierte. Die Zahl der Beschäftigten 
lag mit durchschnittlich 10 846 tätigen Personen pro 
Monat im betrachteten Zeitraum um 2,2 % über der des 
vergleichbaren Vorjahreszeitraums. Somit stieg der bau-
gewerbliche Umsatz je Beschäftigten im betrachteten 
Zeitraum um 3,6 % auf insgesamt 38 801 EUR. Auf den 
Baustellen wurden 2,6 Mill. Arbeitsstunden geleistet, 
das waren arbeitstäglich bereinigt 4,6 % weniger als im 
ersten Quartal 2011.

Das Bauhauptgewerbe Berlins erwirtschaftete im 
März 2012 einen baugewerblichen Umsatz in Höhe von 
152,9 Mill. EUR, das sind 2,5 % mehr als im Vorjahres-
monat. Wobei die Umsätze im Tiefbau insgesamt im 
März 2012 gegenüber 2011 leicht um 3,1 % sanken, hier 
entwickelte sich nur der Straßenbau positiv (+12,4 %). 
Dagegen wurden im Hochbau insgesamt um 6,8 % 
höhere Umsätze erzielt, hier wies nur der öffentliche 
Hochbau ein Umsatzminus auf (–10,2 %). Im März 2012 
meldeten die auskunftspflichtigen Betriebe des Berliner 
Bauhauptgewerbes um knapp ein Fünftel weniger Auf-
tragseingänge als noch im März 2011 (–19,9 %). Die Zahl 
der Beschäftigten stieg im betrachteten Monat um 3,0 % 
auf 10 885 tätige Personen. Die Entgelte blieben im März 
2012 gegenüber März 2011 annähernd gleich (–0,2 %) 
und betrugen 27,3 Mill. EUR. Die Anzahl der geleisteten 
Arbeitsstunden (1,0 Mill.) stieg im arbeitstäglichen Ver-
gleich um 1,7 %.

Baugewerbe  1. Quartal 2012

⌜⌜ Weniger Umsätze und Auftragseingänge  
für Brandenburger Baubetriebe 
(…) In den Betrieben des Bauhauptgewerbes mit 20 
und mehr tätigen Personen sank von Januar bis März 
2012 der baugewerbliche Umsatz um 4,8 % auf 334,1 Mill. 
EUR im Vergleich zum Vorjahresquartal. Auch die 
verbuchten Auftragseingänge fielen im ersten Quartal 
2012 um 7,0 % auf 416,2 Mill. EUR. Die Beschäftigtenzahl 
entwickelte sich dennoch positiv und stieg um 3,3 % auf 
durchschnittlich 15 791 tätige Personen im Monat. Somit 
sank der baugewerbliche Umsatz je Beschäftigten im 
ersten Quartal 2012 um 7,8 % auf 21 156 EUR im Vergleich 
zum Vorjahresquartal. Die Entgelte (Löhne und Ge-
hälter) stiegen im betrachteten Zeitraum um 8,4 % auf 
100,9 Mill. EUR gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Auf 
den Baustellen wurden 3,8 Mill. Arbeitsstunden geleistet, 
das waren arbeitstäglich bereinigt 4,1 % weniger als im 
ersten Quartal 2011.

In den auskunftspflichtigen Betrieben des Branden-
burger Bauhauptgewerbes sank im März 2012 der 
baugewerbliche Umsatz um 8,1 % auf 137,5 Mill. EUR 
im Vergleich zum Vorjahresmonat. Im Hochbau wurden 
insgesamt 13,3 % weniger Umsätze erzielt als noch 
im März 2011, auch die Umsätze im Tiefbau sanken im 
März 2012 insgesamt um 3,1 %. Hier erzielte nur der 
Straßenbau einen leichten Umsatzzuwachs um 3,1 %. 
Die Auftragseingänge als Indikator für zukünftig zu 
erwartende Umsätze stiegen um 8,2 % auf 209,7 Mill. 
EUR im Vergleich zum Vorjahresmonat. Die Zahl der 
Beschäftigten erhöhte sich im betrachteten Monat um 
2,1 % gegenüber März 2011. Somit sank der baugewerb-
liche Umsatz je Beschäftigten um 10,0 % auf 8 619 EUR. 
Die Entgelte stiegen um 2,8 % auf 35,7 Mill. EUR. Die im 
Monat März 2012 geleisteten Arbeitsstunden erhöhten 
sich arbeitstäglich bereinigt um 2,6 %auf 1,7 Mill.
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⌜⌜ Umsatzsteigerungen in allen Branchen  
des Einzelhandels in Berlin
(…) Der Berliner Einzelhandel (ohne Kraftfahrzeughan-
del) erzielte nach vorläufigen Berechnungen im 1. Quartal 
2012 einen Umsatzzuwachs nominal von 4,5 % gegenüber 
dem gleichen Vorjahreszeitraum. Unter Ausschaltung 
der Preisentwicklung, d. h. real, lag der Umsatz um 2,6 % 
über dem Vorjahresergebnis.

Dem Einzelhandel standen im 1. Quartal 2012 mit 78 
Verkaufstagen zwei Verkaufstage mehr zur Verfügung als 
im gleichen Zeitraum des Vorjahres. In allen Branchen 
war eine positive Umsatzentwicklung zu verzeichnen. Die 
höchste Umsatzsteigerung von Januar bis März 2012 er-
reichte der Einzelhandel außerhalb von Verkaufsräumen 
(nominal 10,4 %).

Den Monat März 2012 schlossen die Berliner Einzel-
händler ebenfalls mit einem Umsatzplus ab (nominal 
5,7 %, real 4,0 %). Dabei lagen im aktuellen Monat die 
Umsätze in allen Branchen über dem Vorjahresniveau.

Die Zahl der Beschäftigten im Einzelhandel des Landes 
Berlin stieg im 1. Quartal 2012 um 1,5 % gegenüber dem 
Vorjahreswert. Dabei sank die Zahl der Vollzeitbeschäftig-
ten um 0,4 %. Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten nahm in 
den ersten drei Monaten um 2,8 % zu.

Handel  1. Quartal 2012

⌜⌜ Umsatz- und Beschäftigtenentwicklung  
des Einzelhandels in Brandenburg positiv 
Im 1. Quartal 2012 verzeichnete der Einzelhandel (ohne 
Kraftfahrzeughandel) im Land Brandenburg nach vor-
läufigen Berechnungen (…) ein Umsatzplus gegenüber 
dem Vorjahresquartal von nominal 5,1 % und real, d. h 
unter Ausschaltung der Preisentwicklung, von 4,5 %.

Dabei standen dem Einzelhandel mit insgesamt 78 
Verkaufstagen zwei Verkaufstage mehr als im 1. Quartal 
2011 zur Verfügung.

Für den Monat März 2012 konnte der Einzelhandel 
(ohne Kraftfahrzeughandel) im Land Brandenburg bei 
gleicher Anzahl von Verkaufstagen wie im Vorjahres-
monat (27 Verkaufstage) Mehreinnahmen von nominal 
8,4 % (real 7,7 %) erreichen. Umsatzsteigerungen 
im aktuellen Monat wurden besonders in den zwei 
Branchen realisiert, die auch im Quartal die höchsten 
Zuwachsraten erzielten – der Einzelhandel mit Waren 
verschiedener Art und an Tankstellen sowie der Einzel-
handel mit IK-Technik, Haushaltsgeräten, Textilien, 
Heimwerker- und Einrichtungsbedarf.

Die Zahl der Beschäftigten im Einzelhandel des 
Landes Brandenburg stieg im 1. Quartal 2012 um 1,4 % 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Dabei wurde für die 
Zahl der Vollzeitbeschäftigten eine Erhöhung um 1,2 % 
registriert. Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten nahm um 
1,6 % zu.

Umsatz und Beschäftigte des Berliner und Brandenburger Einzelhandels im März 2012  
– vorläufige Ergebnisse –
 

Wirtschaftszweig 

März 2012 Januar bis März 2012

Umsatz Beschäf-
tigte 

Umsatz Beschäf-
tigtenominal real nominal real 

Veränderung gegenüber dem gleichen Zeitraum  
des Vorjahres in %

Berlin

Einzelhandel (ohne Handel mit 
Kraftfahrzeugen) 5,7 4,0 2,8 4,5 2,6 1,5
in Verkaufsräumen

mit Waren verschiedener Art 
und an Tankstellen 5,6 2,7 0,1 4,6 1,9 –0,9

mit Nahrungsmitteln, Getränken 
und Tabakwaren 6,6 3,2 7,1 6,5 3,1 7,5

mit IK-Technik, Haushaltsgeräten, 
Textilien, Heimwerker-  
und Einrichtungsbedarf 6,9 7,5 5,7 1,2 1,8 2,6

mit Verlagsprodukten, Sport-
ausrüstungen und Spielwaren  
sowie mit sonstigen Gütern 5,1 3,3 3,0 5,1 3,3 1,9

außerhalb von Verkaufsräumen¹ 6,0 6,3 21,4 10,4 8,8 20,0

Brandenburg

Einzelhandel (ohne Handel mit 
Kraftfahrzeugen) 8,4 7,7 2,0 5,1 4,5 1,4
in Verkaufsräumen

mit Waren verschiedener Art 
und an Tankstellen 12,9 9,6 1,6 7,2 4,2 1,7

mit Nahrungsmitteln, Getränken 
und Tabakwaren –12,5 –14,8 0,2 –11,4 –13,5 –0,9

mit IK-Technik, Haushaltsgeräten, 
Textilien, Heimwerker-  
und Einrichtungsbedarf 7,4 12,6 3,4 4,8 10,2 1,7

mit Verlagsprodukten, Sport-
ausrüstungen und Spielwaren  
sowie mit sonstigen Gütern 4,3 2,5 2,1 3,1 1,5 1,1

außerhalb von Verkaufsräumen¹ –8,2 –12,2 0,1 0,8 –6,0 1,5

1 an Verkaufsständen und auf 
Märkten, Versand- und Internet- 
handel, Auktionen über das  
Internet, Direktverkauf vom  
Lager von Brennstoffen und  
sonstigen Gütern, Haustür-,  
Automatenverkauf, Auktionen  
außerhalb von Verkaufsräumen
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⌜⌜ Positive Bilanz für das Berliner Gastgewerbe
(…) Das Berliner Gastgewerbe konnte das 1. Quartal 
2012 mit einem Umsatzzuwachs von 3,5 % gegenüber 
dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum abschließen. Der 
reale Umsatz, der unter Ausschaltung der Preisentwick-
lung berechnet wird, lag 1,4 % über dem Vorjahresniveau.

In dem in Berlin stark vertretenden Bereich der Be-
herbergung stiegen die Umsätze um 1,6 % in den ersten 
drei Monaten. 

Die Gastronomie konnte ein Umsatzplus von 5,1 % 
bilanzieren. Die Zahl der Beschäftigten im Berliner 
Gastgewerbe insgesamt nahm im ersten Quartal 2012 um 
3,1 % zu. Während die Zahl der Vollzeitbeschäftigten eher 
geringfügig höher ausfiel (+0,5 %), stieg die der Teilzeit-
beschäftigen wesentlich stärker an (+6,6 %).

Gastgewerbe  1. Quartal 2012 

1 an Verkaufsständen und auf 
Märkten, Versand- und Internet- 
handel, Auktionen über das  
Internet, Direktverkauf vom  
Lager von Brennstoffen und  
sonstigen Gütern, Haustür-,  
Automatenverkauf, Auktionen  
außerhalb von Verkaufsräumen

Umsatz und Beschäftigte des Berliner und Brandenburger 
Gastgewerbes im 1. Quartal 2012 – vorläufige Ergebnisse –
 

Wirtschaftszweig 

Januar bis März 2012

Umsatz Beschäf- 
tigtenominal real 

Veränderung gegenüber dem gleichen 
Zeitraum des Vorjahres in %

Berlin

Beherbergungsgewerbe 1,6 –0,4 –1,6
Gastronomie 5,1 2,9 5,3

darunter
Restaurants, Gaststätten, 

Imbissstuben u. ä. 4,0 1,9 3,9
Caterer, sonstige Verpflegungs-

dienstleistungen 8,4 6,0 10,6

Gastgewerbe insgesamt 3,5 1,4 3,1

Brandenburg

Beherbergungsgewerbe 1,4 –0,7 6,1
Gastronomie 2,6 0,4 5,8

darunter
Restaurants, Gaststätten, 

Imbissstuben u. ä. 0,9 –1,1 7,7
Caterer, sonstige Verpflegungs-

dienstleistungen 5,6 3,2 2,4

Gastgewerbe insgesamt 2,2 0,1 5,9

⌜⌜ Umsatzzuwachs im Brandenburger Gastgewerbe 
Das Gastgewerbe im Land Brandenburg erzielte im 
1. Quartal 2012 Mehrumsätze von 1,5 % gegenüber dem 
vergleichbaren Zeitraum des Vorjahres. (…) Der reale 
Umsatz, d. h. unter Ausschaltung der Preisentwicklung, 
überstieg leicht das Vorjahresniveau (+0,1 %).

In dem deutlich umsatzbestimmenden Bereich 
Gastronomie innerhalb des gesamten Gastgewerbes im 
Land Brandenburg stiegen die nominalen Umsätze in 
den ersten drei Monaten 2012 um durchschnittlich 2,6 %. 
Dieses Ergebnis wurde positiv von den Mehrumsätzen 
der Caterer und sonstigen Verpflegungsdienstleister 
(+5,6 %) beeinflusst.

Im Beherbergungsbereich konnte ein Umsatzplus von 
1,4 % erreicht werden.

Die Beschäftigungssituation im Gastgewerbe des 
Landes Brandenburg sah deutlich günstiger aus als noch 
ein Jahr zuvor (+5,9 %). Die Zahl der Vollzeitbeschäftig-
ten nahm in den ersten drei Monaten zu (+3,8 %), und 
in weit stärkerem Maße die der Teilzeitbeschäftigten 
(+8,5 %). Dabei erreichte das Beherbergungsgewerbe 
sogar einen um fast ein Viertel höheren Beschäftigungs-
grad in der Teilzeitbeschäftigung im Vergleich zum 
1. Quartal 2011.
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⌜⌜ Verbraucherpreise in Berlin gegenüber Mai 2011 
um 2,3 % gestiegen 
(…) Der Verbraucherpreisindex in Berlin ist von April 
2012 bis Mai 2012 um 0,1 % auf einen Indexstand von 
112,8 (Basis 2005 ≙ 100) gesunken. Die Veränderung 
gegenüber dem Vorjahresmonat Mai 2011 betrug +2,3 %.

Im Vergleich zum April 2012 sind die Verbraucherprei-
se im Schnitt nahezu unverändert geblieben (–0,1 %). 
Vor allem die Preisrückgänge für Kraftstoffe (–3,1 %) und 
Heizöl (–2,7 %) sowie Pauschalreisen (–2,7 %) trugen 
dazu bei. Auch die Preise für Bekleidung (–1,1 %) und 
Schuhe (–0,5 %) sind im Monatsvergleich gesunken. Die 
Nahrungsmittelpreise sind dagegen wieder gestiegen 
(+0,3 %). Dies beruhte vordergründig auf Preis-
erhöhungen für Obst (+3,0 %) und Gemüse (+0,6 %). 
Andererseits gab es aber auch Preissenkungen wie 
beispielsweise für Speisefette und -öle (–1,8 %) sowie 
Molkereiprodukte und Eier (–0,9 %). Wesentlich teurer 
als im April 2012 waren Beherbergungsdienstleistungen, 
die sich vermutlich durch die Anhäufung von Feiertagen 
im Mai 2012 um 5,5 % erhöhten.

Im Vergleich zum Vorjahresmonat lag die durch-
schnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise im Mai 
2012 bei +2,3 %. Damit ging das Niveau der jährlichen 
Teuerung weiter zurück (April 2012: +2,5 %; März 2012: 
+2,8 %). Bestimmt wurde diese Entwicklung durch 
die Energiepreise (+5,9 %; Teuerung ohne Energie: 
+1,8 %), deren Anstieg sich den dritten Monat in Folge 
abgeschwächt hat (April 2012: +6,7 %; März 2012: 
+7,4 %; Februar 2012: +9,2 %). Dies ist insbesondere auf 
den Rückgang des Niveaus der jährlichen Teuerung für 
Kraftstoffe (+1,6 %) und Heizöl (+11,0 %) seit März 2012 
zurückzuführen, wobei sich der Anstieg der Heizölpreise 
gegenüber Mai 2011 wieder verstärkt hat. Die Nahrungs-
mittelpreise erhöhten sich im Jahresvergleich um 3,2 %. 
Spürbar teurer als im Vorjahr waren vor allem Fleisch und 
Fleischwaren (+7,8 %), Brot und Getreideerzeugnisse 
(+6,0 %), Süßwaren (+4,7 %; darunter Zucker: +25,2 %) 
sowie Fisch und Fischwaren (+4,5 %). Speisefette und 

-öle wurden dagegen um 3,1 % günstiger angeboten 
(darunter Butter: –16,4 %). Deutlich mehr als im Vorjahr 
kosteten Pauschalreisen (+9,0 %), Beherbergungs-
leistungen (+7,2 %), Verkehrsdienstleistungen (+3,2 %) 
und alkoholfreie Getränke (+3,0 %). Verbraucherfreund-
lich entwickelten sich im Jahresvergleich nach wie vor 
die Preise für Informationsverarbeitungsgeräte (–5,0 %) 
und Unterhaltungselektronik (–4,9 %).

⌜⌜ Verbraucherpreise im Land Brandenburg  
gegenüber Mai 2011 um 2,0 % gestiegen
(…) Der Verbraucherpreisindex im Land Brandenburg 
ist von April 2012 bis Mai 2012 um 0,2 % auf einen 
Indexstand von 112,0 (Basis 2005 ≙ 100) gesunken. Die 
Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat Mai 2011 
lag bei +2,0 %.

Im Vergleich zum April 2012 sanken die Verbraucher-
preise um durchschnittlich 0,2 %. Vor allem die Preisent-
wicklung für Kraftstoffe (–2,4 %) und Heizöl (–2,2 %) 
sowie Pauschalreisen (–2,7 %) trugen dazu bei. Auch 
die Preise für Bekleidung (–1,0 %), Schuhe (–0,7 %) und 
Nahrungsmittel (–0,3 %) gingen zurück. Der Rückgang 
der Nahrungsmittelpreise beruhte dabei vordergründig 
auf Preissenkungen für Speisefette und -öle (–3,9 %), 
Molkereiprodukte und Eier (–1,7 %) sowie Gemüse 
(–1,1 %). Für Obst mussten die Verbraucher allerdings 
mehr ausgeben als im April 2012 (+2,4 %). Auch die 
Inanspruchnahme von Beherbergungsdienstleistungen 
war – vermutlich durch die Anhäufung von Feiertagen 
im Mai 2012 – um 2,7 % teurer als im Vormonat.

Im Vergleich zum Vorjahresmonat lag die durch-
schnittliche Entwicklung der Verbraucherpreise im Mai 
2012 bei +2,0 %. Damit ging das Niveau der Verände-
rungsrate zurück (Februar 2012:+2,5 %; März und April 
2012: jeweils +2,1 %). Bestimmt wurde diese Entwick-
lung durch die Energiepreise (+4,3 %; Teuerung ohne 
Energie: +1,7 %), deren Anstieg sich den dritten Monat 
in Folge abgeschwächt hat (Februar 2012: +9,0 %; März 
2012: +6,0 %; April 2012: +5,2 %). Dies ist insbesondere 
auf den Rückgang des Niveaus der jährlichen Teuerung 
für Heizöl (Februar 2012: +19,2 %; März 2012: +10,2 %; 
April 2012: +6,4 %; Mai 2012: +9,5 %) und Kraftstoffe 
(Februar 2012: +9,0 %; März 2012: +5,5 %; April 2012: 
+5,0 %; Mai 2012:+2,6 %) zurückzuführen.

Die Nahrungsmittelpreise erhöhten sich im Jahres-
vergleich um +2,6 %. Wesentlich teurer als im Vorjahr 
blieben Süßwaren (+6,7 %; darunter Zucker: +25,3 %), 
Fleisch und Fleischwaren, Fisch und Fischwaren (jeweils 
+6,4 %) sowie Brot und Getreideerzeugnisse (+3,1 %). 
Speisefette und -öle wurden dagegen deutlich günstiger 
(–5,6 %; darunter Butter: –20,4 %) angeboten. Ebenfalls 
deutlich mehr als im Mai 2011 kosteten Pauschalreisen 
(+9,0 %), alkoholfreie Getränke (+4,6 %), Beherber-
gungs- (+4,4 %) und Verkehrsdienstleistungen (+3,5 %), 
der Besuch von Kantinen (+3,4 %) und Gaststätten 
(+3,2 %) sowie Bekleidung (+2,9 %). Verbraucher-
freundlich entwickelten sich im Jahresvergleich nach wie 
vor die Preise für Unterhaltungselektronik (–6,0 %) und 
Informationsverarbeitungsgeräte (–4,8 %).

Preise  Mai 2012
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Verbraucherpreisindex von Berlin und Brandenburg im Mai 2012 (Basis 2005 ≙ 100)
 

Bezeichnung

Wägungs-
anteil am 
Gesamt-

index

Berlin Brandenburg

Index- 
stand

Veränderung  
gegenüber Index- 

stand

Veränderung 
gegenüber

Vorjahres-
monat Vormonat Vorjahres-

monat Vormonat

‰ 2005 ≙ 100 in % 2005 ≙ 100 in %

Preisindex insgesamt  1 000,00 112,8 2,3 – 0,1 112,0 2,0 – 0,2
ohne saisonabhängige Nahrungsmittel 983,09 112,7 2,4 – 0,2 111,9 2,1 – 0,2
ohne Heizöl und Kraftstoffe 955,42 111,4 2,1 – 110,5 1,8 – 0,1
ohne Nettomieten und Nebenkosten 763,66 113,6 2,4 – 0,2 114,6 2,4 – 0,3
ohne administrierte Preise 792,42 113,4 2,3 – 0,2 112,1 2,2 – 0,4
Waren 493,00 117,0 2,8 – 0,3 116,8 2,5 – 0,3

Andere Verbrauchsgüter 305,11 126,1 3,9 – 0,4 124,7 3,2 – 0,5
Dienstleistungen 507,00 108,7 1,7 – 107,3 1,4 – 0,1

Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke 103,55 121,5 3,2 0,2 120,0 2,9 –
Nahrungsmittel zusammen 89,99 121,5 3,2 0,3 119,6 2,6 – 0,3

saisonabhängige Nahrungsmittel 1 16,91 119,8 – 2,3 1,7 119,7 – 1,5 0,7
Alkoholische Getränke und Tabakwaren 38,99 117,7 3,8 0,3 118,7 3,8 – 0,1

alkoholische Getränke (ohne Verzehr 
in Gaststätten) 16,56 109,8 1,8 0,7 112,1 1,7 – 0,4

Bekleidung und Schuhe 48,88 106,6 1,1 – 0,9 112,3 2,4 – 0,9
Wohnung, Wasser, Elektrizität, Gas 

und andere Brennstoffe 308,00 118,2 3,3 – 0,1 111,8 1,8 – 0,1
Wohnungsmieten (einschl. Nebenkosten) 236,34 110,2 1,6 – 103,6 0,6 –

Nettokaltmieten 203,30 110,6 1,8 – 103,3 0,7 –
Wohnungsnebenkosten 33,04 108,0 – – 105,1 – 0,1

Haushaltsenergie 59,82 145,1 8,4 – 0,4 142,0 5,3 – 0,4
Elektrizität 24,61 143,2 7,2 – 138,7 0,7 –
Gas 12,85 142,6 8,4 – 130,3 8,0 –
Heizöl 9,21 160,0 11,0 – 2,7 167,5 9,5 – 2,2

Hausrat und laufende Instandhaltung 
des Hauses 55,87 105,0 1,4 0,7 108,4 1,8 0,4

Gesundheitspflege 40,27 107,0 1,2 – 108,3 2,4 0,3
Verkehr 131,90 118,8 1,2 – 1,0 119,1 2,2 – 0,8

Kraftstoffe 35,37 136,8 1,6 – 3,1 137,1 2,6 – 2,4
Nachrichtenübermittlung 31,00 84,5 – 1,5 – 0,2 84,6 – 1,5 – 0,2
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 115,68 101,9 2,0 – 0,5 105,2 2,6 – 0,5

Pauschalreisen 25,93 110,2 9,0 – 2,7 110,2 9,0 – 2,7
Bildungswesen 7,40 78,1 2,0 0,3 119,8 – 0,3 –
Beherbergungs- und Gaststätten-

dienstleistungen 43,99 109,9 3,4 1,6 114,3 3,5 1,0
Verpflegungsdienstleistungen 32,12 110,1 2,1 0,3 115,5 3,2 0,3
Beherbergungsdienstleistungen 

(ohne Pauschalreisen) 11,87 109,5 7,2 5,5 110,8 4,4 2,7
Miete für Ferienwohnungen 4,44 107,5 8,6 3,8 107,5 8,6 3,8

Andere Waren und Dienstleistungen 74,47 112,0 –0,2 – 0,4 110,0 – 1,0 – 0,6

1 Kartoffeln, Frischgemüse, Frischobst und Frischfisch
 



12 Zeitschrift für amtliche Statistik  Berlin Brandenburg  3/2012

Kurz gefasst  aus Deutschland

⌜⌜ Umsatz saisonbereinigt 1,3 % niedriger  
als im Vormonat     
Der preisbereinigte Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe 
war nach vorläufigen Angaben (...) im April 2012 saison- 
und arbeitstäglich bereinigt um 1,3 % niedriger als 
im März 2012 (nach +0,4 % im März 2012 gegenüber 
Februar 2012). Dabei verringerte sich der Inlandsumsatz 
im April 2012 um 0,8 %, die Umsätze mit ausländischen 
Abnehmern gingen um 1,9 % zurück. Bezogen auf die 
Absatzrichtung des Auslandsgeschäfts erhöhte sich der 
Umsatz mit der Eurozone um 1,6 %, der Umsatz mit dem 
restlichen Ausland nahm dagegen um 4,2 % ab.

Innerhalb der umsatzstärksten Wirtschaftszweige 
war der Rückgang im Maschinenbau im April 2012 saison- 
und arbeitstäglich bereinigt mit –5,3 % am höchsten. 
Dabei erhöhte sich zwar der Inlandsumsatz (+1,5 %), 
der Auslandsumsatz fiel hingegen deutlich (–9,1 %). 
Die höchste Zunahme gegenüber dem Vormonat gab es 
in der Metallerzeugung und -bearbeitung mit +1,7 % 
(Inland +1,7 %, Ausland +1,9 %).

Im Vergleich zum April 2011 lag der arbeitstäglich 
bereinigte Umsatz des Verarbeitenden Gewerbes im April 
2012 um 0,7 % niedriger. Das Geschäft mit inländischen 
Abnehmern ging in diesem Zeitraum um 1,4 % und der 
Auslandsumsatz um 0,1 % zurück. Der Absatz in die Euro-
zone verringerte sich um 2,9 %, der Umsatz im Geschäft 
mit dem restlichen Ausland stieg hingegen um 2,1 %.

Kumuliert von Januar bis April 2012 lag das arbeits-
täglich bereinigte Umsatzvolumen im Verarbeitenden 
Gewerbe real um 0,8 % über dem Niveau des Vorjahres-
zeitraums. Das Inlandsgeschäft nahm dabei um 1,2 % 
und der Auslandsumsatz um 0,3 % zu.

Die Veränderungsraten basieren auf dem Umsatz-
Volumenindex für das Verarbeitende Gewerbe (fachliche 
Betriebsteile; 2005 ≙ 100). Die saison- und arbeitstäg-
liche Bereinigung erfolgt mit dem Verfahren  
Census X-12-ARIMA. 

�

Quelle: DESTATIS

Verarbeitendes Gewerbe  April 2012 Veränderung im Umsatz-Volumenindex des Verarbeitenden Gewerbes  
Februar bis April 2012  2005 ≙ 100
 

Nr. Wirtschaftszweig Absatzrichtung

Veränderungen zum Vormonat

in %

Februar März April

C Verarbeitendes Gewerbe Insgesamt 1,2 0,4 – 1,3
Inland – 0,8 0,4 – 0,8
Ausland insgesamt 3,4 0,4 – 1,9

Eurozone – 0,8 – 1,6 1,6
übriges Ausland 6,6 1,8 – 4,2

darunter
10 Herstellung von Nahrungs- 

und Futtermitteln
Insgesamt 2,6 – 1,1 – 1,2

Inland 2,3 – 1,6 – 1,6
Ausland insgesamt 3,7 0,7 0,4

Eurozone 4,3 1,8 0,2
übriges Ausland 1,9 – 2,2 1,2

20 Herstellung von  
chemischen Erzeugnissen

Insgesamt 0,4 2,8 0,5
Inland – 1,0 – 0,1 2,4
Ausland insgesamt 1,5 5,2 – 0,9

Eurozone 3,4 4,2 – 1,5
übriges Ausland ± 0 6,1 – 0,6

22 Herstellung von Gummi- 
und Kunststoffwaren

Insgesamt – 0,8 1,6 – 0,9
Inland – 0,8 1,6 – 1,4
Ausland insgesamt – 0,9 1,7 – 0,1

Eurozone – 1,6 1,2 0,2
übriges Ausland ± 0 2,2 – 0,3

24 Metallerzeugung 
und -bearbeitung

Insgesamt – 2,5 0,6 1,7
Inland – 4,8 0,2 1,7
Ausland insgesamt 2,0 1,2 1,9

Eurozone – 0,4 1,7 2,0
übriges Ausland 5,1 0,6 1,8

25 Herstellung von  
Metallerzeugnissen

Insgesamt – 0,7 0,9 0,4
Inland – 0,1 0,3 0,3
Ausland insgesamt – 2,0 2,3 0,8

Eurozone – 0,8 2,0 – 0,2
übriges Ausland – 3,6 2,7 2,2

26 Herstellung von Daten- 
verarbeitungsgeräten,  
elektronischen und  
optischen Erzeugnissen

Insgesamt 4,7 – 3,4 1,5
Inland 0,4 2,6 – 1,8
Ausland insgesamt 9,2 –9,0 4,9

Eurozone 7,8 – 20,9 12,6
übriges Ausland 10,0 – 1,5 1,0

27 Herstellung von  
elektrischen Ausrüstungen

Insgesamt – 1,4 – 1,9 0,3
Inland – 3,3 – 2,2 0,4
Ausland insgesamt 0,7 – 1,5 0,1

Eurozone 0,6 – 1,7 – 0,6
übriges Ausland 0,7 – 1,3 0,7

28 Maschinenbau Insgesamt – 0,9 6,9 – 5,3
Inland – 2,2 – 1,1 1,5
Ausland insgesamt ± 0 12,0 – 9,1

Eurozone – 2,6 1,7 1,4
übriges Ausland 1,3 16,7 – 13,3

29 Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen

Insgesamt 3,8 – 1,6 – 3,0
Inland 4,3 – 1,2 – 5,6
Ausland insgesamt 3,7 – 1,9 – 1,4

Eurozone – 2,1 – 9,6 5,1
übriges Ausland 6,5 1,7 – 4,0

Saison- und arbeitstäglich bereinigt nach Census X-12-ARIMA  
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⌜⌜ Niedrigste Inflationsrate seit Dezember 2010  
(…) Die Verbraucherpreise in Deutschland lagen im Mai 
2012 um 1,9 % höher als im Mai 2011. Damit blieb die 
Inflationsrate – gemessen am Verbraucherpreisindex 

– im Mai 2012 erstmals in diesem Jahr unter 2,0 %. Ein 
noch niedrigerer Wert wurde zuletzt im Dezember 2010 
mit +1,7 % ermittelt. Im Vergleich zum Vormonat April 
2012 sank der Verbraucherpreisindex im Mai 2012 um 
0,2 %.  (…)

Im Mai 2012 wurde die Inflationsrate erneut deutlich 
durch die Preisentwicklung bei Energie bestimmt 
(+4,9 % gegenüber Mai 2011). So lagen im Mai 2012 wei-
terhin sowohl die Preise für Haushaltsenergie (+5,8 %; 
darunter Umlagen für Zentralheizung und Fernwärme: 
+10,0 %; leichtes Heizöl: +9,1 %; Gas: +6,5 %) als auch 
für Kraftstoffe (+3,4 %) über dem Vorjahresniveau. Der 
Einfluss der Energie auf die Gesamtteuerung hat sich 
jedoch im Mai 2012 etwas abgeschwächt. Ohne Berück-
sichtigung der Preisentwicklung bei Energie hätte die 
Inflationsrate im Mai 2012 bei +1,5 % gelegen.

Die Preise für Nahrungsmittel erhöhten sich im 
Mai 2012 um 2,4 % gegenüber Mai 2011. Teurer binnen 
Jahresfrist wurden vor allem Fleisch und Fleischwaren 
(+5,7 %; darunter Fleischwurst: +6,9 %; Schweine-
braten: +5,5 %). Auch für Süßwaren (+4,7 %; darunter 
Zucker: +22,5 %), Brot und Getreideerzeugnisse (+4,7 %; 
darunter Mehl: +30,1 %; Brötchen: +6,6 %) sowie für 
Fisch und Fischwaren (+4,3 %) mussten die Konsumen-
ten deutlich mehr zahlen. Günstiger war im Vergleich 
zum Vorjahresmonat dagegen Gemüse (−3,1 %; darunter 
Kartoffeln: −17,3 %). Die Preise für Speisefette und 

-öle sanken insgesamt um 3,8 %, auffällig war aber die 
gegensätzliche Preisentwicklung der einzelnen Güter 
(Butter: −18,1 %, aber Margarine: +17,2 %).

Die Preise für Waren erhöhten sich im Vergleich zum 
Mai 2011 überdurchschnittlich um 2,7 %. Am stärksten 
stiegen die Preise für Verbrauchsgüter mit +3,4 %. Ne-
ben Energieprodukten und Nahrungsmitteln verteuerten 
sich hier auch alkoholfreie Getränke (+3,1 %; darunter 
Kaffee: +3,7 %) und Tabakwaren (+5,1 %), letztere 
auch infolge der Tabaksteuererhöhungen zum Mai 2011 
und zum Januar 2012. Die Preise für Gebrauchsgüter mit 
mittlerer Lebensdauer lagen um 1,9 % über dem Vor-
jahresniveau (zum Beispiel Bekleidungsartikel: +2,8 %). 
Die Preise für langlebige Gebrauchsgüter blieben im 
gleichen Zeitraum fast unverändert (+0,2 %).

Dienstleistungen verteuerten sich binnen Jahresfrist 
mit +1,2 % unterdurchschnittlich. Die Preisentwicklung 
bei den darin enthaltenen Nettomieten blieb weiterhin 
moderat (+1,1 %). Daneben gab es aber auch deutliche 
Preiserhöhungen (zum Beispiel Flugtickets: +9,9 %; 
Pauschalreisen: +9,0 %). Verbraucherfreundlich blieb 
die Preisentwicklung bei der Nachrichtenübermittlung 
(−1,5 %). Im Mai 2012 wurden auch deutliche Preisrück-
gänge im Bildungswesen (−15,8 %) und bei den Finanz-
dienstleistungen (−16,3 %) beobachtet. Letzteres ist vor 
allem auf den zunehmenden Wegfall von Bearbeitungs-
gebühren für Privatkredite zurückzuführen.(…)

Im Vergleich zum April 2012 sank der Verbraucher-
preisindex im Mai 2012 um 0,2 %, in erster Linie infolge 
des Preisrückganges bei Energie (–1,5 %) und hier insbe-
sondere bei den Mineralölprodukten (–3,2 %): Erstmals 

Preise  Mai 2012

im Jahr 2012 verbilligten sich die Kraftstoffe gegenüber 
dem Vormonat (–3,3 %), die Preise für leichtes Heizöl 
waren den dritten Monat infolge günstiger (–2,8 % 
gegenüber April 2012). Auch saisonbedingt gab es Preis-
rückgänge, beispielsweise bei Pauschalreisen (–2,7 %), 
Flugreisen (–1,9 %) und Gemüse (–1,6 %; darunter Kopf- 
und Eisbergsalat: –24,3 %; Tomaten: –11,0 %).

Allerdings wurden im Mai 2012 auch Preisanstiege 
gegenüber April 2012 beobachtet. So erhöhten sich 
beispielsweise die Preise für Obst (+2,6 %; darunter 
Orangen: +8,5 %; Weintrauben: +2,4 %; Äpfel: +1,9 %).

Der für europäische Zwecke berechnete Harmonisierte 
Verbraucherpreisindex (HVPI) für Deutschland lag im Mai 
2012 um 2,2 % über dem Stand von Mai 2011. Im Vergleich 
zum Vormonat April 2012 sank der Index um 0,2 %. (…)

Quelle:  DESTATIS

Verbraucherpreisindex für Deutschland Mai 2011
 

Gesamtindex / Gütergruppen 
— 

Gesamtindex / Teilindex

Gewich- 
tung Index

Veränderung 
gegenüber dem

Vorjahres-
zeitraum

Vor- 
monat

in ‰ 2005 ≙ 100 in %

Gesamtindex 1 000,00 112,6 1,9 – 0,2
Nahrungsmittel und alkoholfreie 

Getränke 103,55 119,1 2,5 0,0
Nahrungsmittel 89,99 119,1 2,4 0,0

Fleisch und Fleischwaren 21,54 117,4 5,7 0,2
Obst 9,23 122,8 1,0 2,6
Gemüse 10,60 119,8 – 3,1 – 1,6

Alkoholische Getränke und 
Tabakwaren 38,99 118,1 3,6 0,2

Bekleidung und Schuhe 48,88 109,0 2,4 – 0,6
Wohnung, Wasser, Strom, Gas u.s.w. 308,00 115,8 2,3 0,0

Nettokaltmiete 203,30 108,2 1,1 0,1
Haushaltsenergie 59,82 143,3 5,8 – 0,3
Strom 24,61 143,3 2,3 0,1
Gas 12,85 130,7 6,5 0,1
Leichtes Heizöl 9,21 161,4 9,1 – 2,8
Einrichtungsgegenstände, 

Haushaltsgeräte u.Ä. 55,87 106,3 1,0 0,4
Gesundheitspflege 40,27 107,8 2,2 0,1
Verkehr 131,90 120,3 2,6 – 1,0

Kraftstoffe 35,37 136,4 3,4 – 3,3
Superbenzin 19,29 134,9 3,0 – 3,4
Dieselkraftstoff 8,15 138,6 4,8 – 3,1

Nachrichtenübermittlung 31,00 84,6 – 1,5 – 0,2
Freizeit, Unterhaltung u.Ä. 115,68 102,8 2,7 – 0,4

Pauschalreisen 25,93 110,2 9,0 – 2,7
Bildungswesen 7,40 112,4 – 15,8 0,2
Beherbergungs- und Gaststätten-

dienstleistungen 43,99 112,9 2,6 0,7
Andere Waren und Dienstleistungen 74,47 110,0 – 0,5  – 0,4

Gesamtindex
ohne Heizöl und Kraftstoffe 955,42 111,2 1,7 0,0
ohne Haushaltsenergie 940,18 110,6 1,6 – 0,2
ohne Energie (Haushaltsenergie 

und Kraftstoffe) 904,81 109,6 1,5 0,0
Waren insgesamt 493,00 116,1 2,7 – 0,3

Verbrauchsgüter 305,11 124,5 3,4 – 0,4
Gebrauchsgüter mit mittlerer 

Lebensdauer 95,24 107,4 1,9 – 0,2
Langlebige Gebrauchsgüter 92,65 97,3 0,2 0,0

Dienstleistungen 507,00 109,2 1,2 0,0
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Arbeitsmarkt  April 2012

⌜⌜ Arbeitslosenquote des Euroraums bei 11,0 %, 
Quote der EU27 bei 10,3 % 
Im Euroraum (ER17)¹ lag die saisonbereinigte Arbeits-
losenquote² im April 2012 bei 11,0 %, unverändert 
gegenüber März. Im April 2011 hatte sie 9,9 % betragen. 
In der EU27¹ lag die Arbeitslosenquote im April 2012 bei 
10,3 % gegenüber 10,2 % im März. Im April 2011 hatte sie 
9,5 % betragen. 

Eurostat schätzt, dass im April 2012 in der EU27 
insgesamt 24,667 Mill. Männer und Frauen arbeitslos 
waren, davon 17,405 Mill. im Euroraum. Gegenüber März 
2012 ist die Zahl der arbeitslosen Personen in der EU27 
um 102 000 und im Euroraum um 110 000 gestiegen. 
Gegenüber April 2011 nahm die Zahl der Arbeitslosen in 
der EU27 um 1,932 Mill. und im Euroraum um 1,797 Mill. 
zu. (…)

Von den Mitgliedstaaten verzeichneten Österreich 
(3,9 %), Luxemburg und die Niederlande (je 5,2 %) sowie 
Deutschland (5,4 %) die niedrigsten Arbeitslosenquo-
ten. Die höchsten Quoten meldeten Spanien (24,3 %), 
Griechenland (21,7 % im Januar 2012), Lettland (15,2 % 
im ersten Quartal 2012) und Portugal (15,2 %). 

Elf Mitgliedstaaten verzeichneten über ein Jahr 
betrachtet einen Rückgang der Arbeitslosenquote und 
fünfzehn einen Anstieg. Die Quote blieb in Irland stabil. 
Die höchsten Rückgänge wurden in Estland (von 13,6 % 
auf 10,8 % zwischen dem ersten Quartal 2011 und 2012), 
Litauen (von 16,0 % auf 13,8 %) und Lettland (von 
16,8 % auf 15,2 % zwischen dem ersten Quartal 2011 und 
2012) beobachtet. Die höchsten Anstiege verzeichneten 
Griechenland (von 15,2 % auf 21,7 % zwischen Februar 
2011 und Februar 2012), Spanien (von 20,7 % auf 24,3 %) 
und Zypern (von 7,1 % auf 10,1 %). 

Vergleicht man April 2012 mit April 2011, so stieg die 
Arbeitslosenquote der Männer im Euroraum von 9,7 % 
auf 10,9 % und in der EU27 von 9,4 % auf 10,2 %. Die 
Arbeitslosenquote der Frauen nahm im Euroraum von 
10,2 % auf 11,2 % und in der EU27 von 9,6 % auf 10,3 % zu. 

Im April 2012 waren in der EU27 5,462 Mill. Personen 
im Alter unter 25 Jahren arbeitslos, davon 3,358 Mill. 
im Euroraum. Gegenüber April 2011 stieg deren Zahl in 
der EU27 um 268 000 und im Euroraum um 214 000. Die 
Jugendarbeitslosenquote lag im April 2012 in der EU27 
bei 22,4 % und im Euroraum bei 22,2 %. Im April 2011 
hatte sie 20,9 % bzw. 20,4 % betragen. Die niedrigsten 
Quoten verzeichneten Deutschland (7,9 %), Österreich 
(8,9 %) und die Niederlande (9,4 %) und die höchsten 
Quoten Griechenland (52,7 % im Februar 2012) und 
Spanien (51,5 %).

Im April 2012 lag die Arbeitslosenquote in den USA bei 
8,1 % und in Japan bei 4,6 %.

Quelle: EUROSTAT

Kurz gefasst  aus Europa

1 	 Zum Euroraum (ER17) gehören: Bel-
gien, Deutschland, Estland, Irland, 
Griechenland, Spanien, Frankreich, 
Italien, Zypern, Luxemburg, Malta, 
die Niederlande, Österreich, Portu-
gal, Slowenien, die Slowakei und 
Finnland.  
Zur EU27 gehören: Belgien (BE), Bul-
garien (BG), die Tschechische Repu-
blik (CZ), Dänemark (DK), Deutsch-
land (DE), Estland (EE), Irland (IE), 

Griechenland (EL), Spanien (ES), 
Frankreich (FR), Italien (IT), Zypern 
(CY), Lettland (LV), Litauen (LT), Lu-
xemburg (LU), Ungarn (HU), Malta 
(MT), die Niederlande (NL), Österreich 
(AT), Polen (PL), Portugal (PT), Rumä-
nien (RO), Slowenien (SI), die Slowa-
kei (SK), Finnland (FI), Schweden (SE) 
und das Vereinigte Königreich (UK). 

2 	 Basierend auf der Definition der ILO 

2 4 6 8 10 12 14 16 18 20 22 24 26
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Arbeitslosenquoten Europas im April 2012, 
saisonbereinigt
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⌜⌜ Produktion im Euroraum um 2,3 %  
und in der EU27 um 1,7 % gefallen  
Die saisonbereinigte Industrieproduktion fiel im April 
2012 gegenüber März 2012 im Euroraum (ER17)¹ um 
0,8 % und in der EU27¹ um 0,4 %. Im März nahm die 
Produktion um 0,1 % bzw. 0,2 % ab. Im April 2012 fiel die 
Industrieproduktion im Euroraum um 2,3 % und in der 
EU27 um 1,7 % gegenüber April 2011. (…).

Gegenüber März 2012 fiel die Produktion von Inves-
titionsgütern im April 2012 im Euroraum um 2,6 % und 
in der EU27 um 1,8 %. Die Produktion von Verbrauchs-
gütern nahm um 1,6 % bzw. 1,5 % ab. Die Produktion von 
Vorleistungsgütern fiel im Euroraum um 1,2 % und in der 
EU27 um 0,9 %. Die Produktion von Gebrauchsgütern 
nahm im Euroraum um 0,9 % ab, stieg aber in der EU27 
um 0,6 % an. Die Produktion im Energiesektor nahm um 
6,9 % bzw. 5,7 % zu. Von den Mitgliedstaaten, für die 
Daten vorliegen, verzeichneten sechs eine rückläufige 
und sechzehn eine ansteigende Industrieproduktion. 
Die Produktion blieb im Vereinigten Königreich stabil. 
Die größten Rückgänge gab es in Portugal (–6,5 %), 
Deutschland (–2,0 %) und Italien (–1,9 %) und die 
höchsten Anstiege in den Niederlanden (+2,9 %), Polen 
(+2,3 %) und Malta (+1,9 %). (…)

Gegenüber April 2011 fiel die Produktion von Ge-
brauchsgütern im April 2012 im Euroraum um 6,2 % und 
in der EU27 um 4,5 %. Die Produktion von Vorleistungs-
gütern nahm um 4,5 % bzw. 3,5 % ab. Die Produktion 
von Verbrauchsgütern wies in beiden Gebieten einen 
Rückgang um 3,4 % auf. Die Produktion von Investitions-
gütern fiel im Euroraum um 0,3 %, stieg aber in der EU27 
um 0,4 %. Die Produktion im Energiesektor stieg um 
3,3 % bzw. 1,3 %.

Von den Mitgliedstaaten, für die Daten vorliegen, 
verzeichneten elf eine rückläufige und zwölf eine anstei-
gende Industrieproduktion. Die höchsten Rückgänge gab 
es in Italien (–9,2 %), Spanien (–8,3 %) und Portugal 
(–7,6 %) und die größten Anstiege in der Slowakei 
(+10,9 %), Litauen (+6,9 %) und den Niederlanden 
(+4,7 %). 

Quelle: EUROSTAT

Industrie  April 2012

1 	 Zum Euroraum (ER17) gehören: Bel-
gien, Deutschland, Estland, Irland, 
Griechenland, Spanien, Frankreich, 
Italien, Zypern, Luxemburg, Malta, 
die Niederlande, Österreich, Portu-
gal, Slowenien, die Slowakei und 
Finnland.  
Zur EU27 gehören: Belgien (BE), Bul-
garien (BG), die Tschechische Repu-
blik (CZ), Dänemark (DK), Deutsch-

land (DE), Estland (EE), Irland (IE), 
Griechenland (EL), Spanien (ES), 
Frankreich (FR), Italien (IT), Zypern 
(CY), Lettland (LV), Litauen (LT), Lu-
xemburg (LU), Ungarn (HU), Malta 
(MT), die Niederlande (NL), Österreich 
(AT), Polen (PL), Portugal (PT), Rumä-
nien (RO), Slowenien (SI), die Slowa-
kei (SK), Finnland (FI), Schweden (SE) 
und das Vereinigte Königreich (UK). 
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Auf dem Berliner Arbeitsmarkt wurden 
Ende Dezember des Jahres 2011 mit 212 903 
Arbeitslosen 1,0 % mehr als im November 
2011 registriert, das entsprach einem Plus 
von 2 050 Personen. Im Vergleich zum 
Dezember des Jahres 2010 nahm die Zahl 
der Arbeitslosen um 2,6 % ab, das ent-

Die Zahl der Berliner Arbeitslosen vermin-
derte sich beim Vergleich des Dezember 2011 
zum Dezember 2010 um 2,6 %, genau 5 666 
Personen weniger. Die Arbeitslosenquote auf 
der Basis aller zivilen Erwerbspersonen betrug 
im aktuellen Monat 12,3 %, das ergab zum 
Vorjahresmonat eine Veränderung um –0,5 
Prozentpunkte. Im Einzelnen waren folgende 
Trends (Veränderung der Trend-Konjunktur-
Komponente des Dezember 2011 zum Dezem-
ber 2010) bei den einzelnen Merkmalen zu 
beobachten: Innerhalb des letzten Jahres fiel 
im Wirtschaftsabschnitt des Verarbeitenden 
Gewerbes, des Bergbaus und der Gewinnung 
von Steinen und Erden der Trend des Auftrags-
eingangsindex; der des Gesamtumsatzes und 
der Beschäftigten-Zahl stieg leicht an. Im 
Bauhauptgewerbe nahmen die gleichen Kenn-
ziffern des Auftragseinganges, der Baugeneh-
migungen und des baugewerblichen Umsatzes 
eine stark steigende Entwicklung, während der 
Trend der Beschäftigtenzahl „nur“ leicht stieg. 
Beim Berliner Einzelhandel ist die Trend-Ent-

wicklung der Messzahl des realen Umsatzes 
leicht fallend, während die des nominalen 
Umsatzes und der Beschäftigtenzahl gleich 
blieb. Beim Großhandel stieg der Trend der 
nominalen und der realen Umsatz-Messzahl 
leicht, der der Beschäftigten blieb konstant. 
Im Gastgewerbe fiel der Trend der nominalen 
und der realen Umsatz-Messzahl sowie der Be-
schäftigten-Messzahl. Bei der Zahl der Gäste- 
ankünfte und der -übernachtungen stieg der 
Trend des letzten Jahres stark an. Der Berliner 
Außenhandel verzeichnete beim gesamten Ex-
port und Import einen leicht steigenden Trend 
und beim Export in die EU eine stark steigende 
Tendenz. Die Trend-Konjunktur-Komponente 
der Differenz aus den Gewerbean- und -ab-
meldungen und die der Betriebsgründungen 
und -aufgaben sank leicht. Der Trend bei der 
Anzahl der insgesamt beantragten Insolvenzen 
blieb gleich, während die der Unternehmens-
insolvenzen leicht fiel. Im Dezember 2011 lag 
die Inflationsrate bei +2,2 % – der jährliche 
Trend war wieder stärker steigend.

14,4 % und auf Basis aller zivilen Erwerbs-
personen 12,3 %. Das ergab gegenüber dem 
Vorjahresmonat bei beiden Kennziffern eine 
Veränderung um jeweils –0,5 Prozent-
punkte. Die Berliner Arbeitslosenquote auf 
der Basis aller abhängig zivilen Erwerbs-
personen lag damit 7,0 Prozentpunkte bzw. 
auf der Basis aller zivilen Erwerbspersonen 
5,7 Prozentpunkte über dem bundesweiten 
Durchschnitt, aber auch bei beiden Kenn-
ziffern 2,6 bzw. 1,7 Prozentpunkte über den 
entsprechenden ostdeutschen Werten (ein-
schließlich Berlin). Gegenüber Brandenburg 
sind es dann +3,1 bzw. +2,1 Prozentpunkte. 
Die Veränderung der Berliner Arbeitslosen-
zahl innerhalb der letzten 12 Monate (Januar 
2011 bis Dezember 2011) im Vergleich zum 
Vorjahr (Januar 2010 bis Dezember 2010) lag 
bei –4,0 %. Die seit Mitte des Jahres 2005 
fallende Trend-Konjunktur-Komponente der 
Zahl der Arbeitslosen stieg seit dem Herbst 
2008 wieder an, ohne jedoch das ehemalige 
sehr hohe Niveau auch nur näherungsweise 
zu erreichen. Zurzeit scheint die Zahl der 
Arbeitslosen um den Wert von 230 Tsd. – bei 
leicht fallender Tendenz – zu pendeln. Bei 
den offen Stellen erfolgte ein methodischer 
Wechsel: Es werden ab dem 1. Januar 2009 
die gemeldeten, ungeförderten Arbeits-
stellen ohne selbstständige/freiberufliche 
Tätigkeiten und ohne Stellen der privaten 

Tabelle Seite 24

sprach einem Minus von 5 666 Personen. 
Diese Anzahl stimmt fast genau mit der 
Einwohnerzahl der Brandenburger Städte 
Uebigau-Wahrenbrück oder Biesenthal, am 
31. Dezember 2010, überein. Die Berliner 
Arbeitslosenquote betrug auf der Basis 
der abhängig zivilen Erwerbspersonen 

Wirtschaft im Überblick  Dezember 2011 
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Arbeitsvermittlung dargestellt, das ent-
spricht etwa 21 400 Personen weniger als 
zuvor. Ein Vergleich mit vorherigen Veröf-
fentlichungen ist deshalb nicht möglich. Im 
Dezember 2011 waren 17 076 offene Stellen 
gemeldet. Das sind +54,0 % zum Dezember 
2010 und +35,8 % im Vergleich der beiden 
letzten 12 Monatszeiträume. Seit Mitte des 
Jahres 2009 steigt die Trend-Konjunktur-
Komponente der offenen Stellen an, in 
letzter Zeit wieder recht stark. Das Verhältnis 
der gemeldeten offenen Stellen zu den 
Arbeitslosen lag im aktuellen Monat bei 1 zu 
12,5. Der lineare Trend dieses Quotienten ist 
stark fallend – bei einer seit dem Jahr 2005 
deutlich verringerten Schwankungsbreite.

Im Berliner Verarbeitenden Gewerbe, im 
Bergbau und bei der Gewinnung von 
Steinen und Erden zeigte der Auftrags-
eingangsindex (für das Verarbeitende 
Gewerbe, Volumenindex – ausgewählte 
Wirtschaftszweige) im Dezember-Vergleich 
mit –2,1 % eine leicht negative Veränderung; 
im Vergleich der letzten 12 Monatszeiträume 
waren es jedoch +9,2 %. Die Trend-Kon-
junktur-Komponente fiel seit dem Frühjahr 
des Jahres 2008, stieg aber ab Mitte des 
Jahres 2009 kontinuierlich an, um seit Mitte 
2011 wieder leicht abzufallen. Die im Monat 
Dezember dieses Jahres 334 berichtspflichti-
gen Betriebe – das sind neun Betriebe mehr 
als im Dezember 2010 – erwirtschafteten 
einen Gesamtumsatz von 2 056,7 Mill. EUR. 
Das Ergebnis des Vorjahresmonats wurde 
damit um 88,9 Mill. EUR oder –4,1 % unter-
schritten. In den letzten 12 Monaten – vom 
Januar 2011 bis Dezember 2011 – konnten 
die Berliner Betriebe des Verarbeitenden 
Gewerbes, des Bergbaus und der Gewinnung 
von Steinen und Erden Waren im Wert von 
insgesamt 23,1 Mrd. EUR absetzen. Gegen-
über dem Vorjahreszeitraum bedeutet dies 
eine Steigerung des Gesamtumsatzes um 
4,5 %. Die Trend-Konjunktur-Komponente 

dieser Kennziffer des wichtigen Berliner 
Wirtschaftsabschnitts war seit der Mitte des 
Jahres 2008 fallend, seit dem Herbst des Jah-
res 2009 dann jedoch wieder leicht steigend 
und hatte zum Jahreswechsel 2010/11 das vor 
der Krise erreichte Niveau überschritten. Der 
monatlich im Ausland erzielte Umsatz des 
Wirtschaftsabschnitts erreichte im Dezember 
2011 ein Niveau von 902,1 Mill. EUR. Der 
Exportanteil am Gesamtumsatz betrug somit 
43,9 %. Im Zeitraum der letzten 12 Monate 
wurden Waren im Wert von 10,8 Mrd. EUR 
aus diesem Berliner Wirtschaftsabschnitt 
exportiert. Bei der Beschäftigtenzahl war 
die Trend-Konjunktur-Komponente seit 
dem Anfang des Jahres 2010 steigend. Im 
Dezember des Jahres 2011 waren im Berliner 
Verarbeitenden Gewerbe, im Bergbau und 
der Gewinnung von Steinen und Erden in 
den Betrieben ab 50 Beschäftigte 81 937 Per-
sonen tätig. Gegenüber dem Dezember 2010 
gab es mit +3,8 % eine positive Verände-
rung. Im Vergleich der letzten 12 Monate mit 
den vorletzten 12 Monaten war mit +4,6 % 
ebenfalls eine Verbesserung sichtbar. Im 
Dezember 2011 erreichte die Produktivität 
(Umsatz je Beschäftigten) 25 101 EUR, das 
waren –6,5 % gegenüber dem Dezember 
2010. Die Bruttolohn- und Gehaltssumme 
je Beschäftigten lag aktuell bei 3 941 EUR, 
sie nahm somit leicht zu und lag um +1,2 % 
oder um 45,53 EUR höher als im Dezember 
2010.

In der konjunkturellen Entwicklung des 
Berliner Bauhauptgewerbes ergab sich 

im Oktober 2009 eine Veränderung in der 
Stichprobe, die zu einer Sprungstelle in den 
Zeitreihen führte. Das wertmäßige Volumen 
der Auftragseingänge – als Frühindikator 
der Umsatzentwicklung – erreichte im De-
zember 2011 ein Niveau von 150,9 Mill. EUR. 
Die Entwicklung dieser Kennziffer zeigte 
mit +18,6 % zum Vorjahresmonat einen 
sehr starken Anstieg. Im 12-monatigen Ver-
gleichszeitraum ergab sich eine Veränderung 
von +6,7 %. Die Trend-Konjunktur-Kompo-
nente steigt seit dem Herbst des Jahres 2010 
wieder an. Im Vergleich zum Vorjahresmonat 
ist der Trend stark steigend. Die Entwicklung 
bei der Anzahl der Baugenehmigungen 
zeigte bei den längerfristigen Betrachtungs-
zeiträumen eine stark steigende Tendenz. Im 
Dezember 2011 wurden 166 Baugenehmigun-
gen erteilt, das sind +31,7 % zum Dezember 
2010; im Vergleich des aktuellen Ein-Jahres-
Zeitraumes mit dem des Jahres 2010 waren 
es beachtliche +19,6 %. Der Trend war 
demzufolge auch stark steigend. Der bau-
gewerbliche Umsatz erreichte im Dezember 
2011 einen Wert von 235,7 Mill. EUR (Bau-
hauptgewerbe: 236,8 Mill. EUR) bei +33,9 % 
gegenüber dem Vorjahresmonat. Dieselbe 
Kennziffer war in dem längerfristigen 
Betrachtungszeitraum der zurückliegenden 
12 Monate mit +13,7 % ebenfalls sehr positiv. 
Der jährliche Trend lag damit ebenfalls stark 
im Plus. Die Trend-Konjunktur-Komponente 
stieg seit dem Ende des Jahres 2009 zuerst 
leicht und dann ab Mitte 2011 zunehmend 
stärker an. Mit 11 446 Beschäftigten wurde 
im Dezember 2011 zum Dezember 2010 ein 

Trends nach dem Verfahren BV4.1 des Statistischen Bundesamtes
Veränderung Januar 2009, Oktober oder Januar 2010 (siehe Abbrüche innerhalb  
der Grafiken)
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Zuwachs von 4,9 % erreicht. Im Zeitraum 
der letzten 12 Monate war ebenfalls ein 
Zuwachs aufgetreten: von +6,4 %. Der Trend 
der Beschäftigtenzahl beim Vergleich zum 
Vorjahresmonat war leicht steigend.

Im Berliner Einzelhandel erfolgte Mitte der 
Jahre 2009 und 2010 eine inhaltliche Ver-
änderung – es wurde ein Drittel der Unter-
nehmen in der Stichprobe ausgetauscht. 
Eine Rückrechnung ist bis zum Januar 2010 
erfolgt. Dadurch sind zwei „Sprungstellen“ in 
den entsprechenden Abbildungen enthalten 
– von Dezember 2008 zum Januar 2009 und 
vom Dezember 2009 zum Januar 2010. Die 
Veränderung beim nominalen Umsatz im 
Vergleich der beiden letzten 12-Monats-Zeit-
räume ergab ein Plus von 3,0 %. Beim realen 
Umsatz waren es im gleichen Zeitraum 
+1,9 %. Die Beschäftigtenzahl im Berliner 
Einzelhandel lag von Januar bis Dezember 
2011 um 0,5 % über dem Vorjahresdurch-
schnitt. Die Zahl der Vollzeitbeschäftigten 
verringerte sich dabei um 1,1%, während 
+1,6 % Beschäftigte in Teilzeit tätig waren. 
Die Trend-Konjunktur-Komponente der 
Messzahl des nominalen Umsatzes und der 
Beschäftigten war gleichbleibend, die des 
realen Umsatzes fiel leicht.

Im Großhandel des Landes Berlin, wo die 
gleiche inhaltliche Veränderung wie beim 
Einzelhandel erfolgte, war die Entwicklung 
bei allen beiden Umsatz-Kennziffern leicht 
steigend. Die Veränderung beim nominalen 
Umsatz im Vergleich der beiden letzten 
12-Monats-Zeiträume ergab ein Plus von 
6,3 %, beim realen Umsatz waren es im 
gleichen Zeitraum +1,1 %. Die Beschäftig-
ten-Kennziffer stieg um +1,8 %. Die Trend-
Konjunktur-Komponente der Beschäftigten-
Messzahl blieb etwa gleich.

Im Gastgewerbe wurde, wie beim Einzel- 
und Großhandel, die gleiche inhaltliche 
Veränderung vorgenommen. In diesem, wie 

im Einzelhandel, saisonal stark geprägten 
Wirtschaftszweig traten beim Vergleich der 
beiden letzten 12 Monate im nominalen Um-
satz Veränderungsraten von +3,6 % und im 
realen Umsatz von +2,1 % auf. Bei der Be-
schäftigten-Messzahl waren es im gleichen 
Zeitraum +0,5 %, wobei die Vollzeitbe-
schäftigung mit +0,7 % stärker anstieg als 
die Teilzeitbeschäftigung mit +0,2 %. Die 
Trend-Konjunktur-Komponenten für alle drei 
Messzahlen fielen dagegen leicht.

Im Dezember 2011 erreichte im Berlin-Tou-
rismus die Zahl der Gästeankünfte 749,4 Tsd; 
gegenüber dem Dezember 2010 waren es 
101,4 Tsd. Personen oder 15,6 % mehr. Beim 
Vergleich der 12-monatigen Zeiträume 
ergab sich ein Plus von 9,0 %. Die Zahl der 
Übernachtungen stieg im Monatsvergleich 
(Dezember 2011 zu Dezember 2010) um 
16,5 % an, von 1 387,2 Tsd. auf 1 616,5 Tsd. 
Übernachtungen. Im 12-Monats-Vergleich 
setzte sich bei den Übernachtungen mit 
+7,5 % die positive Entwicklung fort. 
Die Trend-Konjunktur-Komponente der 
Gästeübernachtungen steigt seit dem Jahr 
2003 annähernd linear an. Im Durchschnitt 
entfielen im Dezember 2011 auf jeden Gast 
2,2 Übernachtungen; im Mittel der letzten 
zwölf Monate waren es 2,3 Übernachtungen 
pro Gast – bei langfristig gleich bleibender 
Tendenz.

Auch im Berliner Außenhandel sind die 
Folgen der Finanz- und Wirtschaftskrise 
endgültig überwunden. Der gesamte Export-
wert (Spezialhandel) der Berliner Wirtschaft 
betrug im Dezember 1 053,3 Mill. EUR und 
lag damit um 9,2 % über dem Ergebnis des 
Dezember 2010. Beim Vergleich der letzten 
12 Monate waren es +3,2 %. Im Zeitraum 
eines Jahres – von Januar 2011 bis Dezember 
2011 – wurden Waren im Wert von 12,7 Mrd. 
EUR exportiert, davon in die Staaten der 
Europäischen Union 46,1 % der gesamten 
Ausfuhr. Gegenüber dem Monat Dezember 

2010 wurden 28,4 % mehr in die EU ex-
portiert. Die Trend-Konjunktur-Komponente 
des gesamten Exports hatte Mitte 2010 das 
Vorkrisen-Niveau erreicht und sich seitdem 
etwas seitlich bewegt, sie steigt seit Mitte 
2011 aber wieder an. Im Bezugsmonat betrug 
das Importvolumen (Generalhandel) 864,5 
Mill. EUR, was zu einer Veränderungsrate von 
+0,4 % zum Dezember 2010 führte. Im Ein-
Jahres-Zeitraum (Januar 2011 bis Dezember 
2011) wurden Waren im Wert von. 10,1 Mrd. 
EUR – das sind +4,2 % zu den vorherigen 
12 Monaten – nach Berlin importiert. Die 
Trend-Konjunktur-Komponente des Importes 
fiel seit Mitte 2008 und steigt aber seit Mitte 
2009 wieder sehr stark an, wobei bereits 
Anfang 2010 der Vorkrisenstand überschrit-
ten wurde. Betont sei, dass eine Saldierung 
von Ex- und Importen zur Berechnung des 
Berliner Außenbeitrags aufgrund unter-
schiedlicher Abgrenzungen von General- und 
Spezialhandel statistisch nicht statthaft ist 
und dass bei den Einfuhren nicht alle Waren 
für den Verbrauch in Berlin bestimmt sind.

Bei den Gewerbemeldungen werden die 
Salden der Gewerbean- und -abmeldungen 
und darunter die Salden der Betriebs-
gründungen und -aufgaben dargestellt. 
Auffallend ist, dass bei den monatlichen 
Einzelwerten – besonders jedoch zum 
Jahresende – regelmäßig sehr starke Ein-
brüche auftreten. Im Dezember 2011 wurden 
453 Gewerbe mehr an- als abgemeldet. 
Gegenüber dem Dezember 2010, mit 115 An-
meldungen gegenüber den Abmeldungen, 
war es fast das Dreifache, im langfristigeren 
12-Monats-Vergleich ergaben sich dann 
allerdings –4,8 %. Bei den Betriebsgrün-
dungen und -aufgaben kam der Dezember 
2011 auf 48 mehr Anmeldungen gegenüber 
den Abmeldungen und damit auf –48,9 % 
gegenüber dem Dezember 2010, der ein 
Saldo von 94 Anmeldungen gegenüber den 
Abmeldungen auswies. Beim Vergleichen 
der Ein-Jahres-Zeiträume ergaben sich 
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bei den Betrieben +5,0 %. Die langfristige 
Trend-Konjunktur-Komponente kann bei den 
Gewerbemeldungen und den Betrieben als in 
letzter Zeit wieder leicht fallend – bei einem 
insgesamt schwankenden Verlauf – einge-
schätzt werden.

Die Insolvenzen zeigten für die insgesamt 
beantragten Insolvenzverfahren und die 
Regelinsolvenzen der Unternehmen in den 
betrachteten Ein-Jahres-Zeiträumen durch-
gängig negative Veränderungsraten – also 
eine langfristig-positive Entwicklung. Bei 
den beantragten Insolvenzverfahren waren 
insgesamt 671 Verfahren für den Monat 
Dezember 2011 genannt, das sind gegenüber 
dem Dezember des Vorjahres 3,4 % mehr. Im 
Vergleich der letzen 12 Monate beträgt die 
Veränderung –3,2 %. Langfristig wurden im 
Durchschnitt monatlich etwa 630 Insolvenz-
verfahren beantragt. Eindeutig werden 
die beantragten Insolvenzverfahren dabei 
durch die Verbraucherinsolvenzen dominiert. 
Die Regelinsolvenzen der Unternehmen 
lagen langfristig und stabil seit Mitte 2006 
bei 130 bis 120 Insolvenzen pro Monat, die 
Trend-Konjunktur-Komponente war zwar seit 
Mitte 2008 steigend, fällt seit dem Frühjahr 
des Jahres 2010 jedoch wieder. Im aktuellen 
Monat gab es bei den Regelinsolvenzen der 
Unternehmen 124 Fälle, das entspricht –3,9 % 
zum Dezember 2010. Beim Vergleich der 
beiden letzten 12-Monats-Zeiträume ergaben 

sich –11,7 % bei den Regelinsolvenzen der 
Unternehmen. Die Tendenz innerhalb eines 
Jahres war bei den gesamten Insolvenzen 
gleichbleibend und bei denen der Unter-
nehmen leicht fallend.

Der Verbraucherpreisindex, der die durch-
schnittliche Preisentwicklung aller Waren 
und Dienstleistungen, die von privaten Haus-
halten für Konsumzwecke gekauft werden, 
erfasst, lag im Monat Dezember 2011 bei 111,8 
(2005 ≙ 100). Für die Inflationsrate, also die 
prozentuale Veränderung des Verbraucher-
preisindex zwischen dem Dezember 2011 
und dem Dezember 2010, ergab sich damit 
ein Wert von +2,2 %, im November 2011 
waren es +2,5 %. Während sich die Preise 
für Energie (Kraftstoffe, Heizöl, Strom, Gas, 
Fernwärme und Zentralheizung), Nahrungs-

Trends nach dem Verfahren BV4.1 des Statistischen Bundesamtes
Veränderung Januar 2009, Januar 2010 oder Oktober 2009  
(siehe Abbrüche innerhalb der Grafiken)

mittel (Bohnenkaffee, Speisefette und -öle, 
Fleisch- und Fleischwaren, Molkereiprodukte 
und Eier, Fisch- und Fischwaren sowie Brot 
und Getreideerzeugnisse), aber auch bei 
Bekleidung, Pauschalreisen nebst Beherber-
gungsdienstleistungen, überdurchschnittlich 
verteuerten, ergaben sich bei Obst und Gemüse 
Preisrückgänge. Die Trend-Konjunktur-Kompo-
nente der Inflationsrate fiel seit dem März 2008 
sehr stark, erreichte Mitte 2009 den Tiefpunkt 
und verläuft seit Mitte des Jahres 2010 leicht 
steigend. Zurzeit ist sie etwa bei +2,6 % an-
gelangt. Gegenüber dem Dezember 2010 ist der 
Trend nun ebenfalls stärker steigend. Für das 
gesamte Jahr 2011 wurde eine durchschnittliche 
Jahresteuerungsrate von 2,4 % ermittelt, im 
Jahr 2010 waren es +1,3 % und 2009 als Folge 
der Finanz- und Wirtschaftskrise +0,3 %.
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Beschäftigte

Auf dem Brandenburger Arbeitsmarkt 
wurde Ende Dezember des Jahres 2011 mit 
135 896 Arbeitslosen ein Plus von 4,1 % 
gegenüber dem Vormonat – dem November 
2011 – registriert, das waren 5 343 Personen 
mehr. Im Vergleich zum Dezember des Jahres 

2010 nahm die Zahl der Arbeitslosen um 
3,9 % ab, das entspricht einem Minus von 
5 499 Personen. Diese Zahl stimmt etwa 
mit der Einwohnerzahl der Brandenburger 
Städte Seelow oder Dahme/Mark zum Ende 
des Jahres 2010 überein. Die Brandenburger 

Arbeitslosenquote betrug auf der Basis der 
abhängig zivilen Erwerbspersonen 11,3 % und 
auf der Basis aller zivilen Erwerbspersonen 
10,2 %. Es ergaben sich somit gegenüber dem 
Vorjahresmonat jeweils 0,4 Prozentpunkte 
weniger. Damit lagen die Brandenburger 
Arbeitslosenquoten auf der Basis aller 
abhängig zivilen Erwerbspersonen 3,9 Pro-
zentpunkte bzw. auf der Basis aller zivilen Er-
werbspersonen 3,6 Prozentpunkte über dem 
bundesweiten Durchschnitt, aber auch bei 
beiden Kennziffern 0,5 bzw. 0,4 Prozentpunk-
te unter den entsprechenden ostdeutschen 
Werten (einschließlich Berlin). Beim Vergleich 
mit Berlin waren es dann 4,2 bzw. 3,0 Pro-
zentpunkte weniger. Insgesamt blieb – bei 
den bekannten saisonalen Schwankungen 
der Zahl der Arbeitslosen – die seit Anfang 
des Jahres 2004 fallende Trend-Konjunktur-
Komponente erhalten, ab dem Herbst 2010 
schwächte sie sich jedoch ab. 

Bei den offenen Stellen erfolgte ein me-
thodischer Wechsel: Es werden jetzt die ge-
meldeten, ungeförderten Arbeitsstellen ohne 
selbstständige/freiberufliche Tätigkeiten und 
ohne Stellen der privaten Arbeitsvermittlung 
dargestellt. Eine Rückrechnung der gesamten 
Zeitreihe ist für das Land Brandenburg bis 
zum Jahr 2000 erfolgt – ein Vergleich mit den 
vorherigen Veröffentlichungen ist deshalb 
nicht möglich. Die gemeldeten 10 021 offenen 
Stellen hatten sich seit dem Dezember des 

Die Zahl der Brandenburger Arbeitslosen ver-
minderte sich beim Vergleich des Dezember 
2011 zum Dezember 2010 um 3,9 %, das waren 
–5 499 Personen. Die Arbeitslosenquote 
auf der Basis aller zivilen Erwerbspersonen 
betrug im aktuellen Monat 10,2 %, das sind 
– 0,4 Prozentpunkte zum Vorjahresmonat. 
Im Einzelnen zeigten die Werte der aus-
gewählten Trend-Konjunktur-Komponenten 
des Monats Dezember 2011 zum Dezember 
2010 folgendes Bild: Der Trend bei der Zahl 
der Arbeitslosen und der genannten Arbeits-
losenquote war fallend sowie der der offenen 
Stellen stark steigend. Im Wirtschaftsab-
schnitt des Verarbeitenden Gewerbes, des 
Bergbaus und der Gewinnung von Steinen 
und Erden waren der Gesamtumsatz und der 
Auftragseingangsindex (für das Verarbeitende 
Gewerbe, Volumenindex – ausgewählte 
Wirtschaftszweige) stark steigend sowie die 
Zahl der Beschäftigten leicht steigend. Im 
Baugewerbe stiegen die Trend-Konjunktur-
Kennziffern bei der Anzahl der Baugeneh-
migungen und des Gesamtumsatzes stark, 
die Beschäftigtenzahl stieg leicht, während 

der Auftragseingang leicht fiel. Beim Bran-
denburger Einzelhandel stiegen der reale 
und der nominale Umsatz leicht, während 
die Beschäftigtenkennziffer fast konstant 
blieb. Beim Großhandel war der Trend des 
nominalen Umsatzes stark steigend und der 
des realen Umsatzes und der Beschäftigten 
steigend. Im Gastgewerbe blieb der Trend 
des nominalen Umsatzes gleich, der der 
Beschäftigtenmesszahl stieg leicht an und 
der reale Umsatz fiel. Im Tourismusgewerbe 
stieg sowohl die Zahl der Gäste als auch die 
der Übernachtungen an. Die Brandenburger 
Einfuhren stiegen stark an, während die Aus-
fuhren nur leicht anstiegen – die Ausfuhren 
in die EU fielen hingegen. Der jährliche 
Trend der Differenz aus den Gewerbean- und 
-abmeldungen fiel stark ab, während die 
Differenz aus Betriebsgründungen und -auf-
gaben stark anstieg. Die Anzahl der insge-
samt beantragten Insolvenzen fiel leicht und 
die der Unternehmensinsolvenzen stärker. 
Im Dezember 2011 betrug die Inflationsrate 
+2,1 %; der jährliche Trend ist zurzeit streng-
linear steigend. 
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Trends nach dem Verfahren BV4.1 des Statistischen Bundesamtes

vorigen Jahres um beachtliche 2 289 Stellen 
oder um 29,6 % erhöht. Seit Mitte des Jahres 
2009 steigt die Trend-Konjunktur-Kompo-
nente der offenen Stellen linear und stark 
an. Das Verhältnis der gemeldeten offenen 
Stellen zu den Arbeitslosen lag im aktuellen 
Monat bei 1 zu 13,6 – die langfristige lineare 
Tendenz ist nach wie vor fallend, bei einer 
seit Mitte des Jahres 2006 deutlich ver-
minderten saisonalen Schwankung. Im De-
zember dieses Jahres waren insgesamt 5 599 
Personen in der beruflichen Weiterbildung 
und 3 Personen in Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen – insgesamt also 5 602 Personen 
– erfasst; im Vergleich zum Dezember 2009 
ergab das ein Minus von 2 758 Personen oder 
–33,0 %.

Im Brandenburger Verarbeitenden 
Gewerbe, im Bergbau und bei der 
Gewinnung von Steinen und Erden 
zeigte der Auftragseingangsindex (für das 
Verarbeitende Gewerbe, Volumenindex 
– ausgewählte Wirtschaftszweige) im 
Dezember-Vergleich mit +42,7 % eine starke 
positive Veränderung, bei jedoch deutlichen 
Schwankungen der Monatseinzelwerte. 
Im Vergleich des gesamten Jahres (2011 
zu 2010) waren es +22,4 %. Die starken 
monatlichen Schwankungen des Auftrags-
einganges haben ihre Ursache besonders 
in einzelnen Großaufträgen für elektrische 
Ausrüstungen und des Fahrzeugbaus sowie 
der Auslandsnachfrage. Die Trend-Kon-
junktur-Komponente ist seit dem Frühjahr 
2010 wieder stärker steigend. Die im Monat 
Dezember dieses Jahres berichtspflichtigen 
434 Betriebe – das sind 21 Betriebe mehr 
als im Dezember 2010 – erwirtschafteten 
einen Gesamtumsatz von 1 941,4 Mill. EUR. 
Das Ergebnis des Vorjahresmonats wurde 
damit um 226,4 Mill. EUR oder 13,2 % über-
boten. Im gesamten Jahr 2011 konnten die 
Brandenburger Betriebe des Verarbeitenden 
Gewerbes, des Bergbaus und der Gewinnung 
von Steinen und Erden Waren im Wert von 

insgesamt 22,8 Mrd. EUR absetzen. Gegen-
über dem Vorjahr ging damit eine Erhöhung 
des Gesamtumsatzes um 14,3 % einher. Die 
langfristige Trend-Konjunktur-Komponente 
dieser Kennziffer des wichtigen Branden-
burger Wirtschaftsabschnitts war – bei 
größeren Schwankungen der einzelnen 
Monatswerte und deren „regelmäßigen Ein-
brüchen“ zu den Jahreswechseln – seit Mitte 
des Jahres 2009 wieder sehr stark steigend, 
ab dem Jahreswechsel 2010/2011 jedoch 
fast gleichbleibend. Im Frühjahr 2010 wurde 
das vor der Konjunktur- und Finanzkrise 
erreichte Niveau wieder überschritten. Der 
monatlich im Ausland erzielte Umsatz dieses 
Wirtschaftsabschnitts erreichte im Dezember 
ein Niveau von 559,1 Mill. EUR – der Ex-
portanteil am Gesamtumsatz betrug somit 
28,8 %. Bei der Beschäftigtenzahl war seit 
dem Herbst 2005 eine steigende Trend-Kon-
junktur-Komponente erkennbar, die dann ab 
Herbst 2008 leicht fiel – ohne jedoch in die 
Nähe der vergangenen Tiefstände zu gelan-
gen – und die nun seit Anfang 2010 wieder 
ansteigt. Im Dezember des Jahres 2011 waren 
im Brandenburger Verarbeitenden Gewerbe, 
im Bergbau und der Gewinnung von Steinen 
und Erden in den Betrieben ab 50 Beschäf-
tigten 78 480 Personen tätig, gegenüber 
dem Vorjahresmonat (Dezember 2010) mit 
+6,1 % eine Zunahme um 4 519 Personen. 
Im gesamten 12-Monats-Vergleich ergeben 
sich +7,5 %; die Tendenz war steigend. Im 
Dezember 2011 erreichte die Produktivität 
(Umsatz je Beschäftigten) 24 737,4 EUR, das 
waren –0,6 % gegenüber dem Dezember 
2010. Die Bruttolohn- und Gehaltssumme 

je Beschäftigten fiel etwas weniger ab: Sie 
lag im gleichen Zeitraum um 0,4 % oder 
9,83 EUR je Beschäftigten niedriger als im 
Dezember 2010 – insgesamt bei 2 795,1 EUR.

Das wertmäßige Volumen der Auftrags-
eingänge des Brandenburger Bauhauptge-
werbes – als konjunktureller Frühindikator 
der Umsatzentwicklung – erreichte im De-
zember 2011 ein Niveau von 143,4 Mill. EUR. 
Er zeigte mit +2,7 % zum Vorjahresmonat 
eine positive Entwicklung. Im Vergleich der 
beiden letzten Jahre ergab sich eine Ver-
änderung von +9,3 %. Der Trend war leicht 
fallend. Die Anzahl der Baugenehmigungen 
entwickelte sich sehr positiv, +24,6 % im 
Vergleich zum Vorjahresmonat und beim Ver-
gleich der Ein-Jahres-Zeiträume +16,4 %. 
Der Trend stellte sich infolgedessen bei den 
Baugenehmigungen stark steigend dar. 
Beim baugewerblichen Umsatz scheint die 
seit dem Jahr 1995 – dem Beginn der Auf-
zeichnungen – fallende Tendenz beendet. 
Die Trend-Konjunktur-Komponente pendelt 
seit 2006 um die 180-Mill.-EUR-Marke. Sie 
hatte zuletzt einen stark steigenden Trend 
und erreichte wieder die Werte des Jahres 
2001. Die im Dezember 2011 berichtspflichti-
gen 344 Betriebe – 18 Betriebe mehr gegen-
über dem Dezember 2010 – erreichten einen 
Gesamtumsatz von 273,7 Mill. EUR (bau-
gewerblicher Umsatz: 271,0 Mill. EUR). Dabei 
lag der baugewerbliche Umsatz mit +45,7 % 
über dem Wert vom Dezember 2010. Beim 
Vergleich des gesamten Jahres 2011 mit dem 
Jahr 2010 ergibt sich eine Veränderung von 
+15,9 %. Bei den Beschäftigten setzte sich 
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der seit fast zehn Jahren anhaltende und nur 
zeitweilig kurz unterbrochene Abwärtstrend 
vorerst nicht weiter fort, er pendelt seit 2008 
um die 16 000 Beschäftigte, stieg aber seit 
dem Jahresbeginn 2010 wieder leicht an. Im 
Dezember 2011 gab es im Wirtschaftszweig 
aktuell 16 699 Beschäftigte, 3,1 % mehr als 
im Dezember 2010 – der Trend des letzten 
Jahres war leicht steigend. Im Zeitraum eines 
ganzen Jahres (2011 zu 2010) betrug der 
Beschäftigten-Zuwachs 2,9 %. 

Im Brandenburger Einzelhandel erfolgte im 
Dezember des Jahres 2010 – wie alljährlich 
– eine Veränderung: Es wurde ein Drittel 
der Unternehmen in der Stichprobe aus-
getauscht. Eine Rückrechnung erfolgt immer 
bis zum Januar des Vorjahres. Dadurch 
werden zwei „Sprungstellen“ in der Zeitreihe 
sichtbar. Die Veränderung beim nominalen 
Umsatz im Vergleich des 12-Monats-Zeit-
raumes (laufendes Jahr) ergab ein Plus von 
3,4 %, beim realen Umsatz waren es im 
gleichen Zeitraum +2,7 %. Die Beschäf-
tigungsentwicklung zeigte mit +0,3 % 
in dem genannten Zeitraum einen fast 
gleichbleibenden Trend. Im Dezember stieg 
die vorläufige Zahl der Beschäftigten im 
Brandenburger Einzelhandel im Durchschnitt 
um 1,0 % gegenüber dem Vorjahresmonat, 
wobei die Vollbeschäftigung stärker zunahm 
als die Teilbeschäftigung. Im Jahresdurch-
schnitt 2011 nahm die Zahl der in Teilzeit 
tätigen demgegenüber etwas stärker zu als 
die der Vollzeitbeschäftigten. Innerhalb der 
letzten 12 Monate stieg der Trend des nomi-
nalen und des realen Umsatzes leicht an, der 
der Beschäftigten blieb konstant.

Im Großhandel des Landes Brandenburg 
erfolgte die gleiche Veränderung wie 
beim Einzelhandel. Die Veränderung beim 
nominalen Umsatz im Vergleich des 12-Mo-
nats-Zeitraumes ergab ein Plus von 18,7 %, 
beim realen Umsatz waren es im gleichen 

Zeitraum +9,2 % und die Beschäftigten-Kenn-
ziffer stieg um 2,4 %. Im Zeitraum des letzten 
Jahres war der Trend des realen Umsatzes 
und der Beschäftigtenzahl steigend sowie der 
Trend des nominalen Umsatzes stark steigend. 

Im Gastgewerbe wurde, ebenso wie beim Ein-
zel- und Großhandel, die gleiche Veränderung 
vorgenommen. Im Vergleich der Ein-Jahres-
Zeiträume nahm die Messzahl des nominalen 
Umsatzes um 0,7 %, die des realen Umsatzes 
um 2,2 % und die der Beschäftigten um 1,5 % 
ab. Von dem Beschäftigungsabbau waren im 
gesamten Jahr 2011 vor allem Arbeitsstellen 
in Teilzeit mit –3,2 % betroffen, geringfügiger 
hingegen die in Vollzeit mit –0,2 %. Der Trend 
der drei Merkmale im Zeitraum des letzten 
Jahres: nominaler Umsatz – gleich bleibend, 
realer Umsatz – leicht fallend und Beschäftig-
te – steigend. 

Im Dezember 2011 erreichte beim Branden-
burg-Tourismus die Zahl der Gästeübernach-
tungen 558,2 Tsd., gegenüber dem Dezember 
2010 waren es 29,4 Tsd. Übernachtungen oder 
5,6 % mehr. Beim Vergleich der 12-monatigen 
Zeiträume ergab sich ein Plus von 3,4 %. Die 
Zahl der Gästeankünfte stieg im aktuellen 
Monat zum Vorjahresmonat um 3,9 %. Im Ein-
Jahres-Vergleich (gesamtes Jahr 2011 zu 2010) 
setzte sich bei den Gästeankünften mit +4,4 % 
die positive Entwicklung ebenfalls fort. Im 
Durchschnitt entfielen im Dezember 2011 auf 
jeden Gast 2,6 Übernachtungen; im Mittel der 
letzten zwölf Monate waren es 2,7 Über-
nachtungen pro Gast. Insgesamt war bei den 
Gästeankünften und bei den -übernachtungen 
ein steigender Trend vorhanden. Die Dauer der 
Übernachtungen fällt langfristig leicht.

Im Brandenburger Außenhandel trat im 
Zeitraum von Mitte des Jahres 2008 bis zur 
Mitte des Jahres 2009 eine stark negative 
Entwicklung auf, die beide Merkmale etwa 
auf das Niveau von 2006/2007 zurückwarf. Seit 

Mitte des Jahres 2009 stiegen die Import- 
und Export-Trend-Konjunktur-Kompo-
nenten wieder stark an, die des Exportes 
etwas geringer. Der gesamte Exportwert 
(Spezialhandel) der Brandenburger Wirt-
schaft betrug im Dezember 1 146,7 Mill. EUR 
und lag damit um 7,2 % über dem Ergebnis 
des Dezember 2010. Beim Vergleich der 
letzten beiden Ein-Jahres-Zeiträume ergab 
sich ein Plus von 10,2 %. In die Staaten 
der Europäischen Union wurden 61,4 % 
der gesamten Ausfuhr des Dezember 2011 
exportiert, mit 703,5 Mill. EUR allerdings 
4,8 % weniger als im Dezember 2010; im 
letzten Ein-Jahres-Zeitraum ergab sich 
jedoch ein Plus von 7,4 %. Insgesamt 
wurden im Zeitraum des laufenden Jahres 
– von Januar bis Dezember 2011 – Waren 
im Wert von ca. 9,1 Mrd. EUR weltweit 
exportiert. Im Bezugsmonat betrug das Im-
portvolumen (Generalhandel) 1 657,0 Mill. 
EUR, was zu einer Veränderungsrate um 
+33,1 % gegenüber dem Dezember 2010 
führte. Im gesamten Jahr wurden Waren im 
Wert von 18,5 Mrd. EUR nach Brandenburg 
importiert, das waren gegenüber dem 
gleichen Zeitraum des Vorjahres +27,3 %. 
Der Trend der letzten 12 Monate ist bei der 
Einfuhr sehr stark steigend – beim Export 
verläuft die Trend-Konjunktur-Komponente 
leicht steigend, bei der Ausfuhr nach der EU 
ist sie leicht fallend. Die sehr positiven Ent-
wicklungen werden zu einem Teil durch den 
„statistischen Basiseffekt“ der Konjunktur- 
und Finanzkrise überzeichnet. Beim Import 
und Export wurde das Vor-Krisen-Niveau 
seit etwa Mitte 2010 wieder überschritten. 
Betont sei auch, dass eine Saldierung von 
Ex- und Importen zur Berechnung des 
Brandenburger Außenbeitrags aufgrund 
unterschiedlicher Abgrenzungen von 
General- und Spezialhandel statistisch nicht 
statthaft ist und dass bei den Einfuhren 
nicht alle Waren für den Verbrauch in 
Brandenburg bestimmt sind.
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Bei den Gewerbemeldungen werden die 
Salden der Gewerbean- und -abmeldungen 
und darunter die Salden der Betriebs-
gründungen und -aufgaben dargestellt. 
Zu beachten ist, dass eine stark-saisonale 
Abhängigkeit mit einer Häufung von Ge-
werbeabmeldungen und Betriebsaufgaben 
im letzten Monat jeden Jahres eintritt. Im 
Dezember 2011 wurden 687 Gewerbe mehr 
ab- als angemeldet. Gegenüber dem Dezem-
ber 2010 (409 mehr Ab- als Abmeldungen) 
sind es, bei einer Differenz vom –278 
Anmeldungen gegenüber den Anmeldun-
gen, genau +68,0 % und im gesamten 
Jahres-Vergleich dann –54,3 %. Bei den 
Betriebsgründungen und -aufgaben kam der 
Dezember 2011 auf 134 Abmeldungen mehr 
gegenüber den Abmeldungen und damit zu 
einem Plus von 83,6 % zum Dezember 2010 
(73 Abmeldungen mehr als Anmeldungen). 
Beim Vergleichen der Ein-Jahres-Zeiträume 
ergaben sich bei den Betrieben –20,4 %. 
Der Trend innerhalb des letzten Jahres 
muss bei den Gewerbemeldungen als sehr 
stark fallend eingeschätzt werden, bei den 
Betriebsgründungen ist ein stark steigender 
Trend erkennbar. 

Die Insolvenzen zeigten für die insgesamt 
beantragten Insolvenzverfahren – bei 
insgesamt stark schwankenden monatlichen 
Werten – eine fallende, also positive, Ent-
wicklung. Bei den beantragten Insolvenz-

verfahren wurden insgesamt 460 Verfahren 
genannt, das ist gegenüber dem Dezember 
des Vorjahres eine Veränderung von –7,1 %. 
Längerfristig wurden im Durchschnitt  
– allerdings bei einer, wie bereits betont, gro-
ßen Streuung – monatlich unter 500 Verfahren 
beantragt. Im Jahres-Zeitraum (2011 zu 2012) 
waren es dann –6,6 %. Eindeutig werden die 
beantragten Insolvenzverfahren durch die 
Verbraucherinsolvenzen dominiert. Die Regel-
insolvenzen der Unternehmen waren im Mittel 
bei etwas über 50 Insolvenzen pro Monat, 
von ehemals über 120 (im Jahr 2000 bis 2003), 
angelangt. Der Trend war nach einem kleinen 
„Zwischenhoch“ um den Herbst 2009 dann 
fallend. Im aktuellen Monat waren es bei den 
Regelinsolvenzen der Unternehmen 51 Fälle, 
das entspricht –18,6 % zum Dezember 2010. 
Beim Vergleich der Ein-Jahres-Zeiträume der 
Regelinsolvenzen der Unternehmen ergaben 

sich –7,0 %. Der Trend im letzten Jahr war bei 
den gesamten Insolvenzen leicht fallend, bei 
den Unternehmen stark fallend.

Der Verbraucherpreisindex, der die durch-
schnittliche Preisentwicklung aller Waren und 
Dienstleistungen, die von privaten Haushalten 
für Konsumzwecke gekauft wurden, erfasst, 
lag im Monat Dezember 2011 bei 111,3. Für die 
Inflationsrate, also die prozentuale Verände-
rung des Verbraucherpreisindex zwischen dem 
Dezember 2010 und dem Dezember 2011, ergab 
sich damit ein Wert von +2,1 %, im November 
2011 lag er bei 2,6 %. Während die Preise für 
Energie und Nahrungsmittel, Pauschalreisen 
und Bekleidung überdurchschnittlich stiegen, 
verringerten sie sich bei Gemüse und Obst 
stark bzw. wenig stark. Die Trend-Konjunktur-
Komponente der Inflationsrate stieg seit Mitte 
des Jahres 2009 streng linear an.
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Wirtschaft im Überblick  Dezember 2011

Berlin

 
Alle Merkmale (außer Verbraucherpreisindex)	 Verbraucherpreisindex
	10  %	 ≤ 	p			   		  2  % 	≤ 	p 		  
	 1  %	 ≤ 	p	 < 	10  %	  		  1  % 	≤ 	p < 	 2  %	 
	–1  % 	< 	p	 < 	 1  %	 		  –1  % 	< 	p < 	 1  %	 
	–10  % 	<	 p	 ≤ 	–1  %	 		  –2  % 	< 	p ≤ 	–1  %	 		
			   p	 ≤ – 	10  %	 			    	p ≤	– 2  %	 

Legende1  Betriebe ab 50 Beschäftigte

2  für das Verarbeitende Gewerbe, Volumenindex 
(ausgewählte Wirtschaftszweige)

3  Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20 
und mehr Beschäftigten; Monatsberichtskreis

4  einschl. Tankstellen aber ohne KFZ

5  vorläufig

(Basis: Originalwerte, Stand vom 22. Mai 2012)

 

Merkmal Einheit

Dezember 2011 Januar bis Dezember 2011 Dezember 2011

absolut

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum Mittelwert

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum

Trend-Konjunktur-
Komponente 

Veränderung zum 
Vorjahresmonat % %

Frühe Indikatoren Þ

Verbraucherpreisindex
Gesamtindex 2005 ≙ 100        111,8             2,2           110,5             2,4    Û

Auftragseingang
Auftragseingangsindex Bergbau und 

Verarbeitendes Gewerbe1, 2 2005 ≙ 100        104,2            – 2,1           119,2             9,2    à

Bauhauptgewerbe3 Mill. EUR        150,9             18,6           151,6             6,7    Û

Baugenehmigungen Anzahl 166   31,7         179,8             19,6    Û

Gegenwärtige Indikatoren à

Umsatz 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

(Gesamtumsatz)1 Mill. EUR       2 056,7            – 4,1          1 922,1             4,5    Þ

Stromerzeugung (Brutto) GWh        957,0            – 14,2           682,9            – 6,0    à

Bauhauptgewerbe (Baugewerblicher Umsatz)3 Mill. EUR        235,7             33,9           171,0             13,7    Û

Einzelhandel - Umsatz nominal4, 5 2005 ≙ 100        148,2             2,1           118,8             3,0    Þ

Einzelhandel - Umsatz real4, 5 2005 ≙ 100        145,2             1,6           115,6             1,9    à

Großhandel - Umsatz nominal5 2005 ≙ 100        140,2             7,1           127,0             6,3    Þ

Großhandel - Umsatz real5 2005 ≙ 100        128,4             5,2           115,3             1,1    Þ

Gastgewerbe - Umsatz nominal5 2005 ≙ 100        116,6             2,4           120,8             3,6    Ü

Gastgewerbe - Umsatz real5 2005 ≙ 100        104,2             0,6           108,4             2,1    à

Gästeankünfte 1 000        749,4             15,6           822,2             9,0    Û

Gästeübernachtungen 1 000       1 616,5             16,5          1 863,3             7,5    Û

Außenhandel
Ausfuhr (Spezialhandel) Mill. EUR       1 053,3             9,2          1 057,5             3,2    Þ

davon nach EU Mill. EUR        548,9             28,4           487,0             3,4    Û

Einfuhr (Generalhandel) Mill. EUR        864,5             0,4           840,8             4,2    Þ

Produktion  
(Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe)1
Produktivität (Umsatz je Beschäftigten) EUR 25 101         – 6,5          23 727,2            – 0,1    à

Bruttomonatsverdienste der 
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer EUR 3 941          1,2          3 982,0             3,1    Þ

Späte Indikatoren Û

Gewerbeanzeigen und Insolvenzen
Saldo Gewerbean- und -abmeldungen Anzahl 453          293,9          1 243,3            – 4,8    Þ

darunter Saldo Betriebsgründungen 
und -aufgaben Anzahl 48         – 48,9           157,8             5,0    à

Insolvenzen gesamt Anzahl 671          3,4           638,0            – 3,2    à

davon Unternehmen Anzahl 124         – 3,9           115,4            – 11,7    à

Beschäftigte
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe1 1 000        81,9             3,8           81,0             4,6    Þ

Bauhauptgewerbe3 1 000        11,4             4,9           11,0             6,4    Þ

Einzelhandel4, 5 2005 ≙ 100        114,2             0,5           111,7             0,5    Ú

Großhandel5 2005 ≙ 100        113,9             0,4           113,3             1,8    Ú

Gastgewerbe5 2005 ≙ 100        87,3             2,2           85,4             0,5    à

Arbeitsmarkt
Arbeitslose Anzahl 212 903         – 2,6    228 862         – 1,1    à

Arbeitslosenquote 
(aller ziviler Erwerbspersonen) % 12,3         – 3,9    13,3         – 2,4    à

offene Stellen Anzahl 17 076          54,0          13 539,3             35,8    Û
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(Basis: Originalwerte, Stand vom 22. Mai 2012)

 

Merkmal Einheit

Dezember 2011 Januar bis Dezember 2011 Dezember 2011

absolut

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum Mittelwert

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum

Trend-Konjunktur-
Komponente 

Veränderung zum 
Vorjahresmonat % %

Frühe Indikatoren Þ

Verbraucherpreisindex
Gesamtindex 2005 ≙ 100        111,8             2,2           110,5             2,4    Û

Auftragseingang
Auftragseingangsindex Bergbau und 

Verarbeitendes Gewerbe1, 2 2005 ≙ 100        104,2            – 2,1           119,2             9,2    à

Bauhauptgewerbe3 Mill. EUR        150,9             18,6           151,6             6,7    Û

Baugenehmigungen Anzahl 166   31,7         179,8             19,6    Û

Gegenwärtige Indikatoren à

Umsatz 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

(Gesamtumsatz)1 Mill. EUR       2 056,7            – 4,1          1 922,1             4,5    Þ

Stromerzeugung (Brutto) GWh        957,0            – 14,2           682,9            – 6,0    à

Bauhauptgewerbe (Baugewerblicher Umsatz)3 Mill. EUR        235,7             33,9           171,0             13,7    Û

Einzelhandel - Umsatz nominal4, 5 2005 ≙ 100        148,2             2,1           118,8             3,0    Þ

Einzelhandel - Umsatz real4, 5 2005 ≙ 100        145,2             1,6           115,6             1,9    à

Großhandel - Umsatz nominal5 2005 ≙ 100        140,2             7,1           127,0             6,3    Þ

Großhandel - Umsatz real5 2005 ≙ 100        128,4             5,2           115,3             1,1    Þ

Gastgewerbe - Umsatz nominal5 2005 ≙ 100        116,6             2,4           120,8             3,6    Ü

Gastgewerbe - Umsatz real5 2005 ≙ 100        104,2             0,6           108,4             2,1    à

Gästeankünfte 1 000        749,4             15,6           822,2             9,0    Û

Gästeübernachtungen 1 000       1 616,5             16,5          1 863,3             7,5    Û

Außenhandel
Ausfuhr (Spezialhandel) Mill. EUR       1 053,3             9,2          1 057,5             3,2    Þ

davon nach EU Mill. EUR        548,9             28,4           487,0             3,4    Û

Einfuhr (Generalhandel) Mill. EUR        864,5             0,4           840,8             4,2    Þ

Produktion  
(Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe)1
Produktivität (Umsatz je Beschäftigten) EUR 25 101         – 6,5          23 727,2            – 0,1    à

Bruttomonatsverdienste der 
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer EUR 3 941          1,2          3 982,0             3,1    Þ

Späte Indikatoren Û

Gewerbeanzeigen und Insolvenzen
Saldo Gewerbean- und -abmeldungen Anzahl 453          293,9          1 243,3            – 4,8    Þ

darunter Saldo Betriebsgründungen 
und -aufgaben Anzahl 48         – 48,9           157,8             5,0    à

Insolvenzen gesamt Anzahl 671          3,4           638,0            – 3,2    à

davon Unternehmen Anzahl 124         – 3,9           115,4            – 11,7    à

Beschäftigte
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe1 1 000        81,9             3,8           81,0             4,6    Þ

Bauhauptgewerbe3 1 000        11,4             4,9           11,0             6,4    Þ

Einzelhandel4, 5 2005 ≙ 100        114,2             0,5           111,7             0,5    Ú

Großhandel5 2005 ≙ 100        113,9             0,4           113,3             1,8    Ú

Gastgewerbe5 2005 ≙ 100        87,3             2,2           85,4             0,5    à

Arbeitsmarkt
Arbeitslose Anzahl 212 903         – 2,6    228 862         – 1,1    à

Arbeitslosenquote 
(aller ziviler Erwerbspersonen) % 12,3         – 3,9    13,3         – 2,4    à

offene Stellen Anzahl 17 076          54,0          13 539,3             35,8    Û

(Basis: Originalwerte, Stand vom 8. Mai 2012)

 

Merkmal Einheit

Dezember 2011 Januar bis Dezember 2011 Dezember 2011 

absolut

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum Mittelwert

Veränderung 
zum Vorjahres- 

zeitraum

Trend-Konjunktur- 
Komponente  

Veränderung zum 
Vorjahresmonat % %

Frühe Indikatoren Û

Verbraucherpreisindex
Gesamtindex 2005 ≙ 100        111,3             2,1           110,0             2,1    Û

Auftragseingang
Auftragseingangsindex Bergbau und 

Verarbeitendes Gewerbe1, 2 2005 ≙ 100        243,1             42,7           180,8             20,4    Û

Bauhauptgewerbe3 Mill. EUR        143,4             2,7           158,7             9,3    à

Baugenehmigungen Anzahl 617          24,6           679,7             16,4    Û

Gegenwärtige Indikatoren Þ

Umsatz 
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

(Gesamtumsatz)1 Mill. EUR       1 941,4             13,2          1 901,3             14,3    Û

Stromerzeugung (Brutto) GWh       3 016,3            – 11,0          3 136,3             3,3    Þ

Bauhauptgewerbe (Baugewerblicher Umsatz)3 Mill. EUR        271,0             45,7           200,8             15,9    Û

Einzelhandel - Umsatz nominal4, 5 2005 ≙ 100        159,6             7,5           133,3             3,4    Þ

Einzelhandel - Umsatz real4, 5 2005 ≙ 100        162,5             13,7           128,4      2,7  Þ

Großhandel - Umsatz nominal5 2005 ≙ 100        149,9             12,7           151,6             18,7    Û

Großhandel - Umsatz real5 2005 ≙ 100        122,8             9,6           121,8             9,2    Þ

Gastgewerbe - Umsatz nominal5 2005 ≙ 100        105,3             1,4           107,4            – 0,7    Ú

Gastgewerbe - Umsatz real5 2005 ≙ 100        94,3            – 0,4           96,7            – 2,2    à

Gästeankünfte 1 000        213,9             3,9           337,8             4,4    Þ

Gästeübernachtungen 1 000        558,2             5,6           921,4             3,4    Þ

Außenhandel
Ausfuhr (Spezialhandel) Mill. EUR       1 146,7             7,2          1 122,6             10,2    Þ

davon nach EU Mill. EUR        703,5            – 4,8           757,5             7,4    à

Einfuhr (Generalhandel) Mill. EUR       1 657,0             33,1          1 539,9             27,3    Û

Produktion  
(Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe)1
Produktivität (Umsatz je Beschäftigten) EUR       24 737             6,7          24 191,5             6,4    à

Bruttomonatsverdienste der 
vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer EUR       2 795            – 0,4          2 814,0             0,3    Ú

Späte Indikatoren Û

Gewerbeanzeigen und Insolvenzen
Saldo Gewerbean- und -abmeldungen Anzahl  – 687           68,0    95,8          – 54,3    Ü

darunter Saldo Betriebsgründungen 
und -aufgaben Anzahl  – 134           83,6           45,2            – 20,4    Û

Insolvenzen gesamt Anzahl 460         – 7,1           477,0            – 6,6    à

davon Unternehmen Anzahl 51          18,6           52,4            – 7,0    Ü

Beschäftigte
Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe1 1 000        78,5             6,1           78,6             7,4    Þ

Bauhauptgewerbe3 1 000        16,7             3,1           16,2             2,9    Þ

Einzelhandel4, 5 2005 ≙ 100        124,0             1,0           121,4             0,3    Ú

Großhandel5 2005 ≙ 100        114,6             2,8           113,3             2,4    Þ

Gastgewerbe5 2005 ≙ 100        99,3             4,6           96,6            – 1,5    Þ

Arbeitsmarkt
Arbeitslose Anzahl 135 896         – 3,9    143 180         – 4,0    à

Arbeitslosenquote 
(aller ziviler Erwerbspersonen) % 10,2         – 3,8    10,7         – 4,0    à

offene Stellen Anzahl 10 021          29,6          10 202,8             18,8    Û

 
Alle Merkmale (außer Verbraucherpreisindex)	 Verbraucherpreisindex
	10  %	 ≤ 	p			   		  2  % 	≤ 	p 		  
	 1  %	 ≤ 	p	 < 	10  %	  		  1  % 	≤ 	p < 	 2  %	 
	–1  % 	< 	p	 < 	 1  %	 		  –1  % 	< 	p < 	 1  %	 
	–10  % 	<	 p	 ≤ 	–1  %	 		  –2  % 	< 	p ≤ 	–1  %	 		
			   p	 ≤ – 	10  %	 				    p ≤	– 2  %	 

Legende

Brandenburg  

1  Betriebe ab 50 Beschäftigte

2  für das Verarbeitende Gewerbe, Volumenindex 
(ausgewählte Wirtschaftszweige)

3  Betriebe von Unternehmen mit im Allgemeinen 20 
und mehr Beschäftigten; Monatsberichtskreis

4  einschl. Tankstellen aber ohne KFZ

5  vorläufig
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Die Zensus-Erhebungsstelle Berlin beendet ihre Arbeit

Aufbau, Datenschutz und Abschottung
Für die Durchführung des Zensus 2011 konnten die 
Bundesländer gemäß § 10 Zensusgesetz 2011 (ZensG 
2011)1 örtliche Erhebungsstellen eingerichten. In Ber-
lin wurde mit dem Aufbau eines neuen Standortes in 
Alt-Moabit im April und mit der Einrichtung der Erhe-
bungsstelle als neue Organisationseinheit im Amt für 

Statistik Berlin-Brandenburg (AfS) 
im September 2010 begonnen. Die 
gesetzliche Grundlage hierfür war 
§ 1 des Zensusausführungsgeset-
zes Berlin (Zensus AGBln)2, wonach 
das Amt für Statistik als Landesamt 
für die Vorbereitung und Durch-
führung des Zensus zuständig und 
gleichzeitig die Erhebungsstelle 
für Berlin war. Im Vergleich zu den 
Brandenburger Erhebungsstellen 
gestaltete sich die Einhaltung der 
gesetzlich geforderten personel-
len, räumlichen und sachlichen 
Trennung von anderen Verwal-
tungsstellen in Berlin wesentlich 

einfacher, da sich in Alt-Moabit keine anderen Behör-
den im selben Gebäude befanden und es die baulichen 
Voraussetzungen des Hauses im Spreebogen allein 
durch organisatorische Regelungen und den Tausch 
von Türschlössern ermöglichten, den unbefugten Zu-
tritt zu sensiblen Bereichen des Zensusstandortes zu 
unterbinden. Es wurde ein funktionales Datenschutz-
konzept für die Erhebungsstelle Berlin entwickelt. Die 
Prüfung der datenschutzrechtlichen Regelungen und 
Maßnahmen seitens der Datenschutzbeauftragten der 
Länder Berlin und Brandenburg blieb ohne Beanstan-
dung. 

In mehreren Einstellungswellen, die sich bis Ende 
März 2011 erstreckten, erfolgte ab Herbst 2010 die per-
sonelle Ausstattung der Erhebungsstelle Berlin (sie-
he Abbildung 1). Einher ging zunächst die Schulung 
der neuen Kolleginnen und Kollegen in Fragen des 
Datenschutzes und der Verhaltensregeln am Zen-
susstandort des AfS Berlin-Brandenburg. Die Schu-
lung und Einarbeitung in die fachlichen, organisato-
rischen und technischen Zusammenhänge der von 
der Erhebungsstelle Berlin zu betreuenden primär-
statistischen Erhebungen der Haushaltebefragung, 
der Befragung in Sonderbereichen, der Wieder-
holungsbefragung sowie in die speziell hierfür ent- 
wickelten Softwaremodule waren weitere Grundbe-
dingungen für den erfolgreichen Arbeitseinsatz.

Erhebungsbeauftragte – das Bindeglied  
zur Bevölkerung

Für die Befragung der Haushalte und der Bewohner 
an Anschriften mit Sonderbereichen wurde vom 
Gesetzgeber in § 11 ZensG 2011 der Einsatz von Er-
hebungsbeauftragten vorgesehen, eine zur ord-
nungsgemäßen Durchführung von statistischen 
Erhebungen seit Jahrzehnten bewährte Praxis in 
der amtlichen Statistik. Insgesamt wurden für die 
Zensusdurchführung in Berlin 1 885 Erhebungs-
beauftragte angeworben, rund 400 wurden hier-
von durch die Behördenverpflichtung entsandt. 
Letztendlich belief sich die Zahl der tatsächlich 
eingesetzten Erhebungsbeauftragten auf 1 625, 
die Zahl der wirklich durch ihre jeweiligen Dienst-
behörden verpflichteten Mitarbeiter des öffent- 
lichen Dienstes reduzierte sich auf 26.

Am 31. Mai 2012 hat die Zen-
sus-Erhebungsstelle Berlin 
ihre Arbeit beendet. Einund-
zwanzig Monate intensiver 
und abwechslungsreicher 
Arbeit liegen hinter den bis 
zu 97 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern dieser Organi-
sationseinheit des Amtes für 
Statistik Berlin-Brandenburg. 
Die Haushaltebefragung und 
die Befragung an Sonder-
anschriften wurden für den 
Zensus 2011 in Berlin von hier 
organisiert und durchgeführt. 

1  Gesetz über den registerge-
stützten Zensus im Jahre 2011 
(Zensusgesetz 2011 – ZensG 
2011) vom 8. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 1781).

2  Gesetz zur Ausführung des 
Zensusgesetzes 2011 im Land 
Berlin (Zensusausführungs-
gesetz Berlin – ZensusAGBln) 
vom 1. Dezember 2010 (GVBl. 
S. 536).
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Für den Großteil der Interessierten fanden im Feb-
ruar und März 2011 vorab insgesamt 27 Informations-
veranstaltungen statt. Diese hatten zum einen das 
Ziel, die Bedingungen und das Ausmaß der Aufgabe 
transparent zu machen, um die Zahl der Absagen in 
der Hochphase des Erhebungsgeschäftes möglichst 
gering zu halten. Zum anderen wurde über die per-
sönliche Vorstellung hinaus mit einem Test die Eig-
nung der Bewerberinnen und Bewerber geprüft.

Ab April 2011 fanden dann insgesamt 40 Schu-
lungsveranstaltungen für die Erhebungsbeauftrag-
ten statt. In diesem Rahmen erfolgten auch die Ver-
pflichtung und Übergabe der Erhebungsunterlagen. 
Diese umfassten jeweils Fragebogen, Informations-
material und Hilfsmittel zur Befragung von etwa 100 
Personen. Die Unterlagen waren in einem versiegel-
ten Pappkoffer verpackt. Einige Schulungsteilnehme-
rinnen und Teilnehmer verließen den Zensusstandort 
bei Schulungsende auch mit zwei Pappkoffern und 
damit rund 16 kg „Handgepäck“. Dies entsprach aller-
dings nicht dem Normalfall, sondern war Folge des 
Wunsches seitens des Erhebungsbeauftragten, mög-
lichst viele und große Arbeitsbezirke zu bearbeiten, 
um entsprechend hohe Aufwandserstattungen zu 
erhalten.

Früher als erwartet, nämlich bereits sieben Tage 
nach dem Stichtag, brachten die ersten Erhebungs-
beauftragten die Unterlagen von abgeschlossenen 
Erhebungsbezirken zurück. Die Rückgabe der letzten 
Unterlagen der Haushaltsstichprobe dauerte nach 
dem fulminanten Start allerdings länger als erwartet. 
Rund 95 % der Erhebungsbezirke waren Mitte Juli 
2011 von den Interviewerinnen und Interviewern be-
arbeitet, aber der hundertprozentige Rücklauf konn-
te erst im Januar 2012 vermeldet werden. Dies war 
Folge von erst spät im Rahmen der Stichprobennach-
ziehung begangenen Anschriften, Erhebungsproble-
men vor Ort oder auch individuellen Verzögerungen 
durch Erhebungsbeauftragte.

Primärstatistisches Erhebungsgeschäft
Insgesamt waren für die Haushaltestichprobe an 
7 886 Anschriften sowie an 1 862 Anschriften mit 
Sonderbereichen Befragungen durchzuführen, hin-

zu kamen noch die Wiederholungsbefragungen an 
390 Anschriften. Dort lebten zum Stichtag laut Mel-
deregister 199 801 Personen. Trotz der bei fast 70 % 
liegenden Interviewquote mussten für die Existenz-
feststellung im Rahmen des Zieles 1 des Zensus 2011 

– Ermittlung der amtlichen Einwohnerzahl – und die 
Durchsetzung der Auskunftspflicht noch mehrere 
Versandwellen, Erinnerungsschreiben, Heranzie-
hungs-, Festsetzungsbescheide und Vollstreckungs-
verfahren vollzogen werden (siehe Tabelle 1).

Zum Abschluss der Feldarbeit Ende April 2012 
konnte im Rahmen der Haushaltebefragung auf 
Stichprobenbasis in Berlin bei rund 500 Personen 
die Auskunftspflicht nicht durchgesetzt werden. Die 
Existenz dieser Auskunftspflichtigen wurde aber 
zweifelsfrei festgestellt, so dass sie in das Hochrech-
nungsverfahren des Zensus 2011 zur Ermittlung der 
neuen Bevölkerungszahl Berlins eingehen.

Kommunikation mit Auskunftspflichtigen
Vor dem Beginn der Feldphase ab dem 9. Mai 2011 
stellte sich die Erhebungsstelle auf eine große Men-
ge von Nachfragen und Beschwerden ein, die das 
Haus per Telefon, Post oder E-Mail erreichen wür-
den. Auf den Einsatz eines Callcenters – wie in der 
Gebäude- und Wohnungszählung bewährt – wurde 
aufgrund des Einsatzes der Erhebungsbeauftragten, 
die ja auch als Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner der Befragten fungierten, verzichtet. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Erhebungsstelle 
Berlin bekamen aber eine spezielle Unterweisung in 
der Kommunikation am Telefon, um den angemesse-
nen Umgang mit schwierigen Anrufern zu erlernen. 
Die Mehrzahl der Nachfragen von Auskunftspflichti-
gen erfolgte dann auch tatsächlich telefonisch. Die 
Zahl der postalisch vorgebrachten Einwände und 
Informationswünsche belief sich bei der Haushalte-
befragung auf rund 250 und bei der Befragung an 
Sonderanschriften auf 50 Fälle.

Für die Beantwortung von E-Mails wurde ein Ti-
cketsystem (Open Ticket Request System = OTRS) 
eingerichtet. Die Vorteile sind hier, dass der Aus-
kunftssuchende sofort eine automatisch generierte 
Eingangsbestätigung erhält, die einzelnen Anfragen 
besser an die Erhebungsstellenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter zur Bearbeitung übergeben werden 
können sowie Arbeitsstände der einzelnen Vorgän-

Tab. 1 Briefversandfälle der Erhebungsstelle Berlin  
für die Haushaltebefragungen im Rahmen  
des Zensus 2011
 

Versandart
Haushalts- 

stich- 
probe

Wieder- 
holungs- 

befragung

Befragung 
an Sonder- 
anschriften

Ins- 
gesamt

Erstversand  13 027  258 2 460 15 745
Erinnerung  13 595  129 1 495 15 219
Heranziehung  18 363 1 618 1 821 21 802
Festsetzung  2 736 – – 2 736
Zwangsgeldverfahren  950 – –  950

Insgesamt 48 671 2 005 5 776 56 452

Eingesetzte Erhebungsbeauftragte
beim Zensus 2011 in Berlin
nach Altersgruppen und Geschlecht

Abb. 2
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ge automatisch erzeugt werden. Gleichzeitig wurde 
durch das OTRS die Möglichkeit unterbunden, den 
Mailserver des AfS von außen mit Spam-Mails außer 
Betrieb zu setzen. Für die Bearbeitung der erwarte-
ten E-Mailanfragen bereitete die Erhebungsstelle 
Berlin Textbausteine rund um das Thema Zensus 2011 
vor, um Anfragen möglichst schnell abzuschließen. 
Tatsächlich lag die Zahl der Auskunftsersuchen über 
das OTRS jedoch nur bei knapp über 1 300.

Eingangsverarbeitungszentrum
Für den Zensus 2011 wurde am Standort Alt-Moabit 
für alle Papierfragebogen der primärstatistischen 
Erhebungsteile der Länder Berlin und Brandenburg 
ein Eingangsverarbeitungszentrum (EVZ) aufgebaut. 
Organisatorisch war das EVZ Bestandteil der Erhe-
bungsstelle Berlin. Hier wurden die am Zensusstand-
ort eingehende Post geöffnet, die Belege sortiert, ggf. 
den Fachbereichen zur Registrierung und Prüfung 
übersandt, die Fragebogenheftungen für die Beleg-
lesung abgeschnitten, das Einscannen vollzogen 
und die Fragebogen abschließend im Archiv so ein-
gelagert, dass auch ein nachträglich notwendiges 
Auffinden des einzelnen Beleges jederzeit möglich 
war. Die Belege der Haushaltebefragung Branden- 
burgs und der Befragung an Sonderanschriften Bran-
denburgs wurden per Kurierdienst von den dortigen 
30 Erhebungsstellen ebenfalls ins EVZ überstellt, dort 
aber nur noch geschnitten, beleggelesen und archi-
viert.

In der Spitzenzeit von Mai bis August 2011 waren 
im EVZ 35 Kolleginnen und Kollegen tätig. Das bewäl-
tigte Arbeitsvolumen kann der Tabelle 2 entnommen 
werden.

Fragebogenvernichtung und  
Datenaufbereitung folgen

Mit dem 31. Mai 2012 endete die Tätigkeit der Erhe-
bungsstelle Berlin zwei Monate nach dem ursprüng-
lich geplanten Termin. Die Erhebungsarbeiten für 
den Zensus 2011 sind damit erfolgreich abgeschlos-
sen.

Die datenschutzgerechte Fragebogenvernichtung, 
die Aktenarchivierung und die noch ausstehenden 
Arbeiten für die Aufbereitung der erhobenen Daten 
wie z. B. Berufecodierung und Plausibilisierung wer-
den von Kolleginnen und Kollegen des Teilprojekts 
Haushaltebefragung und Befragung an Sonderan-
schriften am Zensusstandort und – falls notwendig – 
nach dem 30. November 2012 an den Stammhäusern 
des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg vollzogen. 

Autor:  Olaf Burkhardt

Tab. 2 Fragebogenrücklauf im Eingangsverarbeitungszentrum  
am Zensusstandort Berlin
 

Bundes- 
land

Gebäude-  
und  

Wohnungs- 
zählung

Haushalte-
befragung

Befragung 
an  

Sonder- 
anschriften

Wieder- 
holungs- 

befragung

Befragung zur 
Klärung von 
Unstimmig- 

keiten¹

Ins- 
gesamt

Berlin 219 200 154 300 43 150 4 000 x 420 650
Brandenburg 449 750 272 700 32 200 11 550 35 050 801 250

Insgesamt 668 950 427 000 75 350 15 550 35 050 1 221 900

1 Die Befragung zur Klärung von Unstimmigkeiten wurde nur 
in Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern 
durchgeführt und entfiel daher in Berlin.

Diese Belege wurden mit Kurierdienst von den 
Brandenburger Erhebungsstellen angeliefert 
und mussten im EVZ nicht die Brieföffnung und 
Sortierung durchlaufen.
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Erhebungsstellen des Zensus 2011 im Land Brandenburg
Ein kurzer Rückblick

Aufbau, Datenschutz und Abschottung
Um die im Zensusgesetz 2011 (ZensG 2011)¹ und Bran-
denburgischen Zensusausführungsgesetz (Zensus- 
AGBbg)² beschriebenen Aufgaben zu erfüllen, wur-

den zum 1. Oktober 2010 durch 
die kreisfreien Städte und Land-
kreise im Land Brandenburg ins-
gesamt 30 Erhebungsstellen ein-
gerichtet. Zur größtmöglichen 
Flächenabdeckung wurde pro 
kreisfreier Stadt bzw. Landkreis 
mindestens eine Erhebungsstelle 
gebildet. Die Betriebsdauer war 
zunächst bis zum 31. März 2012 
befristet. Aufgrund von Zeitver-
zögerungen im Zensusprojekt 
wurde die Tätigkeit der Erhe-
bungsstellen bis zum 31.  Mai 2012 

verlängert. Dabei wurde in einigen Kreisen die An-
zahl der Standorte durch Zusammenlegungen von 
Erhebungsstellen verringert.

Die Erhebungsstellen waren als eigene Verwal-
tungseinheiten aufgestellt und somit räumlich, 
personell und organisatorisch vom übrigen Verwal-
tungsvollzug der Gebietskörperschaften abgeschot-
tet. Auf diese Weise wurden zum einen die hohen 
Datenschutzanforderungen umgesetzt, zum ande-
ren wurde das gesetzlich geforderte Rückspielver-
bot von Daten an die liefernden Verwaltungsregister 
konsequent eingehalten.

Fachlich wurden die 30 Erhebungsstellen vom Teil-
projekt „Betreuung Erhebungsstellen Brandenburg“ 
im Amt für Statistik Berlin-Brandenburg angeleitet 
und unterstützt.

In den regelmäßigen Beratungen mit den Lei-
tungen der Erhebungsstellen wurden zusammen 
mit den Vertretern des Ministeriums des Innern des 
Landes Brandenburg, der Landesbeauftragten für 
Datenschutz und das Recht auf Akteneinsicht und 
den kommunalen Spitzenverbänden die wesent-
lichen Grundlagen der Arbeit der Erhebungsstellen 

abgestimmt. Als Beispiele sind 
hier Personalanforderungen, zent-
rale IT-Ausstattung durch das Amt 
für Statistik Berlin-Brandenburg, 
sowie die zu erlassende Dienstan-
weisung nebst integriertem Maß-
nahmenkatalog zum Sicherheits-
konzept zu nennen.

Primärstatistisches Erhebungsgeschäft
Die Hauptaufgaben der Erhebungsstellen waren 
die Durchführung der „Haushaltebefragung auf 
Stichprobenbasis“, der „Erhebungen an Anschriften 
mit Sonderbereichen“ und der „Begehungen bei 
Antwortausfällen im Rahmen der Gebäude- und 
Wohnungszählung“. Im Rahmen der „Befragung 
zu Klärung von Unstimmigkeiten“ wurden primär-
statistische Rückfragen, die sich aus den zuvor ge-
nannten Erhebungsteilen ergaben, geklärt.

Die praktische Erhebungstätigkeit geschah 
durch ehrenamtliche Erhebungsbeauftragte, wel-
che von den Erhebungsstellen akquiriert, geschult 
und während ihrer Tätigkeiten betreut wurden. 

Im Land Brandenburg waren insgesamt 4 400 Er-
hebungsbeauftragte im Einsatz. Die Hauptphasen 
der Erhebung erstreckten sich von Mai bis Oktober 
2011 sowie von März bis Mai 2012. Die Erhebungs-
beauftragten haben so erfolgreiche Arbeit geleistet, 
dass die Erhebungsstellen weit weniger schriftliche 
Mahnungen zur Durchsetzung der Auskunftspflicht 
einleiten mussten als zunächst angenommen. Die 
Erhebungsbeauftragten haben 75 % der insgesamt 
über 350 000 Auskunftspflichtigen an rund 97 000 
Anschriften in persönlichen Interviews befragt. 
Etwa 20 000 Auskunftspflichtige nutzten die Mög-
lichkeit, ihre Fragebogen online auszufüllen. Bei nur 
462 Auskunftspflichtigen wurde ein Zwangsgeld 
verhängt, um die Auskunftspflicht durchzusetzen.

Innerhalb von nur 4 Wochen wurden 25 000 An-
schriften im Rahmen der Begehungen bei Antwort-
ausfällen in der Gebäude- und Wohnungszählung 
in Augenschein genommen. 
Somit wird die Daten-
qualität des Ge-
bäudebestandes 
verbessert.

Die  erfolgrei-
che Tätigkeit der Erhe-
bungsstellen geht vor al-
lem auf die motivierte Arbeit 
der 137 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sowie der 4 400 
Erhebungsbeauftragten  im 
gesamten Erhebungszeitraum 
zurück. 

Autor:  Matthias Machuletz

Nach über einem Jahr aktiver 
und sehr erfolgreicher Er-
hebungstätigkeit wurden die 
Erhebungsstellen des Zensus 
2011 im Land Brandenburg 
zum 31. Mai 2012 geschlossen. 
Im Gegensatz zu den Berliner 
Erhebungsstellen waren die 
Brandenburger dezentral und 
in Verantwortung der kreis-
freien Städte und Landkreise 
organisiert. 
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	 	 Erhebungs-
		  stellen in 
		  Brandenburg 
	 1	 Brandenburg a. d. Havel 
	 2	 Cottbus
	 3	 Frankfurt (Oder)
	 4	 Potsdam
	 5	 Bernau bei Berlin
	 6	 Eberswalde
	 7	 Lübben (Spreewald)
	 8	 Finsterwalde
	 9	 Rathenow
	 10	 Nauen
	 11	 Strausberg
	 12	 Seelow
	 13	 Oranienburg
	 14	 Hennigsdorf
	 15	 Gransee
	 16	 Senftenberg
	 17	 Lübbenau (Spreewald)
	 18	 Fürstenwalde (Spree)
	 19	 Eisenhüttenstadt 
	 20	 Kyritz
	 21	 Teltow
	 22	 Werder (Havel)
	 23	 Bad Belzig
	 24	 Perleberg 
	 25	 Forst (Lausitz)
	 26	 Sellessen
	 27	 Ludwigsfelde
	 28	 Luckenwalde
	 29	 Schwedt (Oder)
	 30	 Prenzlau

1 Die Befragung zur Klärung von Unstimmigkeiten wurde nur 
in Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern 
durchgeführt und entfiel daher in Berlin.

Diese Belege wurden mit Kurierdienst von den 
Brandenburger Erhebungsstellen angeliefert 
und mussten im EVZ nicht die Brieföffnung und 
Sortierung durchlaufen.

1  Gesetz über den registergestütz-
ten Zensus im Jahre 2011 (Zensus-
gesetz 2011 – ZensG 2011) vom 
8. Juli 2009 (BGBl. I S. 1781).

2  Gesetz zur Ausführung des  
Zensusgesetzes 2011 im Land 
Brandenburg (Brandenburgi-
sches Zensusausführungsgesetz 

– ZensusAGBbg) vom 22. Septem-
ber 2010 (GVBl. I/10, [Nr. 29]).
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Die Bedeutung und Auswirkungen der Fehlerrechnung  
auf Ergebnisse des Mikrozensus  
bei kleinräumigen Verwaltungseinheiten
am Beispiel des Landes Brandenburg
 

Viele Regierungsentscheidungen 
in Deutschland, vor allem in Be-
zug auf Finanzen, Förderprogram-
me, städtebauliche Maßnahmen 
u. a., werden bestimmt durch die 
Anzahl von Menschen in einer 
Region oder der Anzahl von Per-
sonen mit einer gewissen Eigen-
schaft. Da aber, vor allem auf-
grund des Datenschutzes, nicht 
alle Bevölkerungszahlen bekannt 
und jährliche Erhebungen wegen 
des finanziellen Aufwandes nicht 
durchführbar sind, wurde der 
deutsche Mikrozensus ins Leben 
gerufen. Der Mikrozensus ist eine 
gesetzlich geregelte Repräsenta-
tivstatistik über die Bevölkerung 
und den Arbeitsmarkt sowie die 
Wohnsituation der Haushalte.

Die statistische Erhebung des 
Mikrozensus hat das Ziel, in re-
gelmäßigen Abständen Eck- und 
Strukturdaten über verschiedene 
Bevölkerungsaspekte zu veröffent- 
lichen. Es werden Informationen 
über die
•    wirtschaftliche und soziale Lage,
•    schulische und berufliche  
	  Qualifikation,
•    Erwerbsbeteiligung,
•    Gesundheit,
•    Wohnsituation sowie
•    Haushalts- und Familienstruktur
der Bevölkerung bereitgestellt.
Vor allem die Regierung, die Wis-
senschaft, aber auch die Öffent-
lichkeit, hat einen hohen Nutzen 

an den Mikrozensusergebnissen. Wie man weiß, 
werden immer wieder Statistiken zur Arbeitskräf-
teverteilung in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
sowie auch zum Bildungsniveau in verschiedenen 
Altersklassen erfragt. Jedoch gibt es neben dieser 
fachlichen Gliederungstiefe auch sehr viele regio-
nal spezifizierte Anfragen. Tief regionalisierte Daten 
werden zur Erstellung von Vorhersagen und für die 
Finanzzuweisung benötigt. Außerdem sind sie not-
wendig, um regionale Besonderheiten (vor allem) zu 
Entscheidungen der Infrastruktur zu berücksichtigen 
und verschiedenste Prognosen zu erstellen. In der 

Statistik ist es, um repräsentative Aussagen zu tref-
fen, notwendig, einen gewissen Stichprobenumfang 
sowie auch eine möglichst zufällige Auswahl der Be-
fragten sicherzustellen. Mit zunehmender fachlicher 
Gliederungstiefe nimmt aber das Regionalisierungs-
potenzial der Daten ab, da die Stichproben in beiden 
Fällen künstlich verkleinert werden und somit der 
Stichprobenfehler steigt.

Werden Daten für ganz Brandenburg erfragt, so 
sind diese Anfragen recht schnell zu bearbeiten und 
es ergeben sich hier selten Probleme. Auch spezifizier-
te Anfragen werden mit Hinweisen zur Genauigkeit in 
fachlicher Tiefe veröffentlicht. Für einzelne Regionen 
von Brandenburg werden von der amtlichen Statistik 
Informationen zur sozialen Lage, der Wohnsituation 
und der Familienstruktur herausgegeben. Wird aller-
dings eine gewisse Bevölkerungszahl unterschritten, 
so hat man stets dem Unsicherheitsfaktor nachge-
geben und die Anfragen abgelehnt. Es gab bislang 
keine vorgegebene Grenze für dieses Vorgehen, es 
wurde nur von der einfachen Prämisse ausgegangen, 
dass unter 5 000 Fällen nicht veröffentlicht wird. Ein 
solches Vorgehen ist jedoch nur unzureichend wis-
senschaftlich und mathematisch untermauert.

Diese Arbeit hat zum Ziel, den Fehler der Stich-
probenerhebung des Mikrozensus zu erfassen und 
zu analysieren. Eine Fehlerrechnung für Deutschland 
wurde schon durchgeführt. Der Beitrag zielt dabei auf 
die Möglichkeiten der geografischen Regionalisier-
barkeit der Daten und der Entwicklung des Fehlers für 
regionalisierte Ergebnisse. Dabei wird geklärt, welche 
Schätzer und welche Methodik dem Mikrozensus zu-
grunde liegen. Um also dem Thema der Arbeit ge-
recht zu werden, müssen einige Fragen beantwortet 
werden: 
•    Sind Hochrechnungen für tief gegliederte Daten 

auch bei regionaler Gliederung fehlerbehaftet? 
•    Wie wirkt sich eine Gliederung in regionaler und 

fachlicher Richtung gleichzeitig aus? 
•    Ist das Hochrechnungsfahren und die damit 

verbundene Fehlerrechnung in untergliederten 
regionalen Einheiten, gerade in Brandenburg, noch 
nutzbar? 

•    Welche Unterteilungen der Bevölkerung gilt es zu 
berücksichtigen und wie ist deren Einfluss auf die 
Fehlerrechnung?

Werden Statistiken wie der Mikrozensus angefer-
tigt, so haben sie als Ziel, aufschlussreiche Informatio-
nen über die erhobenen Bereiche zu liefern. Um das 
zu bewerkstelligen, werden die erhobenen Personen 

Diese Arbeit hat zum Ziel, 
den Fehler der Stichproben-
erhebung des Mikrozensus zu 
erfassen und zu analysieren. 
Eine Fehlerrechnung für 
Deutschland wurde schon 
durchgeführt. Der Beitrag 
zielt dabei auf die Möglich-
keiten der geografischen 
Regionalisierbarkeit der Daten 
und der Entwicklung des 
Fehlers für regionalisierte Er-
gebnisse. Dabei wird geklärt, 
welche Schätzer und welche 
Methodik dem Mikrozensus 
zugrunde liegen. Um also dem 
Thema der Arbeit gerecht zu 
werden, müssen einige Fragen 
beantwortet werden: 
Sind Hochrechnungen für tief 
gegliederte Daten auch bei 
regionaler Gliederung fehler-
behaftet? 
Wie wirkt sich eine Gliederung 
in regionaler und fachlicher 
Richtung gleichzeitig aus? 
Ist das Hochrechnungsfahren 
und die damit verbundene 
Fehlerrechnung in unterglie-
derten regionalen Einheiten, 
gerade in Brandenburg, noch 
nutzbar? 
Welche Unterteilungen der 
Bevölkerung gilt es zu berück-
sichtigen und wie ist deren 
Einfluss auf die Fehlerrech-
nung?
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oder Vorgänge in der Stichprobe als eine Einheit auf-
gefasst, welche mehrere Personen oder Vorgänge 
mit den gleichen Eigenschaften repräsentieren. Die 
Hochrechnung soll genau das erreichen. In einer 
Stichprobe, welche 10 % der Personen in der Grund-
gesamtheit N erfasst, steht jede Person für 10 Perso-
nen mit der gleichen Eigenschaft in der Grundge-
samtheit. Wird genau 1 % erfasst, so repräsentiert die 
erhobene Person 100 Menschen mit diesen Eigen-
schaften. Normale Erhebungen von Umfrage- und 
Erhebungsinstituten erfassen meist einen sehr viel 
kleineren Anteil, wenn man die gesamte deutsche 
Bevölkerung als Grundgesamtheit voraussetzt. Je-
doch werden meist nur gezielt die Personen raus-
gesucht, welche von vornherein ein gewisses Eigen-
schaftsmuster erfüllen, beispielsweise Käufer eines 
bestimmten Produktes im Supermarkt oder Wähler 
in einem bestimmten Wahlkreis. Damit ist es eigent-
lich nicht möglich, eine genaue Hochrechnung für 
die gesamte Bevölkerung Deutschlands aufzustellen. 
Der Mikrozensus erfasst Personen unabhängig von 
Eigenschaften zufällig mit gewissen Restriktionen an 
die Auswahlmethodik. Damit hat der Mikrozensus 
drei Eigenschaften, welche ihn wesentlich genauer 
machen, als Erhebungen privater Erhebungsinstitu-
te:
•    Es wird die gesamte Bevölkerung als 1 %-Stichpro-

be erfasst, es werden keine einzelnen regional oder 
fachlich getrennten Gruppen erfasst.

•    Es liegt Antwortpflicht vor, eine Freiwilligkeit würde 
beeinflussbar sein durch die jeweilige soziale 
Schicht und es gäbe sogar die Möglichkeit der 
Manipulierbarkeit.

•    Der Mikrozensus wird staatlich geregelt und 
betreut und unterliegt europäisch einheitlichen 
Standards.

Wird eine Stichprobe an die Grundgesamtheit 
hochgerechnet, so können verschiedene Verfahren 
angewendet werden, um zum einen die Hochrech-
nung trotz teilweise geringem Auswahlsatz recht 
genau zu machen und zum anderen gewisse Ant-
wortausfälle auszugleichen. Eine Hochrechnung 
basiert auf Schätzfunktionen, welche anhand des 
Auswahlsatzes und weiterer Eigenschaften ein mög-
lichst repräsentatives Abbild der Gesamtheit aus der 
Stichprobe erschaffen. Das Ergebnis der Hochrech-
nung ist der nach den Merkmalswerten gegliederte 
Totalwert. Dieser kann als Gesamtpopulation einer 
gewissen Bevölkerungsgruppe oder einer fachlich 
oder regional abgegrenzten Personengruppe auf-
gefasst werden. Allerdings gibt es immer eine gewis-
se Wahrscheinlichkeit, in der Hochrechnung einen 
Fehler zu machen. Hier wird der Zufallsfehler und 
der systematische Fehler unterschieden. Zufallsfeh-
ler sind Abweichungen vom Mittelwert, welche aber 
berechenbar sind. Nimmt man als Beispiel die Stadt 
Frankfurt (Oder), und nimmt man an, man erfasst 
in einer 1 %-Stichprobe einen Goldschmied, dann 
würde die Hochrechnung ein Vorkommen von 100 
Goldschmieden in Frankfurt (Oder) ermitteln. Und 
da sicherlich keine 100 Goldschmiede in einer Stadt 
mit weniger als 100 000 Einwohnern existieren könn-
ten, muss hier ein Fehler vorliegen. Deshalb gibt es 
zur Hochrechnung auch immer eine Fehlerrechnung. 
Die Fehlerrechnung gibt den Fehler an, welcher bei 

einer Hochrechnung zu erwarten ist. Da allerdings 
der Fehler auch nicht genau bekannt ist, wird auch 
dieser mit einer Schätzfunktion geschätzt.

Der systematische Fehler entsteht durch Antwort-
ausfälle oder durch Fehler der Erhebungsbeauftrag-
ten (Interviewer). Antwortausfälle werden hervorge-
rufen durch Verzögerungen bei der Teilnahme oder 
durch Verhinderungen der befragten Person. Fehler 
durch Erhebungsbeauftragte können viele Gründe 
haben. Im Mikrozensus kann die Befragung per Inter-
view, per Telefongespräch oder aber schriftlich statt-
finden. Werden nun beispielsweise bei der schrift-
lichen Teilnahme Daten des Antwortbogens falsch 
verstanden oder gelesen, so kommen diese Daten 
auch falsch in die Statistik. Da solche systematischen 
Fehler jedoch sehr selten vorkommen und kaum be-
rechenbar sind, werden diese für die Hochrechnung 
vernachlässigt. 

Im Mikrozensus wird der Standardfehler als Maß 
für den Zufallsfehler geschätzt und dieser genutzt, 
um ein Intervall zu finden, in dem mit einer vorge-
gebenen Wahrscheinlichkeit der gesuchte Totalwert 
der Grundgesamtheit X liegt. So befindet sich besag-
ter Wert mit 95 % Wahrscheinlichkeit im Bereich des 
zweifachen Standardfehlers, dem sogenannten Kon-
fidenzintervall, um den hochgerechneten Wert. Hat 
man also aus einer Bevölkerungsstichprobe einen 
gewissen Wert als Totalwert für ein bestimmtes Merk-
mal errechnet, so ist dieser nicht als festes Ergebnis 
der gesamten Bevölkerung anzusehen, sondern als 
eine Näherung. Nimmt man nun noch die vorhande-
nen Abweichungen der Werte vom Totalwert hinzu, 
kann man ein Intervall bestimmen, welches dann mit 
einer gewissen Wahrscheinlichkeit den wahren Total-
wert der gesamten Bevölkerung enthält.

In einer einfachen Zufallsstichprobe, in der bei-
spielsweise von 1 000 Menschen 10 Personen völlig 
zufällig gezogen werden, ist dieses Intervall relativ 
leicht zu ermitteln. Eine solche Stichprobe ist aber für 
die Bevölkerungszahl von Deutschland zu kostenin-
tensiv und muss durch verschiedene Verfahren ver-
bessert werden [1; S. 1040].

Ein Verfahren ist die Unterteilung der Stichprobe 
in Auswahlbezirke, sogenannte Klumpen, welche als 
Stichprobe aufgefasst werden, und wenn ein Bezirk 
in die Stichprobe kommt, ist jedes Element des Aus-
wahlbezirks in der Stichprobe. Die Klumpen werden 
dann nach ihrer Größe geschichtet.

Die „Designelemente“ Schichtung und Anord-
nung der Auswahlbezirke sowie Klumpung der Er-
hebungseinheiten in den Auswahleinheiten bilden 
zusammen den sogenannten Designeffekt. Mit Hilfe 
des Designeffekt-Faktors wird der Einfluss dieser Fak-
toren auf die Präzision von Erhebungsergebnissen 
gemessen. Er gibt das Verhältnis des Standardfeh-
lers für ein Tabellenfeld unter Berücksichtigung von 
Schichtung und Klumpung zu einem Standardfehler 
an, wie er sich ergeben würde, wenn eine einfache 
Zufallsauswahl vorläge. Eine Schichtung der Stich-
probe verringert meist den Stichprobenfehler und 
eine Klumpung erhöht diesen. Der mathematisch er-
mittelte Wert des Designeffekts hat Einfluss auf das 
Konfidenzintervall. Im Allgemeinen liegt der Design-
effekt zwischen 1 und 2 und wird als Multiplikator an 
den Standardfehler im Konfidenzintervall gehängt. 
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Somit kann bei nicht vorhandenem Designeffekt das 
Konfidenzintervall im Vergleich zur Zufallsauswahl 
ohne Klumpung und Schichtung gleich bleiben, je-
doch ein starker Designeffekt das Intervall verdop-
peln.

Hochrechnung im deutschen Mikrozensus
Im deutschen Mikrozensus wird eine Kombination 
aus Schichtung und Klumpung für das Stichproben-
design verwendet. Um die 1 %-Stichprobe zu erhal-
ten, wurde ab 1990 als Auswahlgrundlage die Volks-
zählung 1987 in den alten Bundesländern und das 
Bevölkerungsregister Statistik in den neuen Bundes-
ländern genutzt. Da gesetzlich vorgegeben nur die 
Zahl der Wohnungen und Personen, gegliedert nach 
Gemeinde, Straße und Hausnummer, verwendet 
werden konnten, wurden Haushalte in verschiedene 
Gebäudegrößenklassen unterteilt. Häuser mit bis zu 
vier Wohnungen wurden in sogenannten Auswahl-
bezirken mit zwölf Haushalten zusammengefasst, 
Häuser mit fünf bis zehn Wohnungen wurden zu 
eigenen Auswahlbezirken und Häuser mit mehr als 
zehn Wohnungen wurden in Auswahlbezirke aus 
jeweils sechs Wohnungen etagenweise unterteilt. 
Diese Auswahlbezirke bildeten somit jeweils einzel-
ne Klumpen, welche nach ihrer Größe geschichtet 
wurden. Die drei Schichten stellen Gebäudegrö-
ßenklassen mit der oben genannten Unterteilung 
dar. Zusätzlich wurde eine Sonderschicht gebildet, 
bestehend aus vermuteten Gemeinschaftsunter-
künften für die Fälle, dass ein bewohntes Gebäude 
keine Wohnung enthielt oder die Anzahl der in dem 
Gebäude wohnenden Personen mindestens 4(k+4) 
(k≥1: Zahl der Wohnungen des Gebäudes) betrug. Die 
Bevölkerung in der Sonderschicht wurde über die 
Anfangsbuchstaben der Familiennamen in Auswahl-
einheiten mit der Richtgröße 15 Personen eingeteilt. 
Die höhere Klumpengröße in der ersten Schicht war 
notwendig, um Interviewerkosten zu sparen. Die Ge-
bäude in dieser Schicht sind nämlich überwiegend 
in ländlichen Gebieten mit großem Wegaufwand für 
Interviewer vertreten. Die negative Auswirkung der 
höheren Klumpengröße auf die Nachweisgenauig-
keit der Ergebnisse wird dadurch gemildert, dass die 
Streuung der Klumpengröße in dieser Schicht relativ 
kleiner ist als in anderen Schichten. Da die Klumpen 
der anderen Schichten vorwiegend in Städten mit 
dichterer Bebauung und kurzen Wegen vorkommen, 
machen sie sich bezüglich des Kostenaufwandes we-
niger bemerkbar. 

Eine jährliche Aktualisierung der Auswahl erfolgt 
bisher über die Meldung der Bautätigkeitsstatistik in 
Deutschland. Mit einer gewissen Modifikation wer-
den Gebäude nach den obigen Größenklassen in 
Auswahlbezirke unterteilt. Die Modifikation bewirkt, 
dass die Auswahlbezirke aus allen Gebäudegrößen-
klassen annähernd gleich groß sind. Sie werden dann 
in einer weiteren Schicht, der Neubauschicht, zusam-
mengefasst. Die systematische Auswahl mit Zufalls-
start erfolgte kontinuierlich über die Jahre hinweg, 
wobei die Auswahlbezirke primär nach Aktualisie-
rungsjahr und sekundär nach regionalen Gesichts-
punkten sortiert wurden. Der Zufallsstart wurde 
also nur einmal, im ersten Aktualisierungsjahr 1990, 
festgelegt. Neubaubezirke der Folgejahre wurden 

einfach an die Kette der Neubaubezirke der Vorjahre 
angehängt. Rotationsviertel wurden ebenfalls syste-
matisch mit Zufallsstart ermittelt.

Eine regionale Schichtung erfolgt anhand der 
NUTS-Regionen (Nomenclature des unités teritoria-
les statistiques, Systematik der Gebietseinheiten für 
die Statistik) der Europäischen Union und anhand 
der Bundesländer.

Die Hochrechnung für den Mikrozensus erfolgt 
seit 2005 quartalsweise, um schneller präzisere Er-
gebnisse zu liefern. Möglich ist die quartalsweise 
Hochrechnung durch die unterjährige Erhebungs-
form des aktuellen Mikrozensus. Durchgeführt wird 
die Hochrechnung in den jeweiligen Statistischen 
Landesämtern. Das genutzte Hochrechnungsverfah-
ren ist gebunden an sogenannte Eckdaten der Bevöl-
kerungsfortschreibung in Deutschland.

Die Methodik der Hochrechnung ist in [1] genau 
ausgeführt. 

Die gebundene Hochrechnung passt sich an die 
Daten der laufenden Bevölkerungsfortschreibung an, 
von denen angenommen wird, dass sie korrekt sind. 
Die regionale Schichtung, die Einteilung in Gebäude-
größenklassen sowie deren Schichtung werden in 
der Fehlerrechnung berücksichtigt. Es ist bekannt, 
dass diese geschichtete Klumpung den Fehler der 
Hochrechnung erhöht. Doch gibt es einen Weg, die 
Designeffektelemente Schichtung und Klumpung 
schon in der Hochrechnung zu beachten? Aktuell 
gibt es dafür kein hinreichend untersuchtes Verfah-
ren. Eine Möglichkeit wäre, ähnlich wie die Zusam-
menfassung der Personenhochrechnungsfaktoren 
zu Haushaltshochrechnungsfaktoren, jeden Aus-
wahlbezirk einzeln hochzurechnen. Diese werden 
dann an die Eckdaten der einzelnen Schichten hoch-
gerechnet und die jeweils gebundenen Hochrech-
nungen der einzelnen Schichten werden für jedes 
Bundesland zusammengefasst. Die Kompensation 
erfolgt auf zwei Ebenen, einmal zur Berücksichti-
gung der Antwortausfälle, zum anderen zur Siche-
rung der Repräsentativität der einzelnen Auswahl-
bezirke. Somit könnte schon bei der Hochrechnung 
beispielsweise die Untererfassung der Ausländer in 
einigen Regionen abgefangen werden. Die Durch-
führung einer solchen Hochrechnung hat jedoch 
einige Hindernisse. So ist es mit dem aktuellen Aus-
wahlplan nicht möglich, Eckdaten der einzelnen 
Schichten genau zu erfassen. Diese müssten extern 
bezogen werden, jedoch wird die Schichtbildung in-
tern für den Mikrozensus durchgeführt. Damit würde 
nur eine Vollerhebung ansatzweise Daten für diese 
Eckwerte liefern. Jede zeitliche Veränderung führt zu 
einer Änderung der gewünschten Daten und macht 
die gebundene Hochrechnung damit unmöglich. Ein 
weiteres Problem ist die Fehlerrechnung zu diesem 
Hochrechnungsverfahren. Die Hochrechnung wird 
unterteilt in mehrere Schritte und somit müsste auch 
die Fehlerrechnung einzeln für jeden dieser Schritte 
durchgeführt werden. Eine Fehlerrechnung würde 
dann nur auf den Auswahlbezirken innerhalb der 
Schichten basieren, was wiederum eine wesentlich 
kleinere Stichprobengröße simulieren würde. Die 
Haushalte innerhalb der Auswahlbezirke werden da-
bei vernachlässigt. Aus diesen Gründen ist genann-
tes Verfahren nicht durchführbar.
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Die Fehlerrechnung  
für den deutschen Mikrozensus

Ein Stichprobenumfang von 1 % der Haushalte soll 
dem Mikrozensus eine differenzierte Analyse auch 
von kleinen Bevölkerungsgruppen ermöglichen. Die 
Abnehmer der Erhebung in Politik und Wirtschaft 
verlassen sich auf Mikrozensusergebnisse wegen des 
hohen Auswahlsatzes sowie des geringen Unit-Non-
response. Die Fehlerrechnung einer Erhebung wie 
dem Mikrozensus unterscheidet Stichprobenfehler 
und systematische Fehler (“non sampling error”). 
Der Stichprobenfehler wird umso größer, je kleiner 
der Auswahlsatz bzw. Stichprobenumfang ist. Der 
systematische Fehler steigt mit zunehmendem Stich-
probenumfang sowie mit zunehmender Komplexität 
des Fragenprogramms (vgl. [6], S. 174). Systematische 
Fehler können beispielsweise durch Befragungsaus-
fälle, Erinnerungsfehler, Untererfassung und Codier-
fehler entstehen. Hier soll jedoch nur der Stichpro-
benfehler berücksichtigt werden (siehe oben). 

Populationsschätzungen werden nach regionalen 
und fachlichen Faktoren gegliedert. Eine fachliche 
Gliederung erhält nach der allgemeinen Fehlerrech-
nung durch das Statistische Bundesamt eine untere 
Grenze der Besetzungszahlen für die Bundesländer 
von 5 000 Personen. Das heißt, wenn eine fachlich 
spezifizierte Anfrage 50 Fälle in der Stichprobe unter-
schreitet, werden die Zahlen wegen eines zu großen 
Fehlerrisikos nicht herausgegeben. Tabellenfelder 
mit Werten zwischen 5 000 und 10 000 werden we-
gen ihrer eingeschränkten Aussagekraft geklammert. 
Jedoch gibt es neben dieser fachlichen Gliederungs-
tiefe auch sehr viele regional spezifizierte Anfragen. 
Werden nun allerdings Daten benötigt, die hinsicht-
lich beider Eigenschaften stark spezifiziert sind, erge-
ben sich große Risiken. So nimmt mit zunehmender 
fachlicher Gliederungstiefe das Regionalisierungs-
potenzial der Daten ab, da die Stichproben in beiden 
Fällen künstlich verkleinert werden und somit der 
Stichprobenfehler steigt.

Der aktuelle Mikrozensus basiert nicht mehr auf 
einer festgelegten Berichtswoche im Jahr. Die Stich-
probe wird seit 2005 auf alle Wochen des Jahres ver-
teilt. Die Vorteile sind saisonale Unabhängigkeit der 
Einkommens- und Erwerbssituation und der geringe-
re Personalaufwand gegenüber einer Kompletterhe-
bung in einer einzelnen Woche im Jahr. Ein weiterer 
Vorteil ist die unterjährige Verfügbarkeit der Daten. 
Aktuell werden die Ergebnisse des Mikrozensus, 
quartalsweise gebunden an bestimmte Fristen, von 
den Statistischen Landesämtern an das Statistische 
Bundesamt übermittelt und dieses veröffentlicht 
die anonymisierten Daten dann spätestens 90 Tage 
nach Ende des interessierenden Quartals. Das hat je-
doch Nachteile in Bezug auf die Fehleranfälligkeit zur 
Folge. So wird die Hochrechnung auf Basis von nur 
einem Viertel der gesamten Daten durchgeführt und 
damit sinkt die Ziehungswahrscheinlichkeit einer 
Person auf 0,25 %. Auch die Fehlerrechnung berück-
sichtigt die Unterjährigkeit.

Im Mikrozensus wird neben einer gebundenen 
Hochrechnung und der dazugehörigen Fehlerrech-
nung grundsätzlich auch eine Fehlerrechnung zur 
freien Hochrechnung ohne Eckdaten durchgeführt. 
Das hat die Bewandtnis, dass Schichtgrenzen nicht 

bekannt sind und auch nicht direkt ermittelt werden 
können. So ist speziell die Schicht 4 der Heimbewoh-
ner einer stetigen Änderung unterworfen, welche 
nicht erfasst werden kann. Die freie Hochrechnung 
gibt nun Anhaltspunkte, wie stark die unerfasste 
Änderung der Struktur der Schicht ist, das heißt, wie 
stark die Hochrechnungsfaktoren durch die meistens 
vorkommende Untererfassung ansteigen. Es werden 
beispielsweise Seniorenheime gebaut, von der Neu-
baustatistik aber nur als normale Neubauten erfasst. 
Auch ein Abgleich der Daten mit Versicherungen ist 
aufgrund der privaten Einrichtungen dieser Art we-
nig hilfreich. Bei der freien Hochrechnung geht man 
von einem Zufallsexperiment ohne Zurücklegen aus. 
Die freie Hochrechnung nutzt im Gegensatz zur ge-
bundenen Hochrechnung keine externen Informa-
tionen oder Eckwerte. Es wird nur das Stichproben-
design mit den Designelementen Schichtung und 
Klumpung verarbeitet. 

Die eigentliche gebundene Fehlerrechnung unter 
Berücksichtigung der Designelemente ist nachzu-
lesen bei [2].

Da die Fehlerrechnung für jeden einzelnen Merk-
malswert nach obigem Verfahren recht aufwändig 
und nicht für jede der Tabellen geeignet ist, wird 
durch Regressionsanalyse untersucht, ob der Zu-
fallsfehler mit dem Wert des hochgerechneten Ta-
bellenfeldes zusammenhängt. Der Zufallsfehler wird 
dabei in Abhängigkeit von dem hochgerechneten 
Tabellenfeld gesetzt. Lässt sich ein ausreichend gu-
ter Zusammenhang finden, kann der Zufallsfehler 
für Ergebnisse, für die keine eigene Fehlerrechnung 
durchgeführt wurde, nach dem Verfahren der Gene-
ralisierten Varianzfunktionen abgeschätzt werden. 
Nach den Überlegungen von Bihler im Statistischen 
Bundesamt entstand das Modell:

Erinnerung für das Textdokument: βDach muss durch β̂ ersetzt werden

In den Bildern wird immer wieder diese Formel mit verschiedenen Werten für bev und β ge-
nutzt:

Vg = β

√
1

n̂g
− 1

bev

Dabei ist das n̂g das x in der Funktion. Die X-Achse ist jeweils der Hochgerechnete Totalwert
der Bevölkerung und die Y-Achse der zugehörige Standardfehler.
Die y-Achse ist grundsätzlich logarithmisch eingeteilt(Basis 10) mit Maximalwert 0,5 und mi-
nimalwert 0 (bzw 0,01 wenn das Programm bei logarithmischer Achseneinteilung Probleme
bereitet). Die x-Achse ist immer linear eingeteilt und das Minimum sowie Maximum ist jeweils
bei den einzelnen Bildern mit angegeben.

Bild 1

Fehlerkurve der deutschen Bevölkerung in Brandenburg:

Vg = 13, 12915

√
1

n̂g
− 1

2452014

Fehlerkurve der nichtdeutschen Bevölkerung in Brandenburg:

Vg = 17, 74472

√
1

n̂g
− 1

64797

minimaler x-Wert: 900
maximaler x-Wert: 500000

Bild 2

Fehlerkurve für Brandenburg Nord-Ost:

Vg = 13, 30533

√
1

n̂g
− 1

1138058

Fehlerkurve für Brandenburg Süd-West:

Vg = 13, 00005

√
1

n̂g
− 1

1378753

minimaler x-Wert: 900
maximaler x-Wert: 500000

1

Vg = Standardfehler für Tabellenfeld g, 
ng = geschätzte Besetzungszahl des Tabellenfeldes g; 
bev = Bevölkerung des betrachteten regionalen  
	 Gebietes
Mittels Regression wurde das β für deutsche auf 
11,62531 und für nichtdeutsche auf 13,92822 geschätzt.

Bei der Hochrechnung der Erhebung des Mikro-
zensus spielen die Programme SAS und Bascula eine 
große Rolle. SAS wird zum einen für einige Hoch-
rechnungsschritte zur einfachen und schnellen Ver-
arbeitung und zum anderen für die Fehlerrechnung 
der Ergebnisse verwendet. Die Datensätze werden 
geschichtet in den einzelnen Landesämtern gesam-
melt und danach an das Statistische Bundesamt ge-
sendet. Eine Hochrechnung auf Landesebene erfolgt 
nun in den Landesämtern und eine Hochrechnung 
auf Bundesebene im Statistischen Bundesamt. Dazu 
werden die Hochrechnungs- und Kompensationsfak-
toren mit Hilfe der genannten Programme ermittelt 
und an die Datensätze angehängt und dann erfolgt 
die Hochrechnung für erfragte Tabellenfelder aus 
den Datensätzen. Zur Kontrolle werden die Ergebnis-
se des Bundes und der Länder miteinander abgegli-
chen. Die Fehlerrechnung erfolgt mittels eines Soft-
waremoduls für SAS von Statistics Schweden.

^
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Das Programm Bascula wird primär zur Ermittlung 
von Dämpfungsfaktoren des Regressionsschätzers in 
der Hochrechnung verwendet. Dabei wird ein soge-
nannter Bounding-Algorithmus nach [14] mit Bascula 
implementiert. 

Praktische Untersuchung des Standardfehlers 
der Mikrozensus-Daten in Brandenburg

Unterschiedliche Bundesländer haben aufgrund ver-
schiedener Einflüsse unterschiedliche Eigenschaften, 
welche nicht vernachlässigt werden können. Aus die-
sem Grund wird die Fehlerrechnung für Deutschland 
mit den Daten der einzelnen Bundesländer für jedes 
Bundesland separat durchgeführt. Die Hochrech-
nung an Eckdaten der Bundesländer, geschichtet 
nach Nationalität, Geschlecht, Altersgruppe und Er-
werbstyp, wird genau wie die Fehlerrechnung für das 
gleiche Tabellenfeld letztendlich zusammengeführt 
und ausgegeben. Anhand dieser Rechnung können 
Daten für einzelne Länder auch gesondert abgeru-
fen werden. Die Eckdaten werden jeweils einzeln aus 
verschiedenen Quellen, vor allem aus der laufenden 

Bevölkerungsfortschreibung, errechnet. Diese Be-
rechnungen basieren teilweise auf Schätzungen, da 
die Aktualität des Mikrozensus vor allem auf Quar-
talsebene dazu führt, dass man nicht immer Zugriff 
auf die neuesten Daten der Bevölkerungsfortschrei-
bung hat. Die Berechnung der Eckdaten unterliegt 
im Statistischen Bundesamt einer anderen Abteilung 
und wird mit Fristen an die Bearbeiter der Hoch- und 
Fehlerrechnung weitergereicht. Bei der Bearbeitung 
dieser Untersuchung konnte aufgrund der zeitlichen 
und ressourcenbezogenen Grenzen im Amt für Sta-
tistik Berlin-Brandenburg Standort Cottbus nicht auf 
diese Schritte zurückgegriffen werden und daher 
wurde die Fehlerrechnung anhand der vorliegen-
den Methodenbeschreibungen selbst in SAS einge-
arbeitet. Aus diesem Grund, und weil eine Hoch- und 
Fehlerrechnung auf Ebene der Anpassungsschichten 
und Kreise, wie sie hier durchgeführt wurde, zu ge-
ringe Besetzungszahlen in den einzelnen Tabellen-
feldern hervorruft, konnte eine Untergliederung in 
weitere Schichten, wie es in der gesamtdeutschen 
Fehlerrechnung gemacht wurde, nicht durchgeführt 
werden.

Um die eigentlichen Auswirkungen der Regiona-
lisierung auf die Fehlerrechnung zu verstehen, ist es 
notwendig, eine Unterteilung der Bundesergebnisse 
vorzunehmen. Die Bundesergebnisse sind regional 
schon auf Ebene der Länder geschichtet, mit dem 
Hauptgrund der Unterteilung der Datenerfassung 
und Aufbereitung auf die Statistischen Landesämter. 
Da diese Arbeit im Amt für Statistik Berlin-Branden-
burg durchgeführt wurde, lagen die Datensätze für 
diese Bundesländer direkt vor. Somit konnte eine ers-
te Unterteilung für das Bundesland Brandenburg be-
reits durchgeführt werden. Für das Untersuchungs-
ziel ist Berlin als Stadtstaat nicht ergiebig genug, da 
die meisten Bundesländer in Deutschland Flächen-
länder sind und hier im Mittel andere Wohngegeben-
heiten vorliegen als in den Ländern der Stadtstaaten. 
Da Brandenburg das nach Mecklenburg-Vorpom-
mern am dünnsten besiedelte Bundesland ist, stellt 
es die unterschiedlichen Auswirkungen von ländlich 
geprägten Gebieten und Städten recht gut dar.

Die Unterteilung wird auf mehreren Stufen durch-
geführt. Zuerst wird die Fehlerkurve auf Ebene des 
Bundeslandes berechnet. Danach wird die Einteilung 
Brandenburgs auf die Teilgebiete Nord-Ost und Süd-
West untersucht, den NUTS-II-Regionen nach der of-
fiziellen europäischen Einteilung. Der nächste Unter-
teilungsschritt erfolgt auf Ebene der sogenannten 
Anpassungsschichten. Einen letzten Schritt stellen 
die 18 Kreise in Brandenburg dar. Die Einwohnerzah-
len variieren in den Ebenen der Unterteilung und in 
den Teilgebieten selbst. Für jede dieser Unterteilun-
gen sind Eckdaten vorhanden, weswegen die Feh-
lerrechnung analog zum Modell von Bihler durch-
geführt werden kann. Die Einteilung soll letztendlich 
dazu dienen, anhand der jeweiligen Fehlerkurven zu-
erst eine grobe Entwicklung abzulesen und danach 
eine genaue Berechnung der Fehlerkurven in Ab-
hängigkeit von den Gebietseinwohnerzahlen mittels 
Regression zu ermitteln. Auch eine genaue Untersu-
chung der Ergebnisse wird danach durchgeführt.

Beim vom Statistischen Bundesamt genutzten 
Programm zur Ermittlung des Standardfehlers wird 

Tab. 1 Ergebnis der Regressionen der relativen  
Standardabweichungen für jeweils  
30 Tabellenfelder bezogen auf Brandenburg 
anhand der Daten des Mikrozensus von 2008
 

Gebietsart 
— 

Gebiet

Bevölke-
rung 

insgesamt
β

Relativer 
Fehler der 
Regression

Bevölke-
rungs- 
anteil¹

%

Land
Brandenburg 2 516 811 13,2867 2,79 0,86

NUTS-II
Nord-Ost² 1 138 058 13,3053 2,44 0,87
Süd-West² 1 378 753 13,0001 3,60 0,86

Anpassungsschicht
Prignitz-Oberhavel 390 466 12,0422 2,38 0,91
Uckermark-Barnim 309 353 13,2742 3,26 0,84
Oderland-Spree 438 239 13,4363 2,34 0,84
Havelland-Fläming 745 754 12,7566 4,75 0,88
Lausitz-Spreewald 633 000 12,2452 3,74 0,84

Kreisfreie Stadt
Brandenburg a. d. Havel 72 322 12,7047 3,92 0,83
Cottbus 101 484 11,6032 3,32 0,84
Frankfurt (Oder) 63 302 13,7129 4,37 0,88
Potsdam 152 670 14,5257 7,37 0,90

Kreis
Barnim 176 850 13,4146 3,85 0,86
Dahme-Spreewald 161 178 10,7202 4,39 0,81
Elbe-Elster 115 206 10,7718 3,88 0,92
Havelland 154 889 11,5148 3,75 0,85
Märkisch-Oderland 191 079 12,5111 2,45 0,86
Oberhavel 201 885 12,0191 3,64 0,94
Oberspreewald-Lausitz 124 897 10,8818 5,63 0,85
Oder-Spree 186 058 12,9145 3,71 0,82
Ostprignitz-Rupin 104 528 13,0667 1,86 0,91
Potsdam-Mittelmark 204 000 12,0127 3,02 0,92
Prignitz 84 053 10,7449 4,62 0,82
Spree-Neiße 130 235 12,7256 6,16 0,79
Teltow-Fläming 161 872 11,9940 4,31 0,86
Uckermark 132 503 10,7594 3,97 0,83

1 Gemeint ist hier der reale Auswahlsatz, d. h. der jeweilige 
Anteil der Stichprobe an der Gesamtbevölkerung.

2 nach den europäischen NUTS-II-Regionen

^
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auf eine von Statistics Schweden erstellte SAS Rou-
tine namens CLAN zurückgegriffen, die weitläufig 
einsetzbar ist. Zuerst werden die zu berechnenden 
Merkmalswerte im Datensatz ausgelesen und direkt 
in ein passendes Format umgewandelt. Danach wer-
den Schichtgrenzen festgelegt und in ein passendes 
Format transformiert. Nun folgt ein Zwischenschritt, 
in dem Fehlerquellen durch Dateninkonsistenz oder 
Feldunterbesetzung ausgeglichen werden. Der von 
Statistics Schweden programmierte Code verarbeitet 
nun alle vorher erstellten Eingabedaten und berech-
net die Totalwerte sowie den absoluten und den rela-
tiven Standardfehler.

Bei den hier durchgeführten Untersuchungen wur-
den pro regionaler Untergliederungseinheit 30 Merk-
malswerte auf den Standardfehler untersucht und für 
die Regression verwendet. Es wurden neben Bran-
denburg selbst die Unterteilung in die zwei NUTS-II-
Regionen, die 5 sogenannten Anpassungsschichten 
und die 18 Landkreise in Brandenburg differenziert 
betrachtet. Damit wurde die Fehlerrechnung für 26 
einzeln spezifizierte Gebiete durchgeführt und jedes 
Mal eigene Eckwerte verwendet. Hier wird die Nut-
zung des CLAN-Paketes sehr zeitintensiv und des-
halb und aufgrund der Komplexität des Paketes im 
Rahmen dieser Arbeit nicht durchführbar. Die Unter-
teilung der Eckdaten müsste jeweils extern berech-
net und an die Neubaustatistik angeglichen werden.

Mit SAS wurde ein eigenes abgewandeltes Pro-
gramm geschrieben, welches die Fülle der Daten 
schneller bearbeitet, solange sich nur die Teilgebiete 
und nicht die zu untersuchenden Datensätze ändern. 
Das Ganze führt zu Einbußen bei der Genauigkeit 

	 Abb. 1 	 Darstellung der BRB Kurven (Deutsche, Personen mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit, 
		  gesamte Bevölkerung) in Brandenburg

Hochgerechneter Totalwert

aufgrund der Vernachlässigung der feineren Schich-
tung. Eine Differenzierung der Bevölkerungsgrup-
pen nach Alter, Geschlecht oder Staatsangehörigkeit 
ist jedoch auf den Ebenen unter den Bundesländern 
sowieso nicht mehr sinnvoll, besonders wenn diese 
Unterteilung noch einer fachlichen Gliederung, bei-
spielsweise nach dem Einkommen, unterzogen wird. 
Die entstehenden Bevölkerungszahlen wären zu ge-
ring, um sichere Ergebnisse zu liefern.

Innerhalb der errechneten Werte kommen unbe-
setzte Tabellenfelder vor. Vor allem auf Kreisebene 
betrifft das einige Merkmalswerte. Diese müssen 
zuerst einmal gestrichen werden. Mit den übrigen 
Werten wird dann die Regression durchgeführt. Dazu 
wird die Wurzel aus Formel A als erklärende Variab-
le cg errechnet und dann die Regression mittels 
Methode der kleinsten Quadrate für alle Werte von 
Vg=β cg durchgeführt. Das entstehende β ist eine 
Schätzung, welche auch fehlerbehaftet ist. Der Fehler 
in der Regression wird bei der Berechnung mit SAS 
auch mit ausgegeben. Die Ergebnisse und der rela-
tive Fehler der Regression bezüglich des β werden in 
Tabelle 1 dargestellt.

Mit dem geschätzten β kann man nun die Fehler-
kurven in Abhängigkeit von den jeweiligen Bevölke-
rungszahlen darstellen. Da eine Visualisierung mit 
linearen Achsenbeschriftungen keine deutlichen Er-
gebnisse liefern, wurde die Achse des relativen Stan-
dardfehlers ähnlich wie in [3] logarithmisch eingeteilt 
(Abbildung 1).

Man sieht hier einen deutlich höheren Wert des 
β für die Bevölkerungsgruppe der Nichtdeutschen 
in Brandenburg. Einen Erklärungsansatz für dieses 

Fehlerkurve der deutschen Bevölkerung

Fehlerkurve der nichtdeutschen Bevölkerung
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Phänomen erhält man später. Es können bei erneu-
ter Fehlerrechnung mit anderen, aber auch mit dem 
gleichen Datensatz, leicht abweichende Fehlerkur-
ven entstehen, je nachdem, welche Merkmalsaus-
prägungen zur Regression genutzt werden.

Anhand der höheren Regressionskoeffizienten 
(13,12915 für die Bevölkerungsgruppe von Deutschen 
und 17,74472 für Nichtdeutsche) sind die Auswirkun-
gen der kleineren Stichprobengröße zu erkennen. 
Beruht eine Erhebung auf weniger Probanden, so 
wird der Stichprobenfehler im Allgemeinen größer. 
Hier spielt jedoch auch noch die Schichtung und 
Klumpung der Stichprobe eine Rolle. Untersucht 
man also die Bevölkerung von Brandenburg, so ist 
bei gleicher absoluter Klumpengröße die relative 
Klumpengröße wesentlich höher, was zu einem 
wachsenden Konfidenzintervall der Vorhersage führt. 
Das zeigt einen höheren Standardfehler in der Stich-
probe auf. Als Beispiel nimmt man an, die Klumpen-
größe beträgt 10 und die Bevölkerung von Deutsch-
land umfasst 80 Mill. Menschen. So erhält man hier  
10/80 000 000=0,000000125=0,0000125 % als relative 
Klumpengröße. Da Brandenburg ein Teilgebiet von 
Deutschland ist, kann man in diesem Beispiel von 
etwa der gleichen Klumpengröße ausgehen und 
erhält bei einer Bevölkerungszahl von etwa 2,5 Mill.
ein Verhältnis von 10/2500000=0,000004=0,0004 %, 
also eine mehr als 30-mal so große relative Klumpen-
größe (genannte Klumpengrößen stimmen nicht mit 
der Realität überein und lassen sich auch nicht so 
einheitlich festlegen). Diese Aussage kann somit für 
jede weitere Unterteilung des Bundeslandes noch 
verschärft werden.

	 Abb. 2 	 Ermittelte Fehlerkurven für die NUTS-II-Regionen in Brandenburg
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Fehlerkurve für Brandenburg Nord-Ost

Fehlerkurve für Brandenburg Süd-West

Auf Ebene der NUTS-II-Regionen, der sogenann-
ten Anpassungsschichten und der Kreise wurde aus 
oben genannten Gründen auf eine Aufschlüsselung 
nach Nationalität verzichtet. Die Fehlerrechnung er-
folgte somit anhand der gesamten Daten des jeweili-
gen Gebietes. Es wurden in jeder Regressionsanalyse 
die gleichen Daten wie auf Ebene des Bundeslandes 
genutzt, um eine Vergleichbarkeit der Fehlerkurven 
zu ermöglichen (Abbildung 2, 3. Umschlagseite). Die 
Fehlerkurven in den gezeigten Abbildungen streben 
mit wachsender Bevölkerungszahl gegen einen rela-
tiven Standardfehler von 0 aufgrund der genutzten 
Bedingung der fehlerfreien, also gesicherten Eck-
werte aus Formel A. Da die Bevölkerung in den An-
passungsschichten und Kreisen stark variiert, wirkt 
auch das Streben gegen diesen Standardfehler für 
verschiedene Kurven in den Abbildungen der Krei-
se und Anpassungsschichten unterschiedlich stark. 
Die Achse in der oberen Grafik der 3. Umschlagsei-
te zeigt die Kurven bis zu einem Bevölkerungswert 
von 50 000. Kreise, die Bevölkerungszahlen von unter 
100 000 haben, brechen deshalb früher nach unten 
aus. Unter einer Zahl von etwa 30 000 Einwohnern ist 
der Einfluss der genannten Bedingung jedoch zu ver-
nachlässigen. Da in besagten Kreisen interessierende 
Totalwerte meist unter 50 % der Gesamtbevölkerung 
liegen (häufig sogar weit tiefer aufgrund der fachli-
chen Gliederungstiefe), ist auch nur dieser Bereich für 
die vorliegende Arbeit von Interesse.

Zu jedem der genannten Gebiete wurde auch der 
relative Anteil der Stichprobe an dem Gebiet und 
damit dessen Repräsentierung durch die Stichprobe 
ermittelt, um einen eventuellen Zusammenhang mit 

Standardfehler (log. Skalierung)

1 = 100 %^
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	 Abb. 4 	 Verteilung der Regressionskoeffizienten 
		  für verschiedene Einwohnerzahlen
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dem Anstieg der Regressionsgeraden festzustellen. 
Die letzte Spalte von Tabelle 1 beinhaltet diese Wer-
te. Die gewünschte 1 %-Abdeckung wird aufgrund 
von Antwortausfällen und verspätetem Eingang von 
Selbstausfüllerbögen sowie aufgrund des Leerstan-
des von Wohneinheiten so gut wie nie erreicht.

Abbildung 3 beinhaltet die Verteilung der Regres-
sionskoeffizienten in Abhängigkeit vom realen Aus-
wahlsatz. 

Man erkennt hier keine wirkliche Abhängigkeit 
zwischen den Werten. Das Ergebnis der Regressionen 
ist also nicht anhand der vorliegenden Daten auf den 
Auswahlsatz zurückzuführen. Eine andere Abhängig-
keit ist jedoch interessanter zu beobachten.

Die Ergebnisse für Brandenburg und Deutschland 
weisen darauf hin, dass β für sinkende Bevölkerungs-
zahlen steigt. Abbildung 4 ist in 4 Teile unterteilt, 
rechts das Ergebnis für Brandenburg, daneben das 
der NUTS-II-Regionen, der zweite Bereich von links 
zeigt die Ergebnisse der Anpassungsschichten und 
der linke Bereich die der Kreise und kreisfreien Städte 
in Brandenburg.

Auch hier ist ein eindeutiger Zusammenhang nur 
schwer zu finden. Eine Beziehung der Werte kann 
man jedoch erkennen, es ist deutlich festzustellen, 
wie stark die β-Werte bei abnehmender Bevölkerung 
streuen. Jeder der differenziert betrachteten Bereiche 
(Landkreise und kreisfreie Städte, Anpassungsschich-
ten, NUTS-II-Regionen, Brandenburg) hat ein eigenes, 
nach Bevölkerungszahlen einteilbares Intervall, in 
dem sich die ermittelten Werte befinden. Das weist 
auf einen größeren Fehler in der Regression hin. Tat-
sächlich streuen auch die Werte im Regressionsschritt 
für kleinere Bevölkerungszahlen im Schnitt stärker 
als für Brandenburg oder die NUTS-II-Regionen. Es 
kommt für kleinere Gebiete wegen der geringen Be-
setzungszahlen immer stärker darauf an, inwieweit 
die Realität durch die Stichprobe erfasst wird. Die 
Anpassungsschichten entsprechen den Raumpla-
nungsregionen der vom brandenburgischen Bau-
ministerium verwendeten regionalen Einheiten und 
die Fehlerrechnung ist daher auch über diese Arbeit 
hinaus wichtig.

Die Regionalisierung führt auch zu anderen Feh-
lern, welche schon vorher angesprochen wurden. 
Es gibt Kreise, die in der Erfassung der Statistik un-

gewöhnliche Daten produzieren, welche keinen di-
rekten Rückschluss auf die Fehlerrechnung zulassen. 
Ein Beispiel stellen Cottbus und Frankfurt (Oder) dar. 
In Frankfurt (Oder) wurden im Datensatz von 2008 
genau 6 Personen erfasst, welche ein Einkommen 
von mehr als 4 000 EUR aufwiesen. Die Stadt hatte 
zu diesem Zeitpunkt 61 102 Einwohner. In Cottbus 
lebten im genannten Jahr rund 101 484 Einwohner, 
jedoch wurde nicht eine Person erfasst, welche die-
se Einkommensgrenze überschritten hat. Zum einen 
sieht man hier, warum solche kleinen Werte nicht 
hochgerechnet werden, zum anderen wird an die-
sem Beispiel auch die allgemeine Gefahr deutlich, 
Daten in regional tiefer Gliederung auch fachlich zu 
unterteilen.

Der Fehler der Daten in dieser regionalen Tiefe 
leidet aber auch bei Werten, welche allgemein als 
publizierbar gelten. Die Veröffentlichbarkeit wird 
bei hochgerechneten Werten von 5 000 angesetzt 
(zwischen 5 000 und 10 000 werden die Werte in 
Klammern gesetzt), da hier in etwa ein Standardfeh-
ler von 15 % erreicht wird. In Frankfurt (Oder) wurde 
2008 die Zahl der im Mai geborenen Personen auf 
4 859 geschätzt, also knapp an diesem Wert dran. 
Der Fehler dieser Hochrechnung liegt jedoch bei 
25 %, das heißt, weit über dem angesetzten Fehler 
für die 5 000 Personen-Marke. Selbst durch eine zu-
fällig stärkere Klumpung lässt sich dieses Phänomen 
nicht erklären, da innerhalb eines Klumpens die im 
Mai geborenen Personen genauso verteilt ange-
nommen werden können wie bei einer einfachen 
Zufallsstichprobe. 

Untersuchung der Klumpung
Um den Einfluss der Klumpung auf den Stichpro-
benfehler im Mikrozensus darzustellen, wurde mit 
SAS für bestimmte Tabellenfelder die Standardab-
weichung des hochgerechneten Mittelwertes bei 
angenommener einfacher Zufallsstichprobe und 
bei Klumpung der Stichprobe ermittelt und vergli-
chen. In Tabelle 2 kann man die Ergebnisse der Be-
rechnung ablesen.
Folgende Ergebnisse sind nun festzustellen:
(1)	 Hier existiert kein Klumpeneffekt. Aus der ge-

klumpten Stichprobe wird damit eine Stichpro-
be mit Merkmalen einer Schichtung. Der Fehler 

	 Abb. 3	 Regressionsergebnis für β in Abhängigkeit 
		  vom Auswahlsatz

^

^
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wird durch Schichtung reduziert, jedoch sind 
die Schichten hier sehr klein und in sehr großer 
Anzahl zu finden, weshalb der Effekt nur sehr 
schwach wahrzunehmen ist.

(2)	 Es existiert ein leichter Klumpeneffekt. Der Stich-
probenfehler ist unter Klumpung weniger als 1,5-
mal so hoch wie der Stichprobenfehler bei einfa-
cher Zufallsauswahl.

(3)	 Der Stichprobenfehler der geklumpten Stichpro-
be ist mehr als 1,5-mal so groß wie unter einfa-
cher Zufallsauswahl, das heißt, hier ist ein starker 
Klumpeneffekt nachweisbar.

(4)	 Dieser Merkmalswert wurde künstlich geklumpt, 
da die Fehlerrechnung hier bezogen auf die Ein-
zelpersonen durchgeführt wurde. Das Haushalts-
einkommen ist deshalb fast immer für mehrere 
Personen innerhalb eines Klumpens gleich. Dieser 
Fall wurde zum Testen der Rechnung auf Plausibi-
lität durchgeführt. Durch die starke Klumpung ist 
der Stichprobenfehler hier fast 2-mal so hoch wie 
in einer einfachen Zufallsstichprobe.

Tab. 3 Konfidenzintervalle¹ für den Totalwert  
bei einfacher und geklumpter Stichprobe  
im Vergleich bezogen auf Werte aus Tabelle 2
 

Tabellenfeld
links rechts links rechts 

einfach geklumpt

Geburtsmonat Mai (1) 208 875 227 750 209 022 227 603
Mindestmonats- 

einkommen
4 000 EUR (2) 16 579 22 459 16 041 22 998
2 000 EUR (2) 182 466 199 319 179 854 201 931
1 000 EUR (2) 1 027 125 1 060 264 1 023 301 1 064 089

Ausländer (3) 26 558 33 858 24 688 35 729
Mindestens 

Abitur-Abschluss (3) 504 029 530 719 496 659 538 090
Mindestalter 67 Jahre (3) 482 533 509 227 474 923 516 836
Mindesthaushalts- 

einkommen 4 000 EUR (4) 238 631 258 643 228 726 268 548

1 Links bedeutet die linke Grenze des Konfidenzintervalles, 
sowie rechts die rechte Intervallgrenze; einfach beschreibt 
eine einfache Zufallsauswahl und geklumpt die 
Zufallsauswahl unter Berücksichtigung des Klumpeneffekts.

Damit man einen Eindruck gewinnt, was dieser Stan-
dardfehler bedeutet, werden in Tabelle 3 die Konfi-
denzintervalle der Totalwerte der Merkmalswerte 
genannter Tabellenfelder dargestellt. Der Totalwert 
befindet sich mit einer Fehlerwahrscheinlichkeit 
von 5 % in diesem Intervall. Unter Einbeziehung der 
Klumpung vergrößert sich dieses Intervall sichtbar 
und die Vorhersage der Hochrechnung wird für stark 
geklumpte Merkmalswerte zunehmend unsicherer.

In der Einkommensstruktur ist ein kleiner Klum-
peneffekt zu messen, was auf ein ähnliches Miet-
preisniveau innerhalb eines Auswahlbezirkes zu-
rückzuführen ist. Dahingegen ist vor allem bei den 
Bürgern mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit und 
den Rentnern ein recht starker Einfluss der Klumpung 
festzustellen, was auf die Mentalität der genann-
ten Bevölkerungsgruppen zurückzuführen ist, sich 
bei ihresgleichen niederzulassen. Ein Rentner hat 
wenig Interesse, zwischen jungen und hektischen 
Menschen oder jungen Familien mit Kleinkindern zu 
wohnen. Sie wollen eher ihren Lebensabend in Ruhe 
begehen. Nicht in Deutschland gebürtige Personen 
ziehen erfahrungsgemäß eher zu Personen mit ähn-
licher nichtdeutscher Staatsangehörigkeit. 

Wichtig ist bei dieser beispielhaften Rechnung 
auch, dass die Klumpen in der finalen Berechnung 
des Designeffekt-Faktors als annähernd gleich groß 
betrachtet wurden, dies aber vor allem in der Neu-
bauschicht nicht der Fall ist. Die Berechnung von D 
unter der Annahme gleichgroßer Klumpen verringert 
den Stichprobenfehler im Vergleich zur Realität nur 
geringfügig und der eigentlich größere Fehler kann, 
wie schon zuvor beschrieben, durch Einbeziehung 
der Schichtung ausgeglichen werden. 

Zuvor wurde bereits eine allgemeine Fehlerkur-
ve für Brandenburg unter Berücksichtigung von 
sowohl Klumpung als auch Schichtung der Grund-
gesamtheit gefunden. Auch wenn in dieser Beispiel-
rechnung nur die Klumpung berücksichtigt wurde, 
kann man durch Einsetzen der hier hochgerechne-
ten Totalwerte in die Funktion A den Standardfehler 
bei geklumpter und geschichteter Zufallsauswahl 
ermitteln. Dieser stimmt näherungsweise mit den 
hier berechneten Werten unter Einbeziehung der 
Klumpung überein. Bei starker Klumpung wirkt die 
zusätzliche Schichtung in der normalen Fehlerrech-
nung stärker und verbessert das Ergebnis gegenüber 
den hier berechneten Werten. Bei schwacher oder 
nicht nachweisbarer Klumpung hingegen wirken 
andere Einflüsse wie ungleichmäßige Klumpengröße 
und sehr große Hochrechnungsfaktoren verstärkend 
auf den endgültigen Stichprobenfehler, weswegen 
man sich nicht allein auf den ermittelten Einfluss der 
Klumpung verlassen sollte. Eine vollständige Fehler-
rechnung ist meist unverzichtbar und sollte keines-
falls durch einseitige Betrachtungen ersetzt werden. 
Am Beispiel der Personen mit nichtdeutscher Staats-
angehörigkeit kann man das gut erkennen. Die freie 
Hochrechnung gibt ein Intervall an, welches die tat-
sächliche Zahl der nichtdeutschen Bevölkerung weit 
unterschätzt. Somit ist die Klumpung der nicht in die 
Stichprobe aufgenommenen Ausländer als wesent-
lich größer anzunehmen, als sie anhand der vorlie-
genden Stichprobe ermittelt wurde. 

Tab. 2 Standardfehler bei einfacher Zufallsauswahl (einf) 
und geklumpter Stichprobe (cl) (ohne Schichtung) 
im Vergleich
 

Tabellenfeld
^
X

(freie Hoch- 
rechnung)

σ(einf) σ(cl)

D(cl)

%

Geburtsmonat Mai (1) 218 312 2,16 2,13 0,986
Mindestmonats- 

einkommen
4 000 EUR (2)  19 519 7,53 8,91 1,183
2 000 EUR (2)  190 892 2,21 2,89 1,308
1 000 EUR (2)  1 043 694 0,79 0,98 1,241

Ausländer (3)  30 208 6,04 9,14 1,513
Mindestens 

Abitur-Abschluss (3) 517 374 1,29 2,00 1,550
Mindestalter 67 Jahre (3)  495 879 1,35 2,11 1,563
Mindesthaushalts- 

einkommen 4 000 EUR (4) 248 637 2,01 4,00 1,990
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Als Ergebnis dieser Betrachtungen kann man fest-
stellen, dass die vorgenommene Klumpung in Ansät-
zen Vorteile wie Kosten- und Zeitersparnis hat, jedoch 
ergeben sich in Bezug auf die Fehlerrechnung Prob-
leme, welche nur selten durch Verfahren wie Schich-
tung der Grundgesamtheit ausgeglichen werden. 
Eine 1 %-Stichprobe, wie sie im Mikrozensus durch-
geführt wird, ist in vielen Fällen recht aussagekräftig 
aber in einigen Tabellenfeldern kann die Klumpung 
der Grundgesamtheit vor der Stichprobenziehung 
unvorhersehbare Effekte auf die Aussagekraft der 
Stichprobe hervorrufen.

Untersuchung der Bürger  
mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit

Schaut man sich die einzelnen Regressionskoeffizien-
ten genauer an, so erkennt man hier noch etwas an-
deres. In der Fehlerrechnung des gesamtdeutschen 
Mikrozensus ab 2005 wurde schon bemerkt, dass 
den Ausländern eine eigene Fehlerrechnung gewid-
met werden muss. Vor allem die höhere Klumpung 
und die im Durchschnitt größeren Hochrechnungs-
faktoren bewirken deutliche Unterschiede bei der 
Fehlerrechnung im Vergleich mit anderen Bevölke-
rungsgruppen. Aufgrund des Bevölkerungsanteils 
von nur rund 2,57 % bedarf die Bevölkerungsgruppe 
der Ausländer in Brandenburg einer differenzierten 
Betrachtung und Analyse. Gerade in Brandenburg 
gibt es zusätzlich auch noch das Problem, dass die 
wenigen ausländischen Mitbürger meist in Gruppen 
zusammenleben und damit nur in einzelnen Klum-
pen zusammen erfasst werden. Genau diese Klum-
pen werden allerdings bei einer 1 %-Stichprobe sehr 
schwer erfasst, weswegen die Bevölkerungsgruppe 
der Ausländer hier sehr stark unterrepräsentiert ist. So 
wurden 2008 nur 260 Bürger nichtdeutscher Staats-
bürgerschaft in der Stichprobe erfasst, das heißt, die-
se Personen repräsentieren bei freier Hochrechnung 
26 000 Ausländer unabhängig von der eigentlichen 
Staatsangehörigkeit. Damit wäre hier ein Auswahl-
satz von etwa 0,4 % erreicht, was stark unter dem ge-
wünschten Niveau liegt.

Aufgrund der Tatsache, dass 2008 nur 64 797 Perso-
nen mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit in Bran-
denburg registriert sind, ist eine weitere Aufteilung 
dieser Bevölkerungsgruppe innerhalb der Anpas-
sungsschichten nicht mehr ratsam, vor allem unter 
Beachtung des wesentlich deutlicheren Anstiegs des 
Fehlers in Brandenburg im Vergleich zur Fehlerkurve 
in Gesamtdeutschland. Unterstellt man also einen Zu-
sammenhang zwischen dem Bevölkerungsanteil der 
Ausländer und dem relativen Standardfehler, so kann 
man feststellen, dass eine weitere Differenzierung 
hier nicht zu empfehlen ist, da spezifizierte Aussagen 
sehr ungenau und wenig repräsentativ sind. 

Verstärkt wird diese Aussage noch bei Betrachtung 
und Vergleich der Regressionsgraphen der Deutschen 
und der Nichtdeutschen für jeweils gleiche Tabellen-
felder (Abbildung 5).

Von der ermittelten Regressionsgeraden stark ab-
weichende Beobachtungen deuten auf einen hohen 
Fehler schon in der Regression hin. Umso näher die 
Gerade im Schnitt an allen Beobachtungen ist, umso 
genauer wird die Regression auch. Aussagen über 
Ausländer sind somit selbst nach genauer Analyse 

sehr fehleranfällig und deshalb sehr instabil gegen-
über weiterer regionaler oder fachlicher Gliede-
rungstiefe.

Bei weiterer Verfeinerung der Daten in Einbezug 
der Tabellenfelder von Nichtdeutschen tritt in Bran-
denburg immer häufiger der Fall auf, dass bestimmte 
Merkmalsgruppen jeweils nur durch einen Auslän-
der vertreten sind. Stellenweise, beispielsweise beim 
Kreis Prignitz in Brandenburg im Erhebungsjahr 2008, 
wird keine einzige Person nichtdeutscher Herkunft 
erfasst, was jede Aussage in einer solchen regiona-

	 Abb. 5	 Vergleich der Regression für Tabellenfelder 
		  von Deutschen (oben) und Personen  
		  mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit (unten)  
		  in Brandenburg
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len Tiefe zur reinen Spekulation macht. Auch daten-
schutzrechtlich kann und darf hier keine Auswertung 
erfolgen.

Betrachtet man den Graphen der Nichtdeutschen 
Bevölkerung in Abbildung 2 so kann man erkennen, 
dass bei einer Zahl von 64 797 Personen schon ein 
Fehler von rund 7 % erreicht wird. Werden diese nur 
nach ihrem Geschlecht unterteilt, so erhält man einen 
Fehler von etwa 10 %. Damit ist eine tiefere Untertei-
lung der Ausländer schon auf Ebene des Bundeslan-
des in diesem Fall nicht ratsam.

Fazit
Der Standardfehler sollte in der vorliegenden Arbeit 
auf seine Bedeutung für den Mikrozensus und sei-
ne Auswirkungen, vor allem auf kleinräumige oder 
tief regionalisierte Ergebnisse, untersucht werden. 
Die Abbildungen 2 bis 4 lassen keinen eindeutigen 
Schluss bezogen auf einen Anstieg des β für stärker re-
gionalisierte Gebiete zu. Jedoch ist zu erkennen, dass 
mit Veringerung der Gesamtbevölkerung in einem 
Gebiet die Merkmalswerte immer stärker streuen. Die 
ausgewählten Merkmalswerte sind in jeder Instanz 
die Gleichen und werden deshalb in gleichem Maße 
durch Klumpung, Schichtung und Auswahlsatz beein-
flusst. Dennoch variiert der Standardfehler für jedes 
der betrachteten Gebiete und speziell auf Kreisebene 
stärker als auf Ebene der NUTS-II-Regionen oder der 
Anpassungsschichten. In den Abbildungen 2 und 3 
erkennt man auch, wie stark die Fehlerkurven, auch 
in den interessierenden Bevölkerungszahlen, schon 
streuen. Während sich der relative Standardfehler bei 
den Anpassungsschichten für eine Besetzungszahl 
von 10 000 zwischen 11,89 % und 13,28 % bewegt, liegt 
er auf Kreisebene schon zwischen 10,09 % und 14,04 % 
für die verschiedenen Kreise und kreisfreien Städte. 
Das bedeutet einen Anstieg des Intervalls, indem der 
Fehler sich befindet, von 1,39 auf 3,95. Man erkennt 
hier, wie hoch die Bedeutung der Fehlerrechnung ge-
rade in kleinräumigen Verwaltungseinheiten ist.

Es ist also letztendlich klar, dass der Standardfeh-
ler für geringere Bevölkerungszahlen steigt, jedoch 
bezogen auf die aus der Regression gewonnenen 
Fehlerkurven ist keine Erhöhung des Anstieges durch 
die Regionalisierung festzustellen. Wesentlich gra-
vierender für die Fehlerrechnung und damit für die 
Vorhersage in tief regionalisierten Gebieten ist die 
große Streuung des Fehlers zum einen zwischen den 
Gebieten und zum anderen zwischen den einzelnen 
Beobachtungen. Aussagen, besonders in fachlicher 
Tiefe, sind damit zu vermeiden, da ohne eine genaue 
Berechnung nicht vorherzusehen ist, wie verlässlich 
diese Aussage ist. Jedoch ist es, wie schon in [2] be-
schrieben, sehr aufwändig, für jeden Merkmalswert 
den Fehler neu zu berechnen. Der Aufwand ist nur 
selten durch den Nutzen auszugleichen und bietet 
keinen Garant für einen vernachlässigbaren Stan-
dardfehler. Es wurde in dieser Untersuchung auch 
aufgezeigt, dass die angesetzte Grenze der Veröffent-
lichbarkeit von 5 000 Personen als allgemeine Aussa-
ge beibehalten werden kann. Jedoch kann gerade in 
den kleinräumigen Ergebnissen ein Standardfehler 
auftreten, der stark von der erwarteten Sicherheit für 
eine Veröffentlichung von Daten abweicht. Gerade 

auf Kreisebene sollten die Ergebnisse also vor der Ver-
öffentlichung noch einmal auf deren Fehler überprüft 
werden.

Auch eine Differenzierung der Bevölkerungsgrup-
pen nach Alter, Geschlecht oder Staatsangehörigkeit 
ist auf den Ebenen unter den Bundesländern nicht 
mehr sinnvoll, besonders wenn diese Unterteilung 
noch einer fachlichen Gliederung, beispielsweise 
nach dem Einkommen, unterzogen wird. Vor allem 
die Staatsangehörigkeit hat bei einigen Bundeslän-
dern sehr unvorhersehbare Einflüsse auf die Fehler-
rechnung und es sollte für jedes Bundesland vorher 
gesondert untersucht werden, wie stark die realen 
Besetzungszahlen von den durch den Auswahlsatz er-
warteten Besetzungszahlen abweichen. Rückschlüs-
se auf diese Bevölkerungsgruppe sind erst möglich, 
wenn die Hochrechnung auf sicherer Basis erfolgt. Es 
wurde gezeigt, dass für das Beispiel Brandenburg die 
Ausländer durch ihren geringen Bevölkerungsanteil 
nur schwer einzeln zu untersuchen sind und gerade 
bei weiterer regionaler oder fachlicher Gliederung 
keine sicheren Aussagen mehr zu formulieren sind.

Da viele Institutionen aber auf Zahlen in diesen 
Größenordnungen angewiesen sind, kommt man 
häufig nicht umhin, auch diese Daten herauszuge-
ben. Jedoch muss immer auf die sehr große Unsicher-
heit seitens des möglichen Standardfehlers, vielleicht 
in Form des Konfidenzintervalls, hingewiesen werden. 

Die Form der Erhebung als geschichtete Klumpen-
stichprobe hat Einfluss auf den Standardfehler und 
damit auf das entstehende Konfidenzintervall. Es hat 
sich herausgestellt, dass der kostensparende aber 
fehlererhöhende Effekt im Mikrozensus nicht voll-
ständig durch andere stichprobenmethodische Ver-
fahren ausgeglichen werden kann. Ein Vergleich mit 
einer einfachen Zufallsauswahl macht diesen Unter-
schied deutlich.

Es gibt einige Möglichkeiten, die Fehler einer sol-
chen Erhebung zu verringern, meist sind es jedoch 
die Kosten, welche die Umsetzung solcher Metho-
den nicht möglich machen. Der Datenschutz, der ein 
weiteres Problem der Optimierung des Mikrozen-
sus darstellt, wurde hier nur am Rande eingebracht, 
auch wenn dieser einen neuen Blickwinkel auf das 
vorliegende Thema werfen würde. Um das näher zu 
erläutern, könnte man sich eine Methodik vorstellen, 
welche den Standardfehler der Hochrechnung soweit 
minimiert, dass Aussagen von hochgerechneten 500 
Personen als sicher genug angesehen werden, um sie 
zu veröffentlichen. Eine Zahl von 500 Merkmalsträ-
gern würde aus rund 5 Personen in der Stichprobe er-
mittelt. Die Identifizierung dieser einzelnen Personen 
wäre somit um ein vielfaches leichter und aufwands-
ärmer, als dies zur Zeit der Fall ist. Das Bundesstatistik-
gesetz (BStatG) besagt beispielsweise, dass Datensät-
ze nur dann für die Verarbeitung freigegeben werden 
können, wenn sie faktische Anonymität besitzen. Das 
bedeutet, die Entschlüsselung der Daten oder die Zu-
ordnung einzelner Personen darf nur mit einem „[…] 
unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten 
und Arbeitskraft […]“ (aus § 16 Abs. 6 BStatG) mög-
lich sein. 

Somit sind die Auswirkungen der Fehlerrechnung 
auf die Ergebnisse kleinräumiger Verwaltungseinhei-
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ten nicht leicht zu erfassen. Auf der einen Seite zeigt 
die Methode der Regression geknüpft an die Bedin-
gung der fehlerfreien Eckdaten (vgl. S. 33, Die Fehler-
rechnung für den deutschen Mikrozensus), dass die 
Fehlerkurven an sich kein höheres β aufweisen als 
die Ergebnisse der Fehlerrechnung für ganz Deutsch-
land. Auf der anderen Seite haben die Betrachtungen 
in der Auswertung der Ergebnisse die Schwierigkei-
ten einer vorschnellen Analyse anhand der Ergebnis-
se einer solchen Regression aufgezeigt.

Ausblick
Zur Zeit findet der Zensus 2011 bzw. dessen Auswer-
tung statt. Mit diesem Zensus wird unter anderem 
die Auswahlgrundlage für den Mikrozensus aktua-
lisiert, um Fehler durch die Fortschreibung der Bau-
tätigkeitsstatistik zu beseitigen. Mit einer neuen und 
aktualisierten Auswahlgrundlage sind kleinere Hoch-
rechnungsfaktoren und damit kleinere Fehler zu er-
warten. Außerdem kann auf der Basis der neuen Aus-
wahlgrundlage auch an die Entwicklung eines neuen 
Auswahlplans gedacht werden. Auch neue und mo-
dernere Methodiken könnten dann darin verarbeitet 
werden. Das würde wahrscheinlich zu besseren Mög-
lichkeiten der Regionalisierbarkeit führen.

Ein weiterer Punkt, der die Fehlerrechnung und die 
Regionalisierbarkeit der Daten des Mikrozensus in 

Zukunft beeinflussen könnte, sind die Überlegungen, 
welche aufgrund der kürzlichen Landtagswahlen in 
Mecklenburg-Vorpommern getätigt wurden. Es ging 
um die Gebietsreform auf Kreisebene, welche einige 
Kreiszusammenschlüsse beinhaltete. Brandenburg 
hatte diese Reformen auch schon ins Auge gefasst. 
Ein solcher Zusammenschluss würde die Kreise ver-
größern und damit viele Hochrechnungen von Ta-
bellenfeldern des Mikrozensus bis auf die Kreisebene 
regionalisierbar machen. Einzig der Einfluss der Nähe 
einiger Kreise zu Berlin würde weiterhin Streuungen 
mit sich bringen. Nach den Ausführungen in [18] 
und [19] würde dann Cottbus zum Spree-Neiße Kreis 
hinzukommen und der neu entstandene Kreis hätte 
dann ca. 230 000 Einwohner. Hier ist fast schon das 
Niveau der Anpassungsschichten erreicht. Aus sta-
tistischer Sicht ist eine solche Gebietsreform damit 
gutzuheißen. 

Autor:  Marcus Schmidt
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Überlegungen zur Haushaltsprognose

In der Bevölkerungsentwicklung ist neben der Zahl 
und Struktur der Bevölkerung auch die Entwicklung 
der Privathaushalte von Interesse. Als Empfänger 
staatlicher Leistungen sowie als Abnehmer lang-
lebiger Konsumgüter treten nicht einzelne Perso-

nen, sondern private Haushalte 
in Erscheinung. Diese sind da-
bei als gemeinsam wohnende 
und wirtschaftende Gesamtheit 
von Personen oder als einzeln 
wohnende und wirtschaftende 
Person zu bezeichnen. Die Be-
völkerung in privaten Haushal-
ten umfasst nicht die Personen 
in Anstaltsunterkünften, die ge-
meinschaftlich versorgt werden 
und keinen eigenen Haushalt 
führen. Weiterhin werden Perso-
nen, die an einem Nebenwohn-
sitz wohnhaft sind, mehrfach ge-
zählt. Daher unterscheidet sich 
die Bevölkerung in Privathaus-
halten leicht von der gesamten 
Bevölkerung.

Aus den Ergebnissen der Be-
völkerungsvorausberechnung 
und des Mikrozensus ist es mög-
lich, eine Prognose über die Be-
völkerung in Privathaushalten 
zu erstellen. Der Mikrozensus 
ist eine jährliche einprozentige 
Stichprobe der Haushalte, wo-
bei Daten durch Interviewerbe-
fragungen gesammelt werden. 
Unter den Einschränkungen 
der relativ kleinen Stichproben- 
größe ist es möglich, detaillier-

tere Aussagen über die Struktur der Bevölkerung zu 
erstellen, als dies durch die Bevölkerungsfortschrei-
bung oder den 2011 durchgeführten Zensus möglich 
ist.

Methodische Grundlagen
Für die Prognose von Haushaltszahlen stehen unter 
anderem Quotenverfahren zur Verfügung. Prinzipi-
ell wird dabei der Anteil einer Bevölkerungsgruppe 
vorausberechnet, der in einem Haushalt bestimmter 
Größe lebt. Anschließend werden die Ergebnisse 
mithilfe einer Bevölkerungsprognose in die Zahl 
der Bevölkerung einer bestimmten Haushaltsgröße 
überführt.

In der Prognoserechnung wer-
den verschiedene Ansätze be-
trachtet. Bei dem ‚mikroana-
lytischen Ansatz‘ werden die 
Ursachen von Veränderungen 
untersucht und darauf auf-
bauend Simulationsmodelle 
erstellt. Neben den Geburten- 
und Sterberaten, die maß-
gebend für die Bevölkerungs-
entwicklung sind, kommen als 
Ursachen von Veränderungen 
in der Haushaltsentwicklung 
noch andere Gründe, wie zum 
Beispiel Hochzeit, Scheidung, 
Wegzug und Veränderungen 
in der Struktur des Zusam-
menlebens, hinzu. Verfahren, 
die diesem Ansatz folgen, 
haben einen hohen Datenbe-
darf, der im Allgemeinen und 
insbesondere in der amtlichen 
Statistik nicht zur Verfügung 
steht. Im folgenden Beitrag 
wird ein Verfahren erläutert, 
das dem ‚makroanalytischen 
Ansatz‘ folgt, und auch in der 
amtlichen Statistik realisier-
bar ist.  

Hierbei gibt es insbesondere das Haushaltsvor-
standsquotenverfahren und das Haushaltsmitglie-
derquotenverfahren. Beim Haushaltsvorstandsquo-
tenverfahren werden die Anteile der Vorstände von 
Haushalten bestimmter Größe an der Gesamtzahl 
der Bevölkerungsgruppe betrachtet, geordnet nach 
Altersgruppe und Geschlecht. Diese Anteile werden 
dann für die Zukunft prognostiziert und auf eine 
Bevölkerungsprognose angewendet. Der Nachteil 
gegenüber dem Haushaltsmitgliederquotenverfah-
ren, welches im nächsten Abschnitt näher erläutert 
wird, besteht darin, dass die Haushaltsgröße nur an-
hand des Haushaltsvorstands geschätzt wird. Die üb-
rigen Haushaltsmitglieder fließen also nur indirekt in 
die Berechnung mit ein.

Haushaltsmitgliederquotenverfahren
Bei diesem Verfahren werden die Anteile einer Bevöl-
kerungsgruppe in einer bestimmten Haushaltsgröße 
erfasst, die Bevölkerung wird dabei wieder nach Al-
tersgruppe und Geschlecht geordnet:
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Die Umrechnungsfaktoren  gaf ,

 H
gaB ,

 P
hB

sind in der Praxis re-
lativ konstant und werden daher für alle Jahre des 
Prognosezeitraums als Durchschnitt der letzten drei 
Jahre konstant gehalten. Die Schätzung der Bevölke-
rung am Hauptwohnsitz  W

gaB ,
ˆ  wird der Bevölkerungs-

prognose entnommen. Die Ergebnisse  P
hB̂  bilden nun 

die gesuchte Prognose der Bevölkerung, geordnet 
nach der Haushaltsgröße.

Trendextrapolation und  
Autoregressive Modelle

Eine Zeitreihe ist eine Folge von Zahlen   ty , wobei  ,, 21 tt 
die diskreten Werte  ,, 21 tt  annehmen kann. Im All-
gemeinen besteht das Ziel der Prognose von Zeitrei-
hen darin, aus gegeben Werten  

ntt yy ,,
1
  ein Modell 

zu entwickeln, mit dessen Hilfe man dann Schätzwer-
te  

mnn tt yy


ˆ,,ˆ
1
  für die Werte  mnn tt yy


,,

1
  berechnen 

kann. Hierzu stehen verschiedene Verfahren zur Ver-
fügung, von denen im Rahmen der Haushaltsprog-
nose zwei implementiert wurden.

Bei der Trendprognose oder auch Trendextra-
polation wird die Zeitreihe durch eine Funktion  f  tt tfy ε )( 
mittels der Gleichung  f  tt tfy ε )(  beschrieben,  f  tt tfy ε )(  
entspricht dabei einem Störterm. Die Struktur von 
 f  tt tfy ε )( wird vorgegeben. Die Parameter  pββ ,,1   zur ein-
deutigen Bestimmung der Funktion werden durch 
die Minimierung der Störterme  

ntt εε ,,
1
  , beispiels-

weise mit der Methode der kleinsten Quadrate, be-
rechnet. Die gesuchten Schätzwerte sind dann die 
Ergebnisse der Funktion:

	
 )(ˆ tfyt 

Eine andere Methode ist die der Erstellung eines 
Autoregressiven Modells p-ter Ordnung. Dabei wird 
die Zeitreihe durch folgende Darstellung beschrie-
ben:
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Die  ntt εε ,,
1
  bilden dabei wieder Störterme, durch 

deren Minimierung die Parameter  pφφ ,,1   bestimmt 
werden. Die gesuchten Werte werden dann wieder 
direkt berechnet, wobei  0,,

1


 mnn tt εε   gesetzt wird.
Im Gegensatz zur Trendvariante hat die auto-

regressive Entwicklung den Vorteil, dass sie nur ein 
begrenztes ‚Gedächtnis‘ hat. Für die Berechnung des 
aktuellen Wertes werden nur die letzten p-Werte her- 
angezogen, außerdem können neuere Werte stärker 
gewichtet werden als weiter zurückliegende. Bei der 
Trendprognose werden alle Werte gleich gewichtet, 
also auch die, die für die aktuelle Entwicklung even-
tuell weniger maßgebend sind.

Anmerkungen zur gewählten Methode
Für die vorliegende Prognose wurden die Daten 
des Mikrozensus aus den Jahren 1991 bis 2010 ge-
nutzt, um eine Vorausberechnung für die Jahre 2011 
bis 2030 zu erstellen. Die Bevölkerung wurde in vier 
Altersgruppen unterteilt. Dadurch wurde erreicht, 
dass die verwendeten Daten auf einer ausreichend 
großen Stichprobe basieren und gleichzeitig genug 
Aussagekraft über die Altersstruktur der Bevölkerung 
erhalten bleibt.

Aus den Berechnungen lassen sich nur Aussagen 
über die gesamte Bevölkerung in Brandenburg ab-
leiten, in einzelnen Regionen wird es sicherlich ab-

weichende Entwicklungen geben. In der Praxis ge-
staltet es sich jedoch als schwierig, Prognosen über 
die Haushaltsstruktur in einzelnen Landkreisen oder 
kreisfreien Städten zu erstellen, da mit einem gerin-
geren Stichprobenumfang im Allgemeinen auch ein 
größerer Schätzfehler einhergeht.

Die Vorausberechnung der Bevölkerung in Privat- 
haushalten beruht unter anderem auf einer Bevöl-
kerungsprognose, daher bildet deren Güte gewis-
sermaßen die Obergrenze für die Güte der hier vor-
gestellten Haushaltsprognose. Allerdings sind in der 
rein demographischen Entwicklung weniger Fakto-
ren von Belang als in der Entwicklung der einzelnen 
Haushalte, daher besitzen Bevölkerungsprognosen 
naturgemäß eine größere Sicherheit.

Damit die Prognose durch das Haushaltsmitglie-
derquotenverfahren konsistent ist, müssen haupt-
sächlich zwei Kriterien überprüft werden. Zum einen 
sollte die Summe der Haushaltsmitgliederquoten 
über die Haushaltsgröße 1 ergeben. Des Weiteren 
sollten die Haushaltsmitgliederquoten nicht negativ 
und, als Folge beider Kriterien, kleiner oder = 1 sein. 
Zusammengefasst gilt:
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Für die Prognose der Haushaltsmitgliederquoten 
wurden sowohl die Trendvariante als auch die Erstel-
lung autoregressiver Modelle implementiert. Bei der 
Trendvariante zeigte sich durch die Fortschreibung 
eines linearen Trendverlaufs eine erheblich größere 
Verletzung der beiden Kriterien als bei der zweiten 
Variante. Außerdem kam es in den Endergebnissen 
zu Sprungstellen zwischen den bis 2010 aufgezeich-
neten Daten und der erstellten Prognose. Dies ist 
insbesondere darauf zurückzuführen, dass alle Werte 
einer Zeitreihe bei der Trendvariante gleich gewich-
tet werden, also beispielsweise die Abweichung vom 
modellierten Verlauf im Jahr 2010 genauso stark in 
die Berechnung einfließt wie die im Jahr 1991. 

Deshalb entschied man sich für die Annahme 
einer autoregressiven Entwicklung. Trotz der relativ 
geringen Abweichungen dieser Methode wurden, 
zugunsten einer höheren Genauigkeit, die Ergebnis-
se nach unten durch 0 beschränkt und anschließend 
zu einer Summe von 1 normiert. Die Endergebnisse 
änderten sich dadurch nur geringfügig.

Die beschrieben Verfahren wurden in SAS imple-
mentiert und berechnet. Dabei wurde insbesondere 
für die autoregressive Berechnung die FORECAST- 
Prozedur verwendet. Für die Berechnung der Anzahl 
der Haushalte wurde die Bevölkerung durch die je-
weilige Haushaltsgröße geteilt. Für Haushalte mit vier 
und mehr Personen wurde der Divisor 4,24 verwen-
det, was dem Durchschnitt der letzten drei Jahre ent-
spricht, da dieser Wert relativ konstant ist.

Ergebnisse
Generell zeigt sich ein Trend zu den Zweipersonen-
haushalten. Die Zahl der Einpersonenhaushalte wird 
voraussichtlich noch bis 2020 leicht steigen, danach 
jedoch eher absinken. Die Anzahl der Haushalte mit 
drei und mehr Personen wird sich verringern, wobei 
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dies die Haushalte mit vier und mehr Personen stär-
ker betrifft als die Dreipersonenhaushalte.

Die Summe aller Privathaushalte wird sich von 
1,250 Mill. (2010) bis 2017 auf 1,266 Mill. um 1,3 % er-
höhen, sich dann jedoch bis 2030 auf 1,205 Mill. um 
4,8 % absenken. Insgesamt wird sich die Anzahl der 
Haushalte um 3,6 % verringern.

Die Bevölkerung in Einpersonenhaushalten wird 
sich von 456,1 Tsd. (2010) über 470,4 Tsd. (2020) auf 
430,6 Tsd. (2030) um 5,6 % absenken. Der Anteil an 
der Gesamtheit der Haushalte wird dabei um 0,76 % 
sinken.

Die Zahl der Personen in Haushalten mit zwei Per-
sonen wird sich von 968,9 Tsd. (2010) auf 1,146 Mill. 
um 18,2 % erhöhen, wobei sich der Anteil an der An-
zahl aller Haushalte um 8,8 % erhöhen wird.

Die Zahl der Bevölkerung, die in Dreiperso-
nenhaushalten lebt, wird von 567,0 Tsd. (2010) auf 
465,8 Tsd. (2030) um 17,9 % sinken und dabei wird sich 
der Anteil an der Gesamtzahl der Haushalte um 2,2 % 
verringern.

Die Bevölkerung in Haushalten mit vier und mehr 
Personen wird sich von 508,9 Tsd. (2010) auf nur 
196,3 Tsd. (2030) um 61 % verringern. Dabei wird der 
Anteil an der Anzahl aller Haushalte um 5,8 % fallen.

Die Ursachen für die dargestellte Entwicklung der 
Zahl und Struktur der Bevölkerung sind äußerst viel-
fältig und komplex, sie können daher hier nur teilwei-
se wiedergegeben werden. Da die Prognose auf den 
Entwicklungen in der Vergangenheit beruht, müssen 
diese genauer untersucht werden.

Von 1991 bis 2010 ist die Lebenserwartung konti-
nuierlich gestiegen, wobei die der Frauen höher liegt 
als die der Männer. Allerdings ist der Anstieg der Le-
benserwartung bei den Männern größer als bei den 
Frauen. Dies führt auch dazu, dass es mehr Rentner-
ehepaare gibt, wodurch der Trend von den Einper-
sonenhaushalten zu den Zweipersonenhaushalten 
erklärt werden kann.

Die Zahl der Eheschließungen ist von 21 151 (1989) 
auf 8 328 (1991) gefallen und hat sich wieder auf 12 585 
(2010) erhöht. Gleichzeitig ist jedoch auch die Zahl 
der Scheidungen von 8 401 (1989) auf 1 614 (1991) ge-
sunken und wieder auf 5 190 (2010) gestiegen. Das 
Heiratsalter ist von 1990 bis 2010 gestiegen, bei den 
Frauen von 27,3 auf 35,5 und bei den Männern von 
30,0 auf 38,7. Die Anzahl der Kinder bei Familien mit 
Kindern ist von 1,62 (1991) auf 1,43 (2010) gesunken, 
weiterhin ist das Alter der Mütter bei der Geburt ihrer 
Kinder von 25,9 (1990) auf 29,6 (2010) gestiegen. Diese 
Entwicklungen führen zur Verkleinerung der Haus-
halte, insbesondere zur Verringerung der Bevölke-
rung in Haushalten mit drei und mehr Personen.

Bei fast allen Bevölkerungsgruppen, bis auf die Be-
völkerung ab 65 Jahren, zeigte sich in der Prognose 
eine mitunter recht deutliche Erhöhung der Anteile 
in Einpersonenhaushalten. Allerdings wird die An-
zahl der Bevölkerung ab 65 Jahren als einzige zuneh-
men. Gerade bei dieser Bevölkerungsgruppe zeigte 
sich eine deutliche Abnahme der Anteile in Einperso-
nenhaushalten.

Der Trend zu den Einpersonenhaushalten war be-
sonders ausgeprägt bei der Bevölkerung von 0 bis 
unter 45 Jahre. Allerdings ist die Geburtenzahl von 
32 997 (1990) rapide auf 13 469 (1992) gefallen und hat 
sich erst wieder auf 18 954 (2010) erhöht. Dies indu-
ziert vor allem die Abnahme der jungen Bevölkerung 
bis 2030.
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Fazit
„Prognosen sind schwierig, besonders wenn sie die 
Zukunft betreffen.“ Dieser Satz wird Mark Twain, Niels 
Bohr, Winston Churchill und anderen zugeschrieben.

In der Tat erhebt die hier vorgestellte Methode 
zur Prognose der Bevölkerung in Privathaushalten 
keineswegs Anspruch auf Vollständigkeit oder allge-
meine Gültigkeit. Unterschiedliche Ansätze können 
durchaus zu relativ verschiedenen Lösungen kom-
men. Allerdings geben die vorgestellten Ergebnisse 
Aufschluss über die Größenordnung der zu erwar-
tenden Entwicklungen.

Für die Zukunft verbleibt es zu überprüfen, inwie-
fern neue Möglichkeiten genutzt und vorhandene 
verbessert werden können, um zu genaueren Ergeb-
nissen in der Haushaltsentwicklung zu kommen.

Autor: Georg Radow 	 Herr Radow ist Student der Mathematik an der 
Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus. 
Er absolvierte sein Praktikum im Amt für Statistik 
Berlin Brandenburg am Standort Cottbus,  
Referat 11 Mikrozensus.
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Die Veränderung des ethnischen Bildes Berlins

Einführung
Berlin, das zu Beginn des Zwanzigsten Jahrhunderts 
zur Weltstadt aufstieg und – nach zwei verlorenen 
Kriegen – von den vier Siegermächten in zwei Blöcke 
aufgeteilt wurde, stand im zweiten Teil des Jahrhun-
derts im Brennpunkt der europäischen und auch der 
weltweiten geopolitischen Konflikte. Die heutige be-
sondere Stellung der Stadt und die verschiedenarti-
gen Aspekte ihrer Entwicklung in den beiden Teilen 

sind untrennbar mit den gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und 
politischen Vorgängen während 
des letzten Jahrhunderts ver-
knüpft und ohne diesen Bedin-
gungskontext nicht zu verstehen. 

In der von zwei Machtsphären 
aufgeteilten Stadt hatten sich 
zwei völlig unterschiedliche wirt-
schaftliche und soziale Systeme 
gebildet. Trotz der erheblichen 
Unterschiede war man sich je-
doch in dem Punkt einig, dass 
ein wirtschaftlicher Aufschwung 
und die Bekämpfung des Arbeits-
kräftemangels nach dem Zweiten 
Weltkrieg nur durch ausländische 
Hilfe erreicht werden konnte. Ab 
der zweiten Hälfte der fünfzi-
ger Jahre wurden demzufolge in 
beiden deutschen Staaten unter 
Einbeziehung der beiden Teile 
Berlins Regierungsabkommen 
abgeschlossen, die eine Einreise 
ausländischer Gastarbeiter er-
möglicht haben. Während aber 
die Aufnahmeländer nur von 
einem vorübergehenden Aufent-
halt dieser Migranten ausgingen, 
entschied sich ein bedeutender 
Teil der in Berlin-Ost wie Berlin-
West angekommenen Immigran-
ten für einen langfristigen Ver-
bleib. Dieses Phänomen wurde 
angesichts der wirtschaftlichen 

In dem Beitrag soll der Frage 
nachgegangen werden, in-
wieweit die politische und 
institutionelle Vereinigung 
auch gesellschaftliche Pro-
zesse beeinflusst hat. Und 
zwar unter dem Aspekt, wie 
sich die in beiden Stadtteilen 
sichtbare und voneinander 
markant unterscheidende 
ethnische Raumstruktur 
während der letzten zwanzig 
Jahre verändert hat. In wel-
chem Maße beeinflussten die 
Unterschiede der östlichen 
und westlichen Stadtteile 
die räumliche Ausrichtung 
der Ansiedlung verschiedener 
Gruppen und in welcher Form 
ist die Trennung/Vereinigung 
der Stadt in dem ethnischen 
Bild Berlins im Zeitraum von 
1992 bis 2010 erkennbar? Das 
primäre Anliegen dieser Unter-
suchung besteht darin, die 
gesellschaftlichen Prozesse 
und Besonderheiten der deut-
schen Hauptstadt durch eine 
Aufarbeitung und Analyse der 
Veränderungen aufzuzeigen, 
sowie mit der vorgenomme-
nen Differenzierung auch die 
Möglichkeit der Integration zu 
diskutieren.

Krise in den siebziger Jahren offenbar erstmalig als 
Problem wahrgenommen. 

Die Vereinigung der beiden Stadthälften, die sich 
45 Jahre lang unabhängig und ganz verschiedenartig 
voneinander entwickelt hatten und ganz unterschied-
liche wirtschaftliche und soziale Systeme besaßen, 
ist mit der Wiedervereinigung der zwei deutschen 
Staaten im Jahr 1990 vollzogen worden. Dadurch er-
öffneten sich auch zahlreiche Möglichkeiten einer 
Angleichung der beiden Stadtgebiete, doch trotz 
einer intensiven ganzheitlichen Stadtentwicklungs-
politik sind die sich während der jahrzehntelangen 
Trennung herausgebildeten Unterschiede auch heute 
noch klar erkennbar. 

Statistische Grundlagen  
und methodische Fragen 

Zur Vorbereitung der Analyse diente eine die auslän-
dische Bevölkerung betreffende statistische Daten-
bank, die zwischen 1992 und 2010 alle drei Jahre auf 
der Ebene der LOR-Planungsräume¹ (447 Einheiten) 
die Zahl der ausländischen Gruppen nach Staatsan-
gehörigkeit ausweist. Des Weiteren standen ab 2007 
Statistiken zur Verfügung, die die Population, auf-
geschlüsselt nach Migrationshintergrund², enthal-
ten. Trotz einiger Veränderungen hat das Erlangen 
der Staatsangehörigkeit bis 2000 grundlegend auf 
dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz von 
1913 basiert, wobei nicht der Ort der Geburt (ius soli), 
sondern die Abstammung (ius sanguinis) über die 
Vergabe entschied. Das dann ab dem 1. Januar 2000 
in Kraft getretene neue Gesetz hat es erleichtert, die 
deutsche Nationalität zu bekommen, bietet jedoch 
keine Möglichkeit, eine doppelte Staatsangehörigkeit 
zu besitzen. Die Erlangung der deutschen Staatsange-
hörigkeit (abgesehen von ganz besonderen Ausnah-
mefällen) bedeutet demnach zugleich die Aufgabe 
der ursprünglichen Nationalität (Hoffmann, H. 2004). 

Die dritte Art Daten, die die Grundlage dieser Arbeit 
bilden, geben Aufschluss darüber, wie viele Personen 
jährlich die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten 
haben. Dadurch wurde die Möglichkeit eröffnet, die 
räumlichen Strukturveränderungen aufgrund der Ein-
bürgerungen der Ausländer näher zu analysieren. 

1  Mit Beschluss vom 1. August 2006 
hat der Senat von Berlin die Le-
bensweltlich orientierten Räume 
(LOR) als neue räumliche Grund-
lage für die Fachplanungen sowie 
für die Prognose und Beobach-
tung demografischer und sozialer 
Entwicklungen festgelegt  

2  In der Einwohnerregisterstatistik 
werden als Personen mit Migra-
tionshintergrund laut Definition des 
Amtes für Statistik Berlin-Branden-
burg die Personen ausgewiesen, die 
Ausländer/innen oder Deutsche mit 
Migrationshintergrund sind  
(www.stadtentwicklung.berlin.de). 

(www.stadtentwicklung.berlin.de). 
Die bearbeiteten Daten wurden 
vom Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg zusammengestellt und 
freundlicherweise zur Verfügung 
gestellt. 
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Auf den Abbildungen ist neben den LOR-Einhei-
ten auch die Gliederung nach Bezirken dargestellt, 
wobei – statt der heutigen Aufteilung – die Abgren-
zung vor dem Jahr 2001 verwendet wurde. Darauf ist 
deswegen besonderer Wert gelegt worden, da es 
2001 eine Bezirksreform gegeben hat, die in einigen 
Bezirken ehemalige Ost- und Westteile zusammen-
fasste – schließlich spielt die präzise Unterscheidung 
der Stadtteile in dieser Hinsicht eine überaus zent-
rale Rolle. 

Das ethnische Bild Berlins vor 1992
Die Untersuchung der ausländischen Bevölkerung 
Berlins und die Frage nach deren Verteilung im städ-
tischen Raum rückten ab den siebziger Jahren in 
den Vordergrund der gesellschaftlichen, kulturellen, 
wirtschaftlichen und politischen Analysen. Mit dem 
Zusammenbruch des sozialistischen Lagers sowie 
der Vereinigung Deutschlands und Berlins hat sich 
die Möglichkeit ergeben, die verschiedenen Pro-
zesse umfassend zu analysieren und zu deuten. Die 
Forschung hat sich dabei allerdings nicht allein auf 
die Rekonstruktion der vorherigen drei Jahrzehn-
te konzentriert, sondern sich die Beschreibung der 
neuen Prozesse und Tendenzen der Entwicklung 
als Ziel gesetzt. (Hoffmeyer-Zlotnik, J. (1977), Müller, 
H. (1985), Schmalz-Jacobsen, C.– Hansen, G. (1995), 
Kemper, F.-J. (1998), Gesemann, F. (Hg.) (2001), Häus-
sermann, H. – Kapphan, A. (2002), Schulz, M. (2002), 
Kil, W. – Silver, H. (2006), u. a.).

Im Zeitraum nach dem Zweiten Weltkrieg traten 
die in Berlin lebenden Ausländer erstmals stärker in 
Erscheinung, was nach dem Bau der Mauer immer 
intensiver geworden war. Trotz der prinzipiellen 
politischen und wirtschaftlichen Unterschiede zwi-
schen Ost und West haben die beiden Stadthälften 
in gewissem Sinne noch eine Einheit gebildet, da 
viele der Menschen von Berlin-Ost sowie aus dem 
Umland täglich in Berlin-West zur Arbeit gegangen 
sind – ab 1961 bestand hierzu dann keine Möglich-
keit mehr. 

Obwohl die Bundesrepublik Deutschland (BRD) 
schon seit den fünfziger Jahren Verträge mit Ita-
lien, Griechenland und Spanien über den Erhalt 
von Arbeitskräften geschlossen hatte, konnten 
aufgrund des Baues der Mauer auch diese Quellen 
den enormen Mangel an Arbeitskräften nicht mehr 
ausgleichen. So wurde in den sechziger Jahren mit 
der Türkei, Marokko, Portugal, Tunesien und Jugos-
lawien im Rahmen eines bilateralen Abkommens ein 
Austausch von Arbeitskräften vereinbart (Schulz, M. 
2002). Ziel war dabei allerdings nicht die Ansiedlung 
der Immigranten, weshalb die ursprünglich nur für 
einige Jahre gekommenen und zumeist allein an-
gereisten Gastarbeiter auch in Massenquartieren 
untergebracht wurden. Die Situation veränderte 
sich schlagartig, als deren Familien nachzogen und 
die Gastarbeiter aus diesen Quartieren auszogen 
und erstmalig nach besseren Lebensbedingungen 
in den Sanierungsgebieten der Stadt Ausschau hiel-
ten. Dieser Prozess entsprach einer immer offener 
zutage tretenden Tendenz, was dazu führte, dass die 
BRD und Berlin-West 1973 auf die Lage der Weltwirt-
schaft dergestalt reagierten, deren Anwerbung zu 
stoppen, verknüpft mit der Hoffnung auf Rückkehr 

der Gastarbeiter. Die gewünschte Folge blieb jedoch 
aus und der Staat musste sich erstmals mit der Frage 
der Integration von ehemals als Gastarbeiter ange-
kommenen, sich dann aber langfristig ansiedeln wol-
lenden Minderheiten beschäftigen (Häussermann, H. 

– Kapphan, A. 2002). Neben den Gastarbeitern sind 
auch noch in geringeren Anteilen Flüchtlingsgrup-
pen in den Westteil der Stadt gekommen, die Zahl 
der Ausländer lag in Berlin-West 1989 bei 296 620 
Personen, womit diese einen Anteil von 15,9 % an 
der Gesamtbevölkerung hatten (Quelle: Statistisches 
Jahrbuch 1990).

In der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) 
haben nach 1961 im Vergleich zur Situation in West-
deutschland andersartige Prozesse begonnen. Auch 
hier gab es Bedarf an Arbeitskräften, weshalb die 
politische Führung zuerst Arbeitskräfte aus kommu-
nistisch orientierten Ländern (Vietnam, Kuba, Ango-
la, Mosambik) aufgenommen hat. Auch die polnische 
und ungarische Einwanderung aus wirtschaftlichen 
Gründen hat wegen der räumlichen Nähe eine wich-
tige Rolle gespielt. Die „Integrationspolitik“ hat die 
Anwesenheit der Migranten auch als nur vorüber-
gehend betrachtet und war nicht darauf ausgerich-
tet, eine Kohäsion zwischen der Mehrheit und den 
Minderheiten anzustreben. Der Anteil der Ausländer 
in Berlin-Ost war allerdings weit niedriger als der 
im Westteil der Stadt: 1989 gehörten dort 1,6 % der 
Bevölkerung zu den ausländischen Staatsbürgern 
(Kemper, F.-J. 1998a). 

In den folgenden Abschnitten sollen die Merkma-
le und die räumliche Verteilung von vier Minderhei-
tengruppen zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung 
analysiert werde. Die Wahl ist deswegen so ausgefal-
len, weil diese im Hinblick auf die Gründe ihrer Migra-
tion, aufgrund ihrer Beziehungen zu den deutschen 
Staaten und wegen ihrer sozialen und kulturellen 
Distanz markant verschiedene Charakteristika auf-
weisen und infolge dieser unterschiedlichen Eigen-
schaften verschiedene Möglichkeiten hatten, sich 
in Berlin anzusiedeln. Da diese Prozesse mit den Ge-
gebenheiten der Teilung der Stadt untrennbar ver-
bunden sind, werden auch die Veränderungen und 
Tendenzen nach der Wiedervereinigung anhand die-
ser vier Gruppen deutlich sichtbar. Während sich die 
ab 1961 immigrierende türkische Minderheit wegen 
des Arbeitsabkommens vor der Vereinigung in Ber-
lin-West angesiedelt hat, haben sich die Vietnamesen 
zwangsläufig grundsätzlich innerhalb des Ostteils 
der Stadt niedergelassen. Im Gegensatz dazu war die 
polnische Bevölkerung schon vor 1961 in der Stadt 
präsent, und zwar während der Jahre der Teilung in 
beiden Stadthälften. Die aus der ehemaligen Sowjet-
union stammenden Gruppen waren bis 1990 vorran-
gig Vertreter der Siegermacht und wurden innerhalb 
der Stadt auch als solche wahrgenommen, von Ein-
wanderung konnte auch erst nach 1990 die Rede sein.

Die türkische Minderheit 
Im Jahr 1961 wurde der bilaterale Vertrag zwischen 
der Türkei und Deutschland abgeschlossen, der den 
Zuzug von Arbeitskräften näher regelte. In der Folge 
trat ein Prozess ein, dessen Auswirkungen und politi-
sche wie gesellschaftliche Folgen damals auch nicht 
annähernd erahnt wurden.
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Der deutsche Staat hatte, und zwar auf beiden Sei-

ten, auf die Integration der Arbeiter keinen sonder-
lichen Wert gelegt, da eine langfristige Ansiedlung 
anfangs als unmöglich erschien. Die Veränderungen 
in der Sichtweise sind erst Anfang der siebziger Jah-
re zustande gekommen, als wegen der Kurskorrektur 
des rechtlichen Rahmens zum einen die Vorausset-
zung geschaffen wurde, den Aufenthalt zu verlän-
gern. Zum anderen wurde mit der Voraussetzung zur 
Beantragung einer Familienzusammenführung die 
Lage der türkischen Minderheit in eine neue Rich-
tung gelenkt (Schulz, M. 2002). Nachdem die bun-
desdeutsche Regierung Anfang der sechziger Jahre 
für die allein angereisten Arbeiter noch Massen- und 
Arbeiterquartiere vorgesehen hatte, sind die türki-
schen Familien am Ende des Jahrzehntes in die bil-
ligeren und größeren Altbauwohnungen der inner-
städtischen Sanierungsgebiete (Kreuzberg, Wedding, 
Tiergarten) umgezogen (Kil, W. – Silver, H. 2006). In 
den auf diese Weise bevölkerungsmäßig neu zustan-
de gekommenen Gebieten mit einer hohen Konzen-
tration eines türkischstämmigen Anteils haben sich 
rasch und zunehmend Elemente einer türkischen In-
frastruktur (Geschäfte, Agenturen, Restaurants usw.) 
gebildet, die die Prozesse bis hin zu einer immer 
mehr geschlossenen räumlichen wie gesellschaftli-
chen Einheit verstärkt haben (Abbildung 1). 

Der aufgrund der weltwirtschaftlichen Lage 1973 
erfolgte Stopp der Arbeitskräfteanwerbung hat nur 
vorübergehend und auch nur teilweise zu einer Ab-
nahme der türkischen Population geführt. Obwohl 
die westdeutsche Führung mit politischen Regle-
mentierungen ein Zurückgehen des Anteils von 
Ausländern bewirken wollte, konnte angesichts der 
rechtlichen Gegebenheiten und der höheren Fertili-
tät unter den Türken lediglich eine Verringerung des 
Zuwachses der Minderheit erzielt werden, gestoppt 
werden konnte dieser aber nicht (Schulz, M. 2002). 

Der durchschnittliche Anteil der 1975 in Berlin-West 
lebenden Ausländer betrug 9,3 %, wobei der Anteil in 
einigen Bezirken über 15 % lag. Der Senat hatte als Re-
aktion auf dieses Phänomen gleich mehrere Maßnah-
men eingeleitet: Einerseits wurde in jenen Bezirken, 
in denen überwiegend Türken lebten (Kreuzberg, 
Wedding, Tiergarten), der weitere Zuzug von Aus-

ländern verboten – wegen der oben genannten Ursa-
chen blieb diese Anordnung aber bis zur Abschaffung 
dieser Maßnahme im Jahr 1989 weitgehend wirkungs-
los. Nichtsdestoweniger stieg aber nun der Anteil der 
türkischen Bevölkerung in den anliegenden Bezirken 
(Schöneberg, Neukölln sowie Spandau). Zugleich 
wurde den Ausländern die Möglichkeit eingeräumt, 
vom sozialen Wohnungsbau zu partizipieren und da-
durch aus den Gebieten mit einer starken räumlichen 
Konzentration weg zu ziehen (Häussermann, H. – Kap-
phan, A. 2002).

Wegen der genannten Entwicklungen haben die 
von Türken stark bewohnten Gebiete zum Zeitpunkt 
der Wiedervereinigung ein markantes Bild abgeben 
(Abbildung 1). Sie lebten vornehmlich in den inner-
städtischen Gebieten, mit einem Ausländeranteil von 
über 50 % wie etwa in Ost-Kreuzberg, Nord-Neukölln, 
Ost-Wedding und Nord-Tiergarten sowie auch in Ost-
Spandau. Betrachtet man auf der Karte die absoluten 
Zahlen, so wird deutlich, dass sie unweit der ehemali-
gen Mauer insbesondere Sanierungsgebiete frequen-
tiert haben.

Die polnische Minderheit 
Die Polen sind eine der am längsten in Berlin verwei-
lenden Minderheiten. Die Ursache ist einerseits in der 
räumlichen Nähe Polens begründet, andererseits aber 
auch in der polnischen Geschichte zu finden, die ab 
dem achtzehnten Jahrhundert dazu geführt hat, eine 
große Zahl von Polen zur Auswanderung zu zwingen.

In den Ostgebieten des am Ende des neunzehn- 
ten Jahrhunderts entstandenen Deutschlands und 
insofern nicht zuletzt auch in Berlin war ein bedeu-
tender Anteil der Bevölkerung Polen. Aufgrund ihrer 
Abstammung hat sich eine Gruppe, die in den preußi-
schen Gebieten wohnte, hinsichtlich ihrer Identität als 
Polen bezeichnet, wegen ihrer Staatsangehörigkeit 
wurden sie jedoch als Deutsche betrachtet (preußi-
sche Polen). Eine andere Gruppe ist überwiegend vor 
den stürmischen Gegebenheiten des Jahrhunderts 
nach Deutschland geflohen, um dort sicherere Le-
bensbedingungen zu finden; im Rahmen saisonaler 
oder langfristiger Migration haben diese versucht, die 
dort vorhandenen günstigeren Chancen zu nutzen 
(ausländische Polen). Für einige von ihnen war Ber-
lin der Zielpunkt der Auswanderung, andere haben 
die Gegebenheiten der Stadt nur als Sprungbrett 
benutzt und ihren Weg bis hin zu den westlicher ge-
legenen Industriegebieten (z. B. das Ruhrgebiet) fort-
gesetzt. Vor diesem Hintergrund hat sich in der Stadt 
bereits zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts eine 
mit ausgeprägtem Selbstbewusstsein ausgestattete 
polnische Gemeinschaft gebildet, die sich auch in-
stitutionell stark verankerte und dementsprechend 
präsentierte: Sie hatten eine Zeitung herausgebracht, 
schufen politische und kulturelle Vereine und organi-
sierten sich in Musik- und Sportvereinen usw. – somit 
waren sie auf allen Ebenen der Gesellschaft vertreten. 
Wegen der oben genannten statistischen Gemenge-
lage ist es aber schwer, die Zahl der polnischen Min-
derheit genau zu bestimmen. Zwei unterschiedlichen 
Schätzungen zufolge lebten 1910 in Berlin und Um-
gebung 81 369 Polen (preußische Statistik) bzw. rund 
100 000 Polen (polnische Statistik), (Schmalz-Jacobsen, 
C. – Hansen, G. 1995). 

	 Abb. 1 	 Die räumliche Verteilung der Türken in Berlin 1992
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Nach dem Ersten Weltkrieg wurde in Berlin der 
Bund der Polen in Deutschland gegründet, dessen 
Ziel die Stärkung des Zusammenhalts und die rechtli-
che Vertretung der die deutsche Staatsangehörigkeit 
besitzenden Polen war. Diese Organisation wurde 
infolge des Zweiten Weltkrieges von den deutschen 
Machthabern verboten. Die Leitung wurde vor Ge-
richt gestellt und anschließend in Arbeitslager de-
portiert, sodass die polnische Minderheit trotz ihrer 
bedeutenden Zahl in der deutschen Gesellschaft im-
mer mehr von der Bildfläche verschwand.

Nach dem Zweiten Weltkrieg haben sich zwei 
grundsätzlich verschiedene Gruppen von Polen in 
Berlin aufgehalten: einerseits die sich im Laufe der 
vorigen Jahrhunderte angesiedelten Gruppen, wel-
che die deutsche Staatsangehörigkeit und einen 
polnischen Migrationshintergrund besaßen, ande-
rerseits Flüchtlinge und Gefangene, die nach dem 
Willen der jeweiligen Siegermacht in ihre Heimat 
zurückgeschickt werden sollten. Viele sind allerdings 
nach der Rückkehr vor den politischen Veränderun-
gen in Polen geflohen und haben in West-Europa so-
wie in den USA nach besseren Lebensbedingungen 
gesucht (Schmalz-Jacobsen, C. – Hansen, G. 1995). 

In dem Zeitraum nach dem Zweiten Weltkrieg 
sind aber auch noch andersartige Vorgänge zu be-
obachten. Ab den fünfziger Jahren wurde zuallererst 
den Spätaussiedlern von Süd- und Südost-Europa 
die Möglichkeit gegeben, nach Deutschland zurück-
zukehren – was dazu führte, dass sich eine große 
Anzahl davon in Berlin-West angesiedelt hat. Diese 
Menschen haben die deutsche Staatsangehörigkeit 
automatisch bekommen und im Rahmen der Integ-
rationshilfemaßnahmen konnten sie an Sprachkur-
sen teilnehmen, zinslose Kredite aufnehmen, Sozial-
wohnungen bekommen usw., konnten also relativ 
schnell in der neuen Gesellschaft Fuß fassen (Stachel-
berger, D. 2007). 

Der sprunghaft anwachsende Prozess der Aus-
wanderung aus Polen und der Einwanderung nach 
Berlin-West nahm 1980/1981 wegen der politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Krise seinen 
Anfang und erreichte 1989 seinen Höhepunkt. Die 
beschriebene Tendenz kann allerdings auch damit 
in Zusammenhang stehen, dass die polnische Bevöl-

kerung schon in den achtziger Jahren einen Pass mit 
zehnjähriger Laufzeit bekommen hatte, sodass der 
räumlichen Mobilität im Unterschied zu den anderen 
sozialistischen Staaten breitere Möglichkeiten einge-
räumt wurden (Stachelberger, D. 2007).

Ab den sechziger Jahren sind aber nicht nur in 
Berlin-West, sondern auch in Berlin-Ost Menschen 
aus Polen angekommen – wobei dabei jeweils völlig 
andere Motivationen eine Rolle gespielt haben. Auch 
die DDR hatte mit Polen ein bilaterales Abkommen 
über die Entsendung von Arbeitskräften abgeschlos-
sen; die überwiegende Mehrheit der ankommenden 
Polen hatte sich in Berlin-Ost angesiedelt – dort bil-
deten sie neben den Vietnamesen fortan die bedeu-
tendste Minderheit. Da bei der Erhebung statistischer 
Daten innerhalb der DDR kein besonderer Wert auf 
ethnische Fragen gelegt wurde, stehen auch keine 
verlässlichen Daten zur Verfügung, um die Verände-
rungen innerhalb dieses Zeitraums genauer darzu-
legen. 

Die Darstellung der polnischen Minderheiten auf 
der Abbildung 2 zeigt die oben genannten Charakte-
ristika auf und weist auf die Eigenschaft dieses Perso-
nenkreises als dominante Minderheit hin: Im Ostteil 
Berlins steht die polnische Bevölkerung allein wegen 
des niedrigen Anteils der übrigen Ausländer an erste 
Stelle. Das Vorhandensein von Studentenheimen in 
Marzahn spiegelt die hohen Anteilswerte (über 50 % 
unter den Ausländern) wider; aufgrund der Konzent-
ration der Massenquartiere sind wohl in Lichtenberg 
die absoluten Zahlen die höchsten. Demgegenüber 
hat sich in Berlin-West eine größere Konzentration 
nur in dem Bezirk Wilmersdorf gebildet, wo die größ-
te Zahl der polnischen Migranten lebte, ähnlich der 
Türken in innenstadtnahen Gebieten.

Die Minderheit  
aus der ehemaligen Sowjetunion 

Die Migration aus der ehemaligen Sowjetunion vor 
1992 kann auf vier Wellen aufgeteilt werden. Die 
erste große Auswanderungswelle kann nach der 
russischen Revolution 1917 ausgemacht werden, als 
sich schätzungsweise 360 000 Russen größtenteils 
in Charlottenburg angesiedelt haben. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg waren Sowjetbürger – wie bereits 

	 Abb. 2 	 Die räumliche Verteilung der Polen in Berlin 1992
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	 Abb. 3	 Die räumliche Verteilung der ehemaligen 
		  sowjetischen Staatsbürger in Berlin 1992
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angedeutet – zuvörderst als Vertreter einer der vier 
Siegermächte in Berlin-Ost präsent (Abbildung 3).

Ab den sechziger Jahren haben besonders Intel-
lektuelle, die von ihrem Regime als Staatsfeinde an-
gesehen wurden, in der westdeutschen Demokratie 
nach Zuflucht und Sicherheit vor Vergeltungsmaß-
nahmen gesucht. Die vierte Welle ist ähnlich ursäch-
lich begründet und mit den vorgenannten Gescheh-
nissen vergleichbar: Ab den achtziger Jahren flohen 
insbesondere russische Juden und Spätaussiedler 
infolge des Antisemitismus in der UdSSR. Dabei ist es 
wichtig, zwischen diesen beiden Gruppen zu unter-
scheiden: Während die Spätaussiedler die deutsche 
Staatsangehörigkeit aufgrund der gesetzlichen Lage 

– unabhängig von ihrer kulturellen Identität, ihren 
Sprachkenntnissen usw. – sofort erhalten haben und 
auch ansonsten von dem westdeutschen Staat groß-
zügig unterstützt wurden, erhielten die russischen 
Juden nur Flüchtlingsausweise und wurden insofern 
nach wie vor als Ausländer eingestuft. 

Die vietnamesische Minderheit 
Obwohl der Bevölkerungsanteil von Menschen aus 
Vietnam schon während der sechziger Jahre in Ber-
lin sichtbar war, hat die Einwanderung in den Acht-
zigern noch einmal zu- und eine neue Dimension 
angenommen. 

Nach der Auflösung des Status als Kolonie folgte 
in Vietnam eine politisch spannungsreiche und krie-
gerische Epoche, was viele Vietnamesen dazu ver-
anlasste, ihre Heimat zu verlassen („Boat-People“). 
Die BRD hat diesen Flüchtlingen Asyl gewährt; unter 
ihnen befanden sich vorwiegend Personen der bür-
gerlichen, gebildeten Mittelschicht, die sich schnell 
in die deutsche Gesellschaft integrieren konnten (Kil, 
W. – Silver, H. 2006). 

Im Jahr 1980 wurde ein bilateraler Vertrag zwi-
schen dem kommunistischen Vietnam und der DDR 
abgeschlossen, die der Art des Zuzuges – und zwar 
ausschließlich für deren Geltungsbereich – eine neue 
Richtung verlieh. Ungebildete Arbeitskräfte wurden 
in das Land geholt, die von der DDR in der Leicht- und 
Bauindustrie beschäftigt wurden und am Rand von 

Berlin-Ost (Lichtenberg, Marzahn) in Massenquartie-
ren untergebracht und somit von der deutschen Be-
völkerung stark segregiert wurden (Dennis, M. 2007). 
Die politischen Veränderungen in 1989/90 haben 
die Situation der vietnamesischen Minderheit stark 
beeinflusst, da der deutsche Staat nach der Vereini-
gung die Laufzeit dieses Abkommens verkürzte und 
die vielen Vietnamesen somit zur Rückkehr zwingen 
wollte. Viele sind jedoch dieser Aufforderung nicht 
nachgekommen und keineswegs heimgekehrt, son-
dern haben versucht, sich aus eigener Kraft weiter 

„über Wasser zu halten“ und „illegal“ in der Stadt zu 
verbleiben. 

Da auch in diesem Fall seitens der DDR bei der 
Erhebung statistischer Daten kein besonderer Wert 
auf ethnische Fragen gelegt wurde, stehen ebenso 
wenig Daten zur Verfügung, um die Veränderungen 
innerhalb dieses Zeitraums präzise darzulegen. Die 
Statistiken über Berlin-Ost wurden im Übrigen erst-
mals im Jahr 1992 im Statistischen Jahrbuch Berlins 
veröffentlicht (Abbildung 4). 

Die Veränderung des ethnischen Bildes  
Berlins von 1992 bis 2010 

Infolge der Wende, der Überwindung der Teilung 
der Stadt und der Gestaltung eines politisch und ge-
sellschaftlich einheitlichen Systems hat in Berlin eine 
neuartige Entwicklung auf vielen Ebenen stattgefun-
den. 

Zwischen 1950 und 1990 hatten verschiedene 
Ursachen eine Rolle bei der Ansiedlung der aus-
ländischen Bevölkerung in Berlin gespielt. Um die 
räumliche Verteilung der Ausländer nach der Stadt-
vereinigung präzise darzustellen, wurden mehrerlei 
Statistiken zurate gezogen. Für das wieder vereinte 
Berlin zeigen die Statistiken ein permanentes Wachs-
tum des Ausländeranteils zwischen 1992 (11,2 %) und 
2007 (14,0 %), während im Jahr 2010 eine leichte Ab-
nahme zu erkennen ist. Eine andere Tendenz lässt 
sich ausmachen, wenn man die Entwicklungen in 
den zwei ehemals getrennten Stadtteilen betrach-
tet: Einerseits ist der bedeutende Unterschied in den 
Ausländeranteilen zwischen Ost und West weiterhin 
auffallend, andererseits ist in Berlin-West ein Rück-
gang des Ausländeranteils erkennbar (2007: 19,6 %; 
2010: 17,7 %), während der Anteil der Ausländer in Ber-
lin-Ost angestiegen ist (2007: 4,9 %; 2010: 6,7 %). 

Neben den auf die Ausländer bezogenen Statisti-
ken ist es aber auch von Bedeutung, den Anteil der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund (Ausländer 
und Deutsche mit Migrationshintergrund) zu berück-
sichtigen. Auf Berlin bezogene Zahlen hierzu sind seit 
2007 verfügbar: Während der Ausländeranteil 2007 
bei 14 % lag, betrug der Anteil der Personen mit Migra- 
tionshintergrund 25,7 % der Bevölkerung Berlins. Die-
ser Unterschied hat sich in den folgenden Jahren mit 
dem Sinken des Anteils der Ausländer noch vergrö-
ßert. Der markante Unterschied zwischen den zwei 
Statistiken ist hauptsächlich durch die steigende 
Anzahl der eingebürgerten Ausländer zu erklären. 
Die größten Unterschiede sind in den innerstädti-
schen Bereichen des ehemaligen Berliner Westteils 
zu beobachten, während in Berlin-Ost größere Ab-
weichungen zwischen den Anteilen nur in den nörd-
lichen Teilen von Marzahn und Lichtenberg zu finden 

	 Abb. 4	 Die räumliche Verteilung der 
		  vietnamesischen Minderheit in Berlin 1992
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sind (Abbildung 5). Die Spezifika dieses Phänomens 
werden in der folgenden Analyse im Zusammenhang 
mit den einzelnen Nationalitäten ausgeführt. 

Die räumlichen Angaben zu den vier im Rahmen 
dieses Beitrags untersuchten Minderheitengruppen 
haben neben der Kartierung auch die Anwendung 
von statistischen Untersuchungsmethoden ermög-
licht – die Ergebnisse wurden mithilfe des Indexes 
der Segregation dargestellt³. 

Das erste auffallende Phänomen bei der Untersu-
chung der Indexwerte zur Segregation ist die Abnah-
me bei allen Gruppen zwischen 1992 und 1995, wobei 
dies bei den Vietnamesen und den Minderheiten der 
ehemaligen Sowjetunion etwas deutlicher zu erken-
nen ist als bei den Türken und Polen. Diese Tendenz 
hat sich zum Ende der neunziger Jahre in zwei Fällen 
in eine steigende Segregation umgewandelt, und 
zwar bei den Vietnamesen und den Minderheiten 
der ehemaligen Sowjetunion; bei den Türken und 
Polen ist hier ein geringerer Anstieg zu erkennen. Die 
Ergebnisse zeigen die stärkste Segregation (47 % bis 
60 %) bei den türkischen und vietnamesischen Grup-
pen, deren heutiges räumliches Bild besonders stark 
durch die Prozesse und Ansiedlungsmöglichkeiten 
vor 1990 beeinflusst wurde. Die räumliche Verteilung 
der Polen und der ehemaligen sowjetischen Staats-
bürger führt zu geringeren Segregationswerten, was 
einerseits aus der historischen Entwicklung der be-
reits seit langer Zeit anwesenden Gruppe der Polen 
zu folgern ist, andererseits durch die stärkere Einwan-
derung der ehemaligen sowjetischen Staatsbürger 
seit 1990 erklärt werden kann. 

Die türkische Minderheit 
Für den Zeitraum ab 1990 können die aus der Türkei 
nach Berlin gekommenen Migranten in zwei cha-
rakteristische Gruppen eingeteilt werden. Es gibt 
einerseits die aus dem kurdischen Gebiet der Türkei 
stammenden Menschen, die vor den bewaffneten 
Konflikten und Terroranschlägen nach Deutschland 
geflohen sind und bemüht waren, sich mithilfe des 
Flüchtlings-Status langfristiger anzusiedeln. Ande-
rerseits hat ein dominanter Teil nach der Familien-
zusammenführung nach einem sichereren Lebens-
unterhalt in der Stadt gesucht (Häussermann, H. 
- Kapphan, A. 2002).

Die Tendenzen in den letzten 20 Jahren unter-
scheiden sich in vielen Punkten von der Zeit vor der 
Wiedervereinigung. Einer der wichtigsten Faktoren 
ist – neben einer deutlich niedrigeren Zahl von Ein-
wanderungen im Vergleich zu der Zeit vor 1990 – das 
aus statistischer Sicht permanente Schrumpfen der 
türkischen Bevölkerung in Berlin (1992: 138 733 Perso-
nen; 2001: 125 084 Personen; 2010: 104 556 Personen). 
In diesem Fall ist es jedoch wichtig, die Entwicklung 
der Anzahl der eingebürgerten Personen zu berück-
sichtigen, welche als einer von vielen Faktoren die 
Richtung der Veränderung erklärt. Ab 1991 wurden 
durchschnittlich 3 500 Türken pro Jahr eingebürgert, 

sodass die tatsächliche Zahl der Menschen mit tür-
kischem Hintergrund in Wirklichkeit steigt. Dies wird 
durch die Tatsache unterstützt, dass der Anteil der Be-
völkerung mit Migrationshintergrund (Abbildung 6) 
in den von Türken bewohnten Bereichen (Wedding, 
Kreuzberg, Neukölln und die nördlichen Regionen 
von Tiergarten, der östliche Teil von Spandau) den 
höchsten Wert (über 40 %) sowie die größte Differenz 
(über 30 %) für den Anteil der ausländischen Bevölke-
rung ausmacht. 

Auffallend ist die Geschlossenheit der Türken in 
dem Sinn, dass ihr räumliches Bild sich im Vergleich 
zum Jahr 1992 angesichts der Aufhebung der Teilung 
der Stadt nicht viel verändert hat (Abbildung 7). 1992 
haben 0,6 % und 2010 3,8 % der in Berlin ansässigen 
Türken in der Region der ehemaligen DDR gewohnt. 
Ihre Anzahl und ihr Anteil haben sich zwischen den 
zwei Zeitpunkten zuerst in den Gebieten von Ber-
lin-Ost zugenommen, die an Berlin-West angrenzen 
(Treptow, Friedrichshain, Pankow). Die Anwesenheit 

3  Der Index der Segregation zeigt, 
wie viel Prozent einer bestimm-
ten Minderheitengruppe in  
andere Bereiche der Stadt um-
ziehen müssten, damit ihre räum-
liche Verteilung mit der Vertei-

lung der gesamten Bevölkerung 
übereinstimmt. Ein Wert von 0 % 
bedeutet hierbei die totale Mi-
schung, einer von 100 % die ab-
solute Separierung (Johnston, R. 
– Poulsen, M. – Forrest, J. 2010).

	 Abb. 5	 Der Anteil und die Abweichung von dem Anteil der 		
		  Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Berlin 2010
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von türkischen Bewohnern ist in den günstigeren 
Vierteln, die in den östlichen sowie äußeren Teilen 
der Stadt liegen, verschwindend gering geblieben. 
Eine Erklärung für dieses Phänomen kann unter-
schiedlich aussehen. Einerseits dürfte der Grund 
hierfür darin zu finden sein, dass die Mitglieder einer 
Minderheit die Vorteile und Sicherheiten des in den 
westlichen Bezirken entwickelten Sozialnetzes und 
der Infrastruktur präferieren, während die Diskrimi-
nierung und Bedrohung in den östlichen Stadtteilen 
eine größere Gefahr bedeuten (Kemper, F.-J. 1998a). 
Andererseits spielt bei der Wahl des Wohnorts durch 
die Türken heutzutage nicht nur der Preis eine Rol-
le, sondern es rückt auch die Qualität immer mehr in 
den Vordergrund (Schulz, M. 2002). 

Die oben genannten Entwicklungen werden von 
den Ergebnissen zum Index der Segregation unter-
mauert: Für die Türken zeigt sich die markanteste Se-
parierung unter den untersuchten Gruppen in 1992 
(59,3 %), welche infolge des immer kleiner werden-
den Werts im Jahr 2010 durch die nun am stärksten 
segregierte Gruppe der vietnamesischen Minderheit 
abgelöst wird. In der Analyse dieser Zahlen sollte 
allerdings die hohe Anzahl der Einbürgerungen be-
rücksichtigt werden: Es stellt sich nämlich angesichts 
der statistischen Angaben ein der Segregation ent-
gegengesetzter Prozess ein, wobei die beschriebene 
Tendenz hinsichtlich der türkischen Gemeinschaft in 
Wirklichkeit auf keinen Fall so dramatisch ist. 

Die polnische Minderheit 
Im Unterschied zur Tendenz der 1980er Jahre, als die 
massenhafte Rückkehr der Spätaussiedler die bedeu-
tendste Rolle gespielt hat, haben nach 1991 neuartige 
Prozesse zwischen Polen und der heutigen deut-
schen Hauptstadt eingesetzt. 

Infolge der in 1989 eingeführten gesetzlichen Ver-
änderungen, die hinsichtlich der Anzahl der Bundes-
deutschen strenge Beschränkungen enthielten, wur-
de das seit 1981 intensive Wachstum der polnischen 
Gemeinschaft bis zu Beginn der 2000er Jahren von 
einer Stagnation und Verringerung begleitet. Nicht 
nur die Intensität, sondern auch die Gründe für die 
Migration hatten sich verändert. Der in 1981 begon-

nenen Krise folgte ein wirtschaftlicher und politischer 
Wandel in Polen.

Trotz oder gerade wegen aller dieser Einflüsse hat 
Berlin infolge des wirtschaftlichen Aufschwungs nach 
der Vereinigung erneut viele günstige Arbeitskräfte 
benötigt. So haben viele Polen während dieser Zeit in 
Branchen, wo Arbeitskräfte mit niedrigen Fachkennt-
nissen benötigt wurden, die Möglichkeit gesehen, 
den eigenen existenziellen Aufstieg zu finden. Es ist in 
diesem Zusammenhang wichtig zu betonen, dass die 
illegalen Einwanderer und die auf dem Schwarzmarkt 
ihren Lebensunterhalt verdienenden Polen dabei in 
den offiziellen Statistiken nicht auftauchen, wie über-
haupt im Hinblick auf die vorliegenden Zahlen der hier 
betrachteten Minderheit grundsätzlich unterschiedli-
che Schätzungen existieren. Für das explosionsartige 
Ansteigen nach dem Anschluss an die EU hat es eine 
wesentliche Rolle gespielt, dass die bis dahin illegal in 
der Stadt anwesenden Gruppen sich nach 2004 legal 
in Berlin aufhalten und heimisch werden konnten (Sta-
chelberger, D. 2007). 

Die oben genannten Entwicklungen und Verände-
rungen können dann auch anhand des Verlaufs der 
Zahl der polnischen Einbürgerungen fundiert belegt 
werden. Die bis 1990 stark wachsende Anzahl (1981: 237 
Personen; 1986: 637 Personen; 1990: 3 554 Personen) hat 
sich wegen der rechtlichen Veränderungen in einen 
starken Rückgang (1991: 1 504 Personen; 1996: 168 Per-
sonen; 2000: 81 Personen) umgewandelt. Während die 
polnischen Einwanderer der achtziger Jahre die Staats-
bürgerschaft wegen ihres Status (Spätaussiedler) pro-
blemlos erhalten haben, war dies nach 1990 ungleich 
schwerer möglich. Dies dauerte bis 2000 an, als der 
Abnahme wegen der Einführung des neuen Staats-
bürgerschaftsgesetztes eine Stagnation folgte. Der 
nächste Aufschwung hat mit dem Anschluss an die EU 
begonnen, doch die Intensität erreichte nie die Werte 
der achtziger Jahre. 

Das zahlenmäßige Bild der polnischen Gemeinde 
Berlins spiegelt stark die oben genannten Entwicklun-
gen wider. Die deutsche Politik hat mit dem Anschluss 
an die EU mit massenhaften Einwanderungen aus Ost-
Europa gerechnet, doch diese blieben aus. Der Grund 
für den 2010 stattgefundenen Rückgang ist, dass die 
polnischen Einwanderer größtenteils keine langfris-
tige Ansiedlung geplant haben, sondern versuchten, 
Kapital zum Aufbau ihrer eigenen Existenz im Heimat-
land aufzubringen (z. B. Bildung, Hausbau, Kauf eines 
PKW) und danach das Leben in Polen weiterzuführen 
(Miera, F. 2008). 

Die Werte des Indexes zur Segregation bewegten 
sich zu Anfang 2000 in Richtung der Angleichung 
(1992: 31,8 %; 2001: 27,8 %), mit dem Zuwachs der Ge-
meinde haben sie sich in 2007 (29,5 %) aber wieder zur 
größeren räumlichen Geschlossenheit bewegt. Die 
Tendenz im Zusammenklang mit den obengenannten 
Prozessen bewegt sich heutzutage wieder leicht in die 
Richtung der Angleichung (2010: 28,9 %). 

Im Vergleich zu der Lage in 1992 (Abbildung 2) sind 
die Konzentrationen in der östlichen Stadthälfte in 2010 
verschwunden, nur in Berlin-West sind von den Polen 
dichter bewohnte Einheiten zu finden (West-Wilmers-
dorf, Nordwest-Reinickendorf ). Hinsichtlich der, wenn 
auch fallenden, absoluten Werte, sind sie besonders 
im Westteil der Stadt anwesend (Abbildung 8). 

	 Abb. 7	 Die räumliche Verteilung der Türken in Berlin 2010
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Die Minderheiten  
aus der ehemaligen Sowjetunion 

Seit den neunziger Jahren sind bedeutende Verände-
rungen nicht nur in der Zusammensetzung, sondern 
auch in der Größe der Gruppen von Migranten einge-
treten. Die bis dahin nicht in den Statistiken auftau-
chenden Minderheiten der ehemaligen Sowjetunion 
haben sich seither in wachsender Anzahl in Berlin 
angesiedelt. 

 Während der neunziger Jahre sind etwa 25 % der 
gesamten Einwanderer aus den Nachfolgestaaten 
der ehemaligen Sowjetunion angekommen – haupt-
sächlich aus den Gebieten der Russischen Föderation 
und Kasachstan. Mit dem Fall des „Eisernen Vorhangs“ 
wurden den Spätaussiedlern, besonders aus den 
asiatischen Gebieten, mehr Möglichkeiten gegeben, 
nach Deutschland heimzukehren. Diese Gruppen 
konnten aber erst ab 1992 nach Berlin kommen, da 
die deutsche Politik mit einer Quote die Zahl der Auf-
nahme der Migranten geregelt hat und für diese in 
den Jahren 1990/91 die Ansiedlung nur in anderen 
Bundesländern möglich war. Neben den Aussiedlern 
stellten die russischen Juden eine beträchtliche Grup-
pe dar, die sich zunehmend mit den nationalistischen 
Bestrebungen in ihrer Heimat konfrontiert sahen 
und überwiegend aus den Großstädten des europäi-
schen Teils der Sowjetunion in die deutsche Haupt-
stadt gekommen sind. Die politische Führung hat 
auch in diesem Falle Quoten bestimmt, infolge derer 
nach 1994 eine unvermittelte Ansiedlung in Berlin 
aus den Gebieten der ehemaligen Sowjetunion un-
möglich war (Häussermann, H. – Kapphan, A. 2002). 
Trotz alledem war die Berliner Gemeinde der Juden 
am Ende des Jahrtausends die schnellst wachsende 
Diaspora (Jasper, W. – Glöckner, O. 2001). 

Bei der Untersuchung der Minderheiten aus der 
ehemaligen Sowjetunion ergibt sich die gleiche Pro-
blematik wie bei der polnischen Gemeinde: Mit der 
automatischen Einbürgerung ist ein überwiegender 
Teil der Spätaussiedler in den offiziellen Statistiken 
und dadurch auch für die Analyse verloren gegan-
gen. Laut den ab 2001 verfügbaren Daten wurden 
zwischen 2001 und 2009 jährlich durchschnittlich 690 
Einwanderer aus der ehemaligen Sowjetunion ein-

gebürgert, doch ohne diese Personen bilden sie die 
am dynamischsten wachsende Minderheitengruppe 
in Berlin: Innerhalb eines Jahrzehntes nach 1992 hat 
sich ihre Zahl verdoppelt (1992: 15 696 Personen; 2001: 
32 607 Personen) und nach der Jahrtausendwende 
ist weiterhin ein leichtes Wachstum zu beobachten 
(2010: 37 846 Personen). 

Eines der wichtigsten Charakteristika ist, dass es 
sich hierbei um die Minderheit handelt, die neben 
den Vietnamesen immer dominanter in Berlin-Ost in 
Erscheinung tritt. Dies ist besonders darauf zurück-
zuführen, dass die deutsche Politik den Migranten in 
den äußeren Bezirken von Berlin-Ost Wohngebiete 
zugewiesen hat. Danach hat sich ein selbst verstär-
kender Prozess eingestellt: Die folgenden Ansiedler 
haben freiwillig statt der ihnen unpersönlich erschei-
nenden Stadtteile die von ihren Nationalitäten be-
wohnten Gebiete gewählt, wozu Mahrzahn, Hellers-
dorf, Lichtenberg sowie Charlottenburg zählten (Kil, 
W. – Silver, H. 2006). 

Bei der räumlichen Verteilung wird deren Verdop-
pelung deutlich sichtbar (Abbildung 9), und neben 
den Polen ist es die Gruppe mit der gleichmäßigsten 
räumlichen Verteilung in der Stadt. Im Ostteil der 
Stadt ist ihre Rate wegen des höheren Ausländer-
anteils verhältnismäßig niedrig (nördlicher Teil Mar-
zahns und Hellersdorfs, die südlichen Teile Lichten-
bergs), im Westteil ist die Rate aufgrund ihrer großen 
absoluten Zahl höher (Ost-Charlottenburg, Nord-
Schöneberg sowie Wedding). 

Die vietnamesische Minderheit 
Infolge der politischen Veränderungen in 1989/1990 
und während des Prozesses der Wiedervereinigung 
der beiden deutschen Staaten wurde das einst zwi-
schen der DDR und Vietnam geschlossene Abkom-
men aufgelöst und die vietnamesischen Arbeits-
kräfte wurden aus den staatlichen Firmen entlassen. 
Infolgedessen sind viele dieser Menschen in ihre 
alte Heimat zurückgekehrt, eine keineswegs kleine 
Gruppe wollte allerdings ohne gültige Aufenthalts-
erlaubnis weiterhin in Berlin bleiben. Die Lage wur-
de dadurch erschwert, dass zahlreiche Vietnamesen 
nach Perspektiven für bessere Lebensbedingungen 

	 Abb. 8 	 Die räumliche Verteilung der Polen in Berlin 2010
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	 Abb. 9	 Die räumliche Verteilung der ehemaligen 
		  sowjetischen Staatsbürger in Berlin 2010
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in Deutschland suchten und mehrere Tausend Leute 
jährlich in Deutschland – in ihrem Gastland – um Asyl 
baten. Ein 1993 in Kraft getretenes Gesetz hat diesen 
Prozess abrupt beendet, da die dort fixierten Rege-
lungen es fortan ermöglicht haben, die Migranten 
in das dritte Land zurückzuschicken, durch das sie 
Deutschland erreicht hatten (Schmalz-Jacobsen, C. – 
Hansen, H. 1995). 

Um die Situation zu entspannen, wurde ein neu-
es bilaterales Abkommen abgeschlossen, welches 
den ehemaligen Arbeitskräften ermöglichte, bis 
zum Auslaufen des ursprünglichen Abkommens in 
Deutschland zu bleiben, sowie bei Erfüllung beson-
derer Kriterien (sicheres Einkommen und Wohnver-
hältnisse, angemessene Sprachkenntnisse, keine Vor-
strafen usw.) ein langfristiges Visum zu bekommen. 
Diese Kriterien waren allerdings schwer zu erfüllen, 
da zahlreiche Fabriken und Unternehmen wegen der 
wirtschaftlichen Veränderungen im Ostteil schlie-
ßen mussten und die Arbeitslosigkeit ohnehin zu 
den größten Problemen gehörte. Vor diesem Hinter-
grund ist es nicht verwunderlich, dass zuallererst der 
Schwarzmarkt den Migranten die Möglichkeit gebo-
ten hat, ihren Lebensunterhalt zu sichern. Während 
noch zu Beginn der neunziger Jahre die Umstellung 
der Planwirtschaft in Berlin-Ost auf die neuen Markt-
bedingungen eine nachhaltige Krise ausgelöst hat, 
eröffnete diese wirtschaftliche Umstellung den Viet-
namesen zu Beginn der Zweitausender Jahre zweifel-
los neue „Erwerbsmöglichkeiten“. 

Es ist nicht nur als Folge der historischen Entwick-
lung zu verstehen, dass die vietnamesische Minder-
heit sich größtenteils im Ostteil konzentriert. Die 
Vietnamesen, die entlassen wurden, durften in Ber-
lin-West keinerlei Unternehmen gründen. Infolge-
dessen haben sie neben der Schwarzarbeit versucht, 
die wirtschaftliche Sparte zu nutzen, die sich durch 
den wirtschaftlichen Wandel neu auftat: Sie fanden 
ihren Platz im Einzelhandel (Kil, W. Silver, H. 2006). 

Aufgrund dieser Geschehnisse ist die vietname-
sische Minderheit heute unter den am schnellsten 
wachsenden Gruppen zu finden. Bei den statistischen 
Angaben ist es noch wichtig, anzumerken, dass bis 
2000 nur wenige Einbürgerungen beantragt wurden 

und dass auch während des letzten Jahrzehnts die 
Zahl der Einbürgerungen nur sehr langsam zuge-
nommen hat (zwischen 2001 und 2009 durchschnitt-
lich 138 Personen pro Jahr). 

Die Abnahme des Indexes der Segregation zwi-
schen 1992 und 1995 (Abbildung 6) steht in Zusam-
menhang mit dem Rückgang der Zahl der vietna-
mesischen Minderheit in Ostteil um 10 % (1992: 5 044 
Personen; 1995: 4 411 Personen). Der Grund für die 
von 1995 bis 2000 zunehmende intensive Separation 
(1995: 46,7 %; 2001: 52,3 %) ist in der Folge der oben 
skizzierten schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen zu finden. Obwohl diese Tendenz ab 2000 
zurückgegangen ist, hat die vietnamesische Minder-
heit in 2010 den höchsten Wert zur Segregation ver-
buchen können (2010: 53,2 %). 

Das Bild der räumlichen Konzentration lässt sich 
hervorragend anhand der Abbildung 10 ablesen: Die 
größten Gruppen wohnen in Marzahn und Lichten-
berg sowie teilweise in Hohenschönhausen; ihre 
Situation im Westteil der Stadt unterscheidet sich 
nur geringfügig von der in 1992, d. h. ihre Zahl und 
ihr Anteil können hier weitestgehend vernachlässigt 
werden. 

Fazit 
Die sich während der zweiten Hälfte des zwanzigsten 
Jahrhunderts beschleunigende Urbanisierung und 
Globalisierung, ebenso wie die zwischen Angebot 
und Nachfrage von Arbeitskraft auftretenden räum-
lichen Disparitäten, implizieren nach wie vor die 
Entstehung zahlreicher gesellschaftlicher und insbe-
sondere städtischer Konflikte, mit denen die europäi-
schen Gesellschaften ausnahmslos früher oder später 
konfrontiert wurden bzw. werden. 

In diesem Beitrag wurde anhand des besonderen 
Beispiels Berlin der Frage nachgegangen, wie die 
heutigen ethnischen Prozesse noch immer durch 
räumliche, politische und wirtschaftliche Trennun-
gen beeinflusst werden. Aufgrund des vielschichti-
gen Charakters des Forschungsfeldes beschäftigen 
sich zahlreiche Disziplinen mit dem Thema. Im Ver-
gleich zu der geografischen Herangehensweise sind 
bei der Betrachtung der Forschungslandschaft häu-
figer auch politische, soziologische, kulturelle und 
wirtschaftliche Aspekte in der Auseinandersetzung 
mit dem Thema zu finden. 

Einerseits durch die aufgearbeitete Fachliteratur, 
andererseits mithilfe der Erstellung thematischer 
Karten aus räumlichen Daten sowie mittels statisti-
scher Methoden gelang es, das räumliche Bild und 
die herausragenden Tendenzen in der Entwicklung 
ethnischer Gruppen darzustellen. Aufgrund unter-
schiedlicher historischer Hintergründe und verschie-
dener rechtlicher und wirtschaftlicher Gegebenhei-
ten hat sich die Einordnung der Minderheiten in die 
deutsche Gesellschaft und die Ansiedlung in Berlin 
auf ganz unterschiedliche Art und Weise vollzogen. 

Die sich zu Anfang der neunziger Jahre heraus-
gebildete räumliche Gestalt hat zweifellos die ört-
lichen Entwicklungen der sich in der geteilten Stadt 
angesiedelten Minoritäten grundsätzlich bestimmt. 
Auch die heute erkennbaren Tendenzen sind in die-
se Struktur eingebettet. Anhand der heutigen An-
siedlungsstruktur kann die ehemalige Teilung Berlins 

	 Abb. 10	 Die räumliche Verteilung der Vietnamesen 
		  in Berlin 2010
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noch immer abgelesen werden. Hier zeigt sich, dass 
die Entwicklung nicht zu weniger Segregation, son-
dern offenbar zu einem Verbleib dieser Menschen in 
den von ihnen bewohnten Stadtteilen führt. 

Unter den untersuchten Gruppen sind außerdem 
einige andere Personenkreise, die sich frei im gesam-
ten Stadtgebiet angesiedelt haben und bei denen 
die ehemalige Trennung nicht mehr eine bedeuten-
de Rolle gespielt hat. Dies betrifft diejenigen Min-
derheiten, die entweder aus historischen Gründen 
schon lange in der Stadt anwesend sind oder deren 
Einwanderung größtenteils nach der Wende stattge-
funden hat. 

Die vorgestellten Veränderungen und Prozesse 
beinhalten zudem zahlreiche andere und mit der 
räumlichen Betrachtung eng verbundenen Aspekte. 
Die Aufdeckung solcher gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Charakteristika, die hinter der Räumlich-

keit stecken, kann ein nächster Schritt in der weiteren 
Forschung sein. Die Untersuchung des Status ver-
schiedener Gruppen am Arbeitsmarkt, die Erklärung 
des Zusammenhangs zwischen der Lage des Woh-
nungsmarktes und der räumlichen Segregation usw. 
bilden zukünftige Betätigungsfelder und würden zu 
einem tieferen Verständnis des vorgestellten Feldes 
beitragen. 

Autorin:  Borbála Gyapay

Frau Borbála Gyapay ist PhD-Studentin der Humangeografie 
an der Eötvös Loránd Universität in Budapest (Ungarn)
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Im Statistischen Jahrbuch für den 
Preussischen Staat von 1910 sind auf der 
Seite 341 die Persönlichen Verhältnisse der 
Abgeordneten der XXI. Legislaturperiode 
(2. Session) wiedergegeben. Es sind das 
Alter, das Religionsbekenntnis und der 
Berufsstand tabelliert und mit 9 Fußnoten 
untersetzt. Die 21. Legislaturperiode des 
Preußischen Abgeordnetenhauses reichte 
von 1908 bis 1912. In der Tabelle sind alle 
bis Anfang Oktober 1910 eingetretenen 
Veränderungen der Wahl von 1908 enthalten. 
Einige Fußnoten sind uns heute schwer 
verständlich. Die Nr. 2 und 3 bedeuten, dass 
zur Disposition gestellte Personen sich zur 
weiteren Verfügung bereithalten sollen, aber 
ansonsten aus dem aktiven Dienst entlassen 
sind. Ein Hospitant war ein Parlamentarier, 
der sich als Gast einer Fraktion anschloss. 
Unklar hingegen bleibt, was unter Erledigte 
Sitze zu verstehen ist. 

Die altersmäßig stärkste Gruppe im 
Preußischen Abgeordnetenhaus waren 
mit 37,2 % die 50 bis 60 Jahre alten Herren, 
Frauen hatten weder das aktive noch das 
passive Wahlrecht – im Mittel waren diese 
56,1 Jahre alt und zu 68,8 % evangelischer 
Konfession. Mit 35,4 % bildeten die Land-
wirte (Gutsbesitzer) den von der Anzahl 
her stärksten Berufsstand. Die mächtigste 
Fraktion waren allerdings die Konservativen 
mit 34,7 % der Abgeordnetensitze. Völlig ab-
geschlagen waren die Sozialdemokraten mit 
6 Sitzen. Im Reichstag stellten sie dagegen 
im Jahre 1912 mit 34,8 % der Wählerstimmen 
110 Parlamentarier, das waren 27,7 % der 
Sitze – die stärkste Fraktion. 

Im heutigen Brandenburger Parlament 
sitzen 61 Akademiker (69 %), 25 Arbei-
ter (28 %) und 20 Personen (23 %), die 
im öffentlichen Dienst gelernt haben. 
45 Parlamentarier führen die Bezeichnung 

„Diplom“ im Titel, davon 11 den Nachsatz 
Lehrer, die noch von 2 Nicht-Diplom-Leh-
rern flankiert werden. Vertreten sind auch 
8 Diplom-Juristen und 5 Rechtsanwälte, 
denen nur ein Notargehilfe zu Seite steht. 
Insgesamt haben 16 Abgeordnete zwei 
Berufe angegeben, Doppelnennungen sind 
also zugelassen. Nach den Tätigkeiten vor 
der Mandatsübernahme bzw. während des 

Historisches  1910

Persönliche Verhältnisse  
der Abgeordneten  
des Preußischen Abgeordnetenhauses

Mandates unterscheidet man in 18 Beamte 
(20 %), 14 Selbstständige (16 %), 48 An-
gestellte (55 %), 2 Studenten (2 %) und 
4 Altersrentner (5 %).

Im Berliner Abgeordnetenhaus ist der 
älteste Abgeordnete 74 – ein promovierter 

CDU-Rechtsanwalt – und die jüngste – eine 
Piratenfrau – 20 Jahre alt; die Abgeordneten 
sind im Mittel 46 Jahre. Für die Mitglieder 
des Berliner Abgeordnetenhauses kann an 
dieser Stelle leider nur das Alter ausgewer-
tet werden.

Autor:  Jürgen Hübner



⌜⌜Die Bedeutung und Auswirkungen der Fehlerrechnung  
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Ermittelte Fehlerkurven für die 18 Landkreise und kreisfreien Städte in Brandenburg  
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